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Arbeiterzeitung des 


Bundes Ü .... so: 


Fußtritt 
für SPD-Linke 


Durch Kauf korrupter Abgeordneter aus den Reihen 
der. SPD/FDP-Bundestagsfraktion erzwangen CDU/ 
CSU um 1 Jahr vorgezogene Bundestags-Neuwahlen 
im November dieses Jahres. Nach kurzem und hefti- 
‚gem Wahlkampf der türgerlichen Parteien siegte die 
bisherige Regierungskoalition aus SPD und FDP über 
CDU/CSU, die ihre größte Wahlschlappe seit Existenz. 
der BRD einstecken mußte. 

Der Wahlkampf brachte ein außerordentlich akti 
ves Engagement der Wählermassen selbst, besonders 


e-fast vollständig für SPD. Der übergroße Teil der 
Jung- und Erstwähler stimmte ebenfalls für SPD. S 
Geschickt von den SPD-Führern eingefädelte Props- E 
ganda zur Gleichberechtigung und „gesellschaftlichen 
Besserstelung der Frau“ brachte such in diesem Be-S 
reich einen bedeutenden Stimmenzuwachs, = 
Nach ihrem Wahlsieg hatten ie SPD-Führer nichts 
wichtigeres zu tun, als zu „gemeinsamen Beratungen“ 
mit CDU/CSU-Bossen über die „anstehenden gemein- 
samen großen Aufgeben“ zu eilen. Aus den „Gegnern“ 


SPD-Vorstandssprecher Schulz (r.) mit Parteichef Brandt 


auf Seiten der SPD. Das kam auch in der schr hohen 
Wahlbeteiligung von über 91 % zum Ausdruck, der bis- 
her höchsten Wahlbeteiligung bei Bundestagswahlen 
in der BRD überhaupt. Ebenfalls brachte der Wahl- 
kampf eine deutliche Polarisierung der Bevölkerung: 
auf seiten der SPD die Arbeiterklasse und fortschritt- 
liche Teile des Kleinbürgertums — auf CDU-Seite de 
Kapitalistenklasse, der größte Teil des Kleinbürgertums- 
die „freien Berufe", der Kleinhandel, das Lumpen- 
Proletariat und reaktionär verhetzte Elemente. 

Die Mobilisierung der Arbeiterschaft gegen die 
Politik von CDU/CSU brachte auch einen Einbruch 
zugunsten der SPD in Teilen der katholischen Arbei- 
terschaft und der Kleinbauern, einem Reservoir, das 
sonst traditionell der CDU/CSU zufiel. 

Das Wahlergebnis bestätigte die Richtigkeit dieser 
SPD-Taktik: Die in früheren Wahlkämpfen festge- 
stellte „Wahlmödigkeit”“ gerade unter den Arbeitern 
konnte überwunden werden. Die Arbeiterklasse stimm- 


im Wahlkampf wurden wieder die Partner beim 
Regierungsgeschäft. Als dagegen die Führer der Ge- 
werkschaften, der Jusos, usw. vorsichtig an einige 
Wahlversprechungen der SPD erinnerten, z. 


8 
„pani- 
tätische Mitbestimmung“ und „Überwindung der 
Bildungsmisere“, wurden sie von den SPD-Führern 
& Dr 
Sa 
= 


zurückgeschmette rt und von deren Vorstandsspreche r 
in übler Weise beschimpft. Sie hätten „kein Recht, 
Forderungen andesen Staat zu stellen“: — Der 
Mohr hat seine Schuldigkeit getan; der Mohr kann 
‚gehn! Die SPD-Führer brauchen jetzt freie Hand, 
um mit den Kapitalisten den von diesen geforderten 
„Stabilitätspakt“ zulasten des Afbeiterinteressen her- 
Zustellen. Die SPD-Führer haben deswegen ihren ge- 
samten „linken Anhang“ in die Wüste geschickt. 
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Springers „Welt” rin 


inksextremen” Gegnern.” Der Grund: Die Verfolgung der sogenannten 


„Baader-Meinhof-Gruppe” 


findet gegenwärtig ihre Fortsetzung in einer 


Anrollenden Prozeßwelle. In der nächsten Zeit wird keine Woche und kaum 
ein Tag vergehen, wo die bürgerlichen Massenmedien Presse, Funk und 


Fernsehen nicht 


iber neue „terroristische, Verbrechen” berichten, 


durch die Prozesse „ans Licht befördert” wurden. Der „Rechtssiaat” 
antwortet nicht nur, er schlägt zu. Und es geht dabei nicht mur um die 
„linksextremen Gegner”, die auf der Anklagebank sitzen. Mit ihnen sollen 
äie sozialistischen Ideen gerichtet werden, die (allerdings ohme die 
3 abenteuerlichen Phantasien von Horst Mahler und seinen Freunden) wieder 
3 größeren Einfluß in der westdeutschen Arbeiterbewegung gewinnen. 


{dem Teror.Uneil über 10 
reibeitsentzug 
Werner Hoppe legte die Jastz 
im Juli dieses Jahres ihre Verfah- 
renslinie „in Sachen Baader/Mein- 
hof” fest, Werner Hoppe wurde als 
Begleiter Petra Schelms verhaftet, 
als diese am 15. Juli 1971 in Ham- 
burg-Bahrenfeld von der Polizei er- 
schossen wurde. Das Gericht verur- 
teilte Hoppe wegen „versuchten 
Totschlags in drei Fällen". Nach 
dem Gutachten eines Waffen-Sach- 
verständigen war aber nur ein 
Schuß aus Hoppes. Pistole mit 
Sicherheit nachweisbar. und maxi: 

mal zwei Schüsse waren möglich. 

ıs Gericht stützte sich in seiner 
„objektiven Rechtsfindung” auf 
völlig widersprüchliche und z.T. so- 
gar auf eindeutig widerlegte Anga- 
ben der Polizei (gl. „Arbeiter 
kampf” 21). 

Dieses Muster wird in der 
nächsten Zeit in vielfältigen Varia- 
tionen auf den Markt kommen: 
® „Nach, zweiährger „ Unters- 
chungshaft begann am 9. Oktober 
in. Westberlin der Prozeß_ gegen 
Horst Mahler, dem die „Gründung 
einer kriminellen Vereinigung” »>- 
wie die Planung von drei Banküber- 
fällen und die Mitwirkung an einem 
davon vorgeworfen. werden. 
® Am 7. November wurde in 
Karisruhe das Verfahren gegen 8 
Mitglieder. des ehemaligen Heider- 

Sozialistischen Patienten- 

(SPK) eröffnet. Gegen 
zwei weitere SPK-Mitglieder wird 
später ein gesondertes Verfahren 
durchgeführt. Dieser „innere Kern” 
des SPK, eine Gruppe also von 
knapp einem Dutzend Leuten, soll 
laut Anklageschrift „für das Jahres 
ende 1972” die „Beseitigung der 


22. Oktober vorigen Jahres in Un- 
tersuchungshaft. 

© Seit dem 24. November stehen 
in Westberlin Brigitte Asdonk, Mo- 
nika Berberich, Irene Goergens, In- 
grid. Schubert, Eric Grusdat und 


© Gerichtsprozesse erwarten dars- 
berhinaus nicht nur die als „RAF 
Mitglieder verhafteten Ulrike Mein- 
hof, Andreas Baader, Gudrun Enss- 
in, Holger Meins, Manfred Grashof, 
Jan-Carl Raspe, Thomas Jünschke 
und andere. Das Ausmaß der Er- 
mittlungsverfahren und Prozeßvor- 
bereitungen geht weit über diesen. 
Kreis der „Hauptangeklagten” hin- 
aus. Springers „Welt” nannte am 
10. Oktober 65’Namen (!) von Per- 
sonen, die als „Sympathisanten”, 
„Heifersheifer” und „Kontaktieu- 
i€” der „Baader/Meinhof-Gruppe” 
verdächtigt werden: u.a. die Profes- 
soren Brückner, Seifert und Alt- 
vater, die. Rechtsanwälte Schäy, 
Lang, Croissant, Reinhardt, Sudhö- 
ter und Bergmann. die Ärzte 
v. Seckendorff, Ewe, Wilde und Shi- 
rani, weitere Schriftsteller, Journali- 
sten, Schauspieler, Ingenieure, Stu- 
dienräte, Architekten, Pfarrer, wis- 
senschaftliche Assistenten und Stu- 
denten. 


Ein „unabhängiges” Gericht 


Es gehört schon zum normalen. 
Ab lauf bei Gerichtsprozessen ge- 
gen Linke, daß die „unabhängigen” 
Richter in brenzligen Situationen. 
zugunsten der Anklage eingreifen, 
daß die Verteidigung in ihrer Angı- 
mentation und Beweisführung ein- 
geengt wird, daß bei Protesten der 
Zubörer gegen das Vorgehen der 
Justiz die Öffentlichkeit ausge- 


befangen abichnte, wurde zurückge- 
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ortschritt oder Reaktion 
SPD oder CDU." Diese Parole 
war das Grundmuster, mit der 
ie SPD-Führungin den Wahlkampf 
ep. „Fortschritt oder” Reak- 
tion”, sowohl in der Innen- wie 
auch in der Außenpolitik. 

Die , SPD-Führer versprachen 
friedlichen Ausgleich mit den 
Völkern Osteuropas („neue Ostpoli- 
tk”) und besonders mit der DDR. 
(Grundvertrag, Bahr-Kohl-Gesprä- 
che). Die SPD-Führer versprachen. 
‚Ausbau der EWG und „Vertiefung 
der Beziehungen” zwischen den be- 
teiligten Ländern, Unter der letzten 
CDUgeführten Regierung ver- 
schlechterten sich die Beziehungen 
zu Frankreich. Unter der SPD kam 
die Sache wieder ins reine. Weitere 
europäische Staaten (England, Ir- 
land, Dänemark) bereiten gegenwär- 
(ig ihren Eintritt in die EWG vor. — 
Die Bevölkerung akzeptiert mehr- 
heitlich diese Politik. als vermeint- 
liche Sicherung einer langfristig 
friedlichen Entwicklung der west- 
deutschen Außenpolitik. 

Dieser berechtigte Wunsch. der 
Menschen auf Frieder/ ohne Risiko 
— nach zwei grauenhaften Welt- 
kriegen — konnte von der glaubhaf- 
teren Politik und Propagande der 
SPD-Führer einfach besser in Wahl- 
stimmen umgewandelt werden als 
von den CDU/CSU-Bossen. Die 
‚Außenpolitik der SPD/FDP-Regie- 
ung hatte das Image, wirkliche — 
wenn auch manchmal nur klei 
Schritte nach vorn zu tun (sog. 
„menschliche Erleichterungen” für 
DDR-Bürger). Dadurch hob sich 
diese Politik deutlich vom bloßen 
Gerede der CDU ab. Vor allem auch 
von deren offenkundig unerfüllbe 
ren Maximalforderungen an die ost- 
europäischen Regierungen, denen 
der Geruch einkalkulierter harter 
Konfrontation anhaftete. 

Die SPD-Führer. versprachen, 


sich um die „Sicherheit der Arbeits- 


plätze” zu kümmern. Strauß dage- 
gen drohte 5% Arbeitslose an, als 
„Preis für die Wiedererreichung der 
Stabilität.” — Die SPD-Führer ver- 
sprachen den Kampf gegen Miet- 
wucher uhd Bodenspekulation. Die 
CDU, ‚konnte. hier nur ihre „War- 
nung” setzen, daß auch auf’ dem 
Wohnungsmarkt „die Prinzipien der 
freien Marktwirtächaft nicht einge- 
schränkt werden dürfen.” 

Die SPD-Führer versprachen „ge- 
rechtere Vermögensverteilung." Die 
CDU-Bosse wetterten nur gegen an- 
geblich „überhöhte Löhnforderun- 
gen der Gewerkschaften.” — In den 
Augen der Mehrheit der Bevölke- 
mung übertrieb die CDU das Pro- 
‚lem der „inneren Sicherheit.” Das 
Geschrei "dieser Leute, num zu 
einem „Generalangrilf” auf die ge- 
samte Linke in der BRD überzu- 
gehen, die pauschal als „Sympathi 
santen der Baader-Meinhof-Bande” 
diffamiert wurde, erweckte bei vie- 
len Menschen unangenehme „Erin- 
nerungen an die deutsche Vergan- 
genheit.” — Die SPD/FDP-Regie- 
Tung dagegen konnte die gefange- 
nen Mitglieder der „Baader-Mein- 
‚Bof-Gruppe” vorweisen. Sinngernäß 
Ientgegnete Scheel im Fernsehen auf 
CDU-Vorwürfe, es werde für die 

Sicherheit der Bürger” zu wenig 

tan: ‚Baader-Meinhof? ... ich 
weiß gar nicht, was sie wollen. 
Davon wird bei uns doch nur noch, 
in den Gerichtssälen geredet!” 

Die SPD-Führer riskierten einen 
‚Hauch von Klassenkampf” im Wahl- 
kampf, als sie sich gegen die Flut 
von Großanzeigen der Kapitalisten 
wendeten. Sie wetterten gegen die 
„Unternehmer und  Millionäre", 
gegen „das große Geld” und putz, 
ten sich selbst als „Partei des klei- 
nen Mannes” als „Partei der 85 %" 
der Habenichtse heraus. 

Den SPD-Fülrerh schien es im 
Wahlkampf nicht gerade unange- 


lung zum Sozialismus”. Waren diese 
„Vorwürfe"” doch bestens geeignet, 


‚die Arbeiter und fortschrittliche 


Schichten des Kleinbürgertums. 
noch stärker an die SPD und an 
sozialdemokratische Illusionen zu 
binden. 

Folgerichtig legten die 
SPD-Führer während des Wahl- 
kampfes auch gar keinen Wert da- 
rauf, sich übermäßig vom „Vor- 


'DRPI mit mind 2 
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Wurf" des Sozialismus „reinzu- 
waschen.” Stattdessen kreuzten sie 
mit. dem alten Hut eines „demokra- 
tischen Sozialismus” der SPD auf. 
$o konnten sie die Hoffnungen 
vieler Arbeiter auf eine sozialisti- 
sche Politik mobilisieren und für 
sich vereinnahmen. 

-Zum anderen diente die Parole 
vom „demokratischen Sozialismus” 
zur antikommunistischen Verleum- 
dung des wirklichen Sozialismus als 
vorgeblich „undemokratisch”. Also 
zur Verleumdung derjenigen Gesel- 
‚schaftsform, in der die Arbeiterklas- 
se tatsächlich die politische Macht 
ausübt und ebenso zur Verleum- 
dung einer wirklichen sozilist- 
schen Politik im Kapitalismus als 
„autoritär und dogmatisch.” 

SPD-Politik nach der Devise ‚wir 
sind die besseren Sozialisten, die 
eigentlichen Sozialisten, die Kom- 
munisten bloß die autoritären Ver- 
fälscher des Sozialismus’ — diese 
Politik ist nicht neu: Nach Grün- 
dung der BRD trat die SPD Kurt 
Schumachers mit der Parole der 
„Erkämpfung des Sozialismus als 
Tagesaufgabe” (!) auf und hetzte 
gegen die KPD als „konservative 
Kraft”, die den Sozialismus auf den 
St.Nimmerleinstag verschieben 
wolle. 


In Wirklichkeit‘ ist der „demo- 
kratische Sozialismus” der SPD nur 
eine neue Wortschöpfung für das 
gemeinte kapitalistische System, 
das die SPD-Führer nach eigenem 


mus” der'SPD entspricht der „so- 
zialen Marktwirtschaft" der CDU. 


mit offen chauvinistischen Parolen 
auf: „DEUTSCHE, wir können 
stolz sein auf unser Land” prangte 
es neben dem  strahlend-tolzen 
Konterfei Bundeskanzler Brandts 
von hunderttausenden Plakaten. In 
der Geschichte machten solche Pa- 
Tolen aus dem Mund deutscher 
Staatsoberhäupter unsere west- 
lichen und östlichen Nachbarn im- 
mer sehr hellhörig. Ruft da nicht 


Beide Wortschöpfungen meinen. 


dasselbe gesellschaftliche System — 


den Kapitalismus. 


Es ist natürlich, daß im Zeit“ 
älter des niedergehenden Kapıtalıs- 
mus und des weltweiten Sieges des 
Sozialismus, jede bürgerlich-kapita- 
listische Strömung und Partei sich 
schmückt mit Begriffen wie „sozis- 
listisch” oder zumindest „sozial”. 
etc. Davor machen nicht einmal die 
ärgsten Feinde des Sozialismus — 
die Faschisten — halt. So nennt sich 
2.B. die faschistische Partei Italiens 
„Soziale Bewegung” (MSI); der 
deutsche Faschist Strasser sprach in 
bezug auf seine Politik vom „Deut- 
schen Sozialismus” und auch die 
Nazis wollten nicht auf ein „soziali- 


stisches” Namensschild verzichten. , 


A Er 
SPD-Führer im Wahlkampf auch 


zentriertem Trommelfeuer überzu- 
gehen. Entscheidend für diesen 
Wahlkampf war vor allem die bisher 


Cher-Haus bei der SPD neu angemel- 
det. In der gleichen Zeit 
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CDU-Reservoi, sondern durch die 


‚Arbeiterkampf Nr. 24/Dez, 72 


in Strom von Arbeitern über- 

flutete am 22. November die 
[Straßen von Mailand. Aus al- 
ien“ Regionen Italiens folgten 
200.000 Arbeiter dem Aufruf der 
Metallgewerkschaften zur nationa- 
len Demonstration; damit war nicht 
mur der Höhepunkt der Tarif- 
kämpfe 1972 erreicht. sondern 


vereinigen. Aber der riesige Platz 
war für die ungeheure Menge zu 
klein. Das Ende der Züge mußte in 
den benachbarten Straßen bleiben, 
während Arbeiter und Gewerk- 
schaftler sowie Genossen einer viet- 
namesischen Delegation ihre Reden 
hielten. 

Mailand, die Stadt der „strage di 


SM 


Während der Metaller-Demonstration am 22.November in Mailand ws 


mus) 


auch die eindrücksvolle Demonstra- 
tion der Hunderttausend im „hei- 
Sen Herbst” 1969 übertroffen. 
Sechs kämpferische Demonstra- 
tionszüge zogen stundenlang durch 
die Straßen der Stadt, um sich 
schließlich auf dem Domplatz zu 


Bombenanschläge. 


zum Faschis- 


stato” (faschistischer Bombenan- 
schlag, der am 12. Dezember 1969. 
sechzehn Menschen tötete) und der 
blutigsten Provokationen der Bour- 
geoisie — aber auch, wie sie ein alter 
Mailänder Arbeiter in seiner Rede 
genannt hat, „das Herz der italieni- 


22. Oktober: 60.000 Arbeiter demonstrieren in Reggio gegen faschistische 


2) 


schen Arbeiterklasse” — erscholl 
stundenlang von kämpferischen und 
politisch bewußten Parolen. Nicht 
eng auf den Tarifvertrag be- 
schränkt, gingen die Arbeiter auf 
die gesamte politische Situation ein, 
richteten sich gegen die repressive 
und_ arbeiterfeindliche Andreotti- 
Regierung, gegen den von der 
Staatsgewalt unterstützten faschisti- 
schen Terror: 

„Eine Bombe, ein Prozeß, eine 
strage di stato; aber die Arbeiter- 
klasse wird die schwarzen Machen- 
schaften stoppen.” 

Die Demonstranten forderten 
die Befr { fange 
ner, die Verteidigung der Kampf- 
und Organisationstormen der Arbei- 
terklasse, den einheitlichen Kampf 
der nord- und süditalienischen Ar- 
beiter. Und wieder waren die Paro- 


len_des „heißen Herbst" ’69 zu 
hören: 

„Fäscisti, borghesi, ancora pochi 
mesi” (Faschisten, Kapitalisten — 
nur noch wenige Monate) und „Das 
ist nur der Anfang, der Kampf geht 
weiter!” 

In Mailand am 22. November 
haben die Metaller klar und deut- 
lich gezeigt, daß sie der von der 
‚Bourgeoisie propagierten „Norma- 
sierung” _entschiedenen” Wider. 

tand entgegensetzen werden. Da- 
mit haben sie die durch den übereil- 
ten Schluß der Chemie-Tarifrunde 
vor einigen Wochen veranlaßten 
pessimistischen Einschätzungen 
über den weiteren Verlauf der Tarif- 
kämpfe widerlegt. Der Kampf der 
Metaller, auf dem am Anfang die 
Verzögerungstaktik und die 
Schwankungen der Gewerkschafts- 
spitzen, eine gewisse Isolierung und 
der ungenügende Ausgang der Tarif- 
runde im Chemiebereich gelastet 
hatten, erfuhr in den letzten Wo- 
chen eine zunehmende Radikalisie- 
rung, die den Hoffnungen der Kapi- 
talisten auf einen nur kurzen Zu- 


sammenstoß und auf einen 
schmerzlosen Tarif-Vertrag einen 
kräftigen Schlag versetzte, 

Eine entscheidende Wende zeich- 
nete sich ab im Zusammenhang mit 
der von den Gewerkschaften organi- 
sierten nationalen Konferenz von 
Reggio über die Probleme der ökono- 
mischen Entwicklung und die Aut 
gaben der Arbeiterbewegung in 
Süditalien. Faschistische Komman- 
dos nahmen diese Konferenz 
Anlaß, eine großangelegte Provoka- 
tion zu starten. Die Züge, die die 
Arbeiter aus dem Norden nach 
Reggio zur Demonstration am 
Oktober fuhren, wurden zum Ziel 

enanschlägen, 
kein Blutbad. 
verursachten. 60 000 Arbeiter zeig- 
ten daraufhin aul der trotz alledem 
durchgeführten Demonstration ihre 


Empörung und ihre Wat. 


In knapp achtundvierzig Stun- 
den konnten ein Generalstreik und 
Dutzende von Demonstrationen in 
verschiedenen italienischen Städten 
organisiert werden, die das außer- 
ordentliche Kampfpotential der itz- 
ienischen Arbeiterklasse zum Aus- 
druck brachten. 


Der politische Generalstreik ge- 
gen die Bomben der Faschisten, der 
von den Gewerkschaften am 24. 
Oktober, für eine Stunde erklärt 
worden wat, aber in der Mehrzahl 
der Betriebe bis auf vier Stunden 
verlängert wurde, war ein bedeuten- 
des Ereignis: das Zeichen der poli- 
tischen Sensibilität und der Mobili- 
sierungsfähigkeit der Massen; das 
Zeichen eines Willens zum direkten 
Eingreifen in as politische Leben, 
der es satt hat mit den Ieeren 
Bittschriften und den formellen 
Spitzenprotesten. 50 000 Arbeiter 
und Studenten auf der Straße in 
Bologna, 40 000 in Rom und Mai- 


22.November: 200.000 Metaller aus ganz Italien sind in Mailand zusammen- 
‚gekommen, um für ihre Forderungen zu demonstrieren. 


land; Tausende in Potenza, Pisa, 
Palermo und anderen Städten: der 
24. Oktober war auch ein Moment 
des politischen Wachstums der tz- 
lienischen Massen. Denn seiten hat- 
ten sich an einem Kampftag so viele 
Elemente verbunden. Selten hat die 
Arbeiterklasse eine so grün 
und breite Antwort auf die allseiti- 
gen Angriffe des Kapitals gegeben. 


Nicht nur gegen die 
sche Provokation _prot 
überall Tausende und Zei 


de, sondern gegen die Fasc! 
des. bürgen s 
Überhaupt, gegen die 


Repression in den Bet 
den Schulen, gegen 

Kapitalisten und der Regierung, die 
Kosten der Krise auf die Schulte 


22. November: In Rom demonstrieren 40.000 Bauarbeiter, Arbeiter und Angestellte des Stastes, Metaller und 
Bankangestellte gemeinsam gegen die Politik des bürgerlichen Staates und für die Forderungen ihrer Klasse. 


der Arbeiterklasse abzuwäl 
gen die Entlassungen 
Beitslosigkeit („Ci 


summlungen und Züge bis z 
monstration der 200 000 
land, ist der Wile zu 
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Fußtritt für die SPD-Linke 
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SPD-Führern im Wesentlichen zur 
demagogischen „‚Begründung” ihrer 
Politik im Interesse, eben dieser 
beschworenen „Mitte”, einer Poli- 
tik, die „nicht allein im Interesse 
der Arbeiter" gemacht werden 
kann. wie Brandt sich einmal aus- 
drückte. Diese gleiche Funktion für 
die SPD-Führer hat auch der ständig 
wiederholte Hinweis auf eine angeb- 
liche „Bremset-Rolle. der FD) 
nerhalb der Koalition. 

latsächlich handelt es sich hict- 
bei um ein Spiel mit verteilten 
Rollen zwischen SPD- und 
/FDP-Führern im Interesse einer 
Verwirrung der. Arbeiterklasse, Ei- 
nem Spiel allerdings, bei dem der 
Regisseur stets der gleiche bleibt — 
die Kapitalistenklasse. 

Die SPD-Regierung braucht zu- 
dem Hinweise auf die „Bremser- 
Rolle” der FDP, die angeblich not- 
wendige „Rücksichtsnahme auf 
andere Interessen”, um überhaupt 
ihre bürgerliche Politik - innerhalb. 
der eigenen Partei und gegenüber 
ihren Wählern begründen" zu 
können. 

Wenige Tage vor der Wahl — als 
Umfrage-Institute schon das Ergeb- 
nis eines deutlichen Sieges der 
SPD/FDP-Koalition meldeten — be- 
zann Kanzler Brandt bereits sein 
„Wahlkampf-Kostüm” wieder aus- 
Zuziehen. Nicht mehr „Fortschritt 
oder Reaktion” hieß ”es, in den 
letzten Zeitungs-Interviews, die er 
gab. sondern „Zusammenarbeit. auf 
Strauß und Barzel, für das „Wohl 
des Ganzen“, für das „ 
Deutschen“ — wie es 


in- 


Am 18. November — also einen 
Tag vor der Wahl — brachte die 
„Hamburger Morgenpost'" ein letz- 
tes Brandt-Interview, worin dieser 
ausführte, daß nach der Wahl „sich 
dann alle politischen Kräfte wie: 
der zusammenfinden (müssen) zu 
‚gemeinsamer Arbeit zum Wohls des 
Volkes und der ganzen deutschen 
Nation. Ich bin dazu bereit.” 


Noch, in der Wahlnacht selbst 
begannen die SPD-Größen die 
„Wahlkampf-Kulissen” wieder weg- 
Zuschieben. Aus den wortreichen 
„Arbeitnehmer-Vertretern” wurden 


wieder die alten Geschäftsträger 
einer bürgerlichen Regierung. Nich 
mehr „Fortschritt oder Reaktioı 
stand zur Debatte, sondern das An- 
‚gebot Brandis an Barzel zu „ge- 
meinsamer Beratung”. Aus dem 
„‚Gegner” von gestern wurde der 
Partner von morgen. 


Bereits ein paar, Tage nach der 
Wahl gingen die SPD-Führer zu 
‚massiven Angriffen gegen diejenigen 
Kräfte über, die ihnen zum Wahlsieg 
verhalfen: gegen die Gewerkschaf- 
{en (stellvertretend für die Arbeiter- 
klasse und andere werktätigen. 
Schichten) und gegen die Jusos 
(stellvertretend für die werktätige 
und lernende Jugend). 


"Als Gewerkschaften und Jusos. 
‚den SPD-Vorstand vorsichtig an be- 
‚stimrpte Zusagen erinnerten, z.B, an 
die „paritätische Mitbestimmung” 
und "die „Verbesserung der Bil- 
dungsmisere", mußten sie sich 
durch diesen anpöbeln lassen. 
SPD-Vorstandssprecher Schulz. 
kanzelte dies als „egoistische Grup- 
peninteressen” ab und sprach Ge- 
werkschaften und Jusos pauschal 
das. Recht ab, bestimmte „Forde- 
rungen an diesen Staat” zu stellen: 
„Gemeint sind jene, die ohne ein 
Quentchen mehr oder weniger an 
Legitimation als alle anderen aus. 
‚dem Wahlsieg Forderungen für sich 
und, ihre Heerhaufen ableiten wol- 
Ten.” tt nach „Hamburger 
Morgenpost“ vom 23.11.72) 

Hast konnte man meinen, hier 
nicht einen SPD-Führer zu hören, 
sondern den CSU-Boß Strauß 
'höchstpersönlich. Es gehört für ei- 
nen SPD-Führer schon. allerhand 
Kaltschnäuzigkeit dazu, Arbeiter- 
klasse und Jugend in diesem Staat 
als „Heerhaufen”, zu diffamieren, 
die gefälligst keine „egoistischen 
Gruppeninteressen” als „Forderun- 


gen an diesen Staat"! "zu stellen 
haben, sondern ..... ja was eigent- 
lich? 


Offenbar wohl den Mund halten 
ünd abwarten. was vom gedeckten. 
„Tisch der Reichen“ für sie an 
‚Krumen abrällt, 

« Wesen Interessen will” die 
SPD-Regierung eigentlich wahrneh- 


men, wenn nicht die Interessen der 
zig Millionen Arbeiter, Angestellten, 
kleiner Beamter und Jugendlichen, 
eben jene „Interessen der 85.% der 
Habenichtse”, die von den 
SPD-Führern im Wahlkampf so eif- 
tig beschwören wurden? Was ver- 
stchen Brandt & Co unter dem 
vielzitierten „Wohl des gänzen Vol- 
kes”, wenn nicht in erster Linie das 
Wohl seiner übergroßen Mehrheit? 
Offenbar doch das Wohl einer ge- 
wissen Minderheit, eben der Kapita- 
listenklasse. Den Forderungen die- 
ser Leute jedenfalls, die bereits ei- 
nen Tag nach der Wahl unzweideu- 
tig. auf dem Tisch lagen, sind die 
SPD-Führer bisher herzlich gern 
und ohne viel Aufhebens nachge- 
kommen. 


Im Wahlkampf war es gerade der 
‚linke’ Anhang der SPD-Führer, die 
Gewerkschaften, die Jusos, der SHB 
(Sozialdemokratischer Hochschul- 
bung) etc., der der SPD die Masse 
an Wähler-Stimmen zuführte. Und 
dieser gesamte ‚linke' Anhang muß 
es nun — schon wenige Tage nach. 
‚der Wahl — erleben, wie ihm die 
'SPD-Führer dies danken: durch ei- 
nen Tritt in den Hintern. 


Die SPD-Führer sind ihrer Sache 
derart sicher, daß sie es nicht ein- 
mal für nötig erachten, wenigstens. 
eine gewissen „Anstands-Frist” ein- 
zuhalten. Dies zeigt, was die 
SPD-Führer gegenüber Ärbeiterklas- 
se und fortschrittlichen Teilen der 
Bevölkerung noch glauben, sich er- 
lauben zu können, 


Diese Entwicklung war durchaus. 
abzusehen. Sie eröffnet aber gleich- 
zeitig. verbesserte Chancen für die 
Entwicklung — _ komnunistischer 
Massenpolitik. Einer Politik also, 
die es versteht, echte Alternativen 
zum bürgerlichen Parteien-Betrieb 
zu entwickeln. Eine auschließlich 
an den Interessen der Arbeiterklasse 
orientierte Massenarbeit ist hierfür 
ebenso Voraussetzung, wie der 
Bruch mit dem pseudo „linken 
Sektierertum verschiedener „kun 
munistischer"" Gruppen und dem 
penetranten _Parteiladen-Plunder 
von DKP und anderen. 


Einige politische Gruppen woll- 
ten die Wähler zur Abgabe von 
Proteststimmen gegen die, bürgerli- 
chen Parteien CDU/CSU, SPD und 
FDP gewinnen, Ohne die Chance, 
eigene Vertreter ins Parlament zu 
schicken, sollten die Wähler doch 
wenigstens auf dem Stimmzettel 
irgendwie ihre Unzufriedenheit mit 
der Politik aller bürgerlichen 
Parteien zum Ausdruck bringen. 

So propagierten die „KPD/ML"s 
zusammen mit einigen anderen 
Gruppierungen, den Stimmzettel 
durch Beschriften mit Parolen un- 
gültig zu machen. - Die DKP stellte 
sich zwar mit eigenen Kandiditen 
zur Bundestagswahl; indessen war 
klar, daß die DKP nicht die gering- 
ste Chance hatte, über die undemo- 
kratische 5 %-Klausel zu kommen. 
Auch die Wahl der DKP hatte also 
einen Protest-Charakter. 

Das. Wahlergebnis. zeigt. einen. 
merklichen Rı der Protest- 


Stimmen. Mit_91,2 % lag die Wahl- 
ee 


älder ungültigen Stimmen st 


KPD-Verbot, als keine Partei links 
von der SPD kandidierte) ein so 


Doke Tel auf ae : 
kam vor allem der SPD zugute, die 
Aeen größten Irlampn er Base 
Ba Tuner Ile 
Konnte und erstmal de EDUICSU 


überrundete. 


hal D, nachdem die DFU 
1 und die ADF 
1869 immerhin 0,6 % der Stimmen 


bekam. Das bedeutet, daß die 


un 
alterdem daß ulgemal 


schnittlich nahezu "jeder 


ich mit der krausesten Logik 
kann die DKP dieses Wahlergebnis 
nicht zu einem Erfolg hochjubeln. 
Freilich haben die DKP-Führer 
damit. recht, wenn sie sagen, daß 
dieses Wahlergebnis nicht die wirk- 
liche Stärke der außerparlamentari- 
schen Linken widerspiegelt. Gerade 


daraus zieht ja die Bourgeoisie pro- 
Pagandistischen Vorteil, indem sie 
das lächerlich niedrige Wahlergebnis 
der DKP als Argument zitiert, die 
Bevölkerung hätte „den Radikalen 
eine Abfuhr erteili” und für die 
„demokratischen Parteien” (d.R. für 
die bürgerlichen Parteien) gestimmt. 

Die DKP hat über das zu erwar- 
tende Wahlergebnis übertriebene 
Hoffnungen nicht nur verbreitet, 
sondern auch selbst gehegt. 

So wurden z.B. angesichts von 
mehr als 2 Mio. neuen Wählern 
große Erwartungen an eine Angabe 
aus dem Jahresbericht 1971 des 
„Verfassungsschutz” geknüpft: bei 
den : Bremer Bürgerschaftswahlen 
1971 hätten über 14% der Jung- 
wähler für die DKP gestimmt. — Bei 
einer öffentlichen Diskussion vor 
den Wahlen in einem Hamburger 
Studentenwohnheim plauderte Bea- 
te Landefeld (DKP-Bundestagskan- 
didatin und Mitglied des Parteivor- 
Standes) aus, mehr als „nur” etwa 
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CHILE: 
‘Friedlicher 
Übergang’ 
zum 
Sozialismus? 


5 %Klausel 


een Wahlen aa 2 
'mit dem nis „nicht. zu- 
frieden” erklärt, aber versöhnend 
hinzugefügt, die DKP würde den 
Arbeitern das Ergebnis nicht weiter 
Übel nehmen. Immerhin sei ja das 
Hauptziel erreicht, näinlich die Ab- 
wehr von Strauß und Barzel. Und 
am Erreichen dieses Ziels hätte 
schließlich auch die DKP mitge- 
wirkt, deren „Stärkung” nun das 
Alerwichtigste sei. 

Der DKP-Parteivorstand kann 
nicht erklären, warum das Wahl- 
ergebnis der DEP m wach- 

Aden Einfluß” der Fariet ent- 


gefälligkeit („DKP stärken") zuge- 
deckt wird. Vor der Tatsache, daß 
die mit den September-Streiks, 69 
„eingeleiteten Arbeiter-Kämpfe 3 


lassen — wer das nicht wollte, 
dürfte aber auch „Rotfront” kin- 
schreiben. Der Tübinger KABD rief 


dazu auf, nicht zur Wahl zu gehen. 
„KPD/ML” und „KPD” fühlten 
er ee Reg rDz een 


Ben Ve ee 
Kandidatur” zu begründen 
Uns interessiert hier die 


| 
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weg erklärte, „kein e} 
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KPD von ihren Richtern hät yerbie- 
fen lassen, hat sie der Arbeiterklasse 
die Möglichkeit genommen, das 
bürgerliche Parlament für den prole- 
tarischen Kampf auszunutzen.” 
Zum anderen müsse aber überhaupt 
erst wieder eine Kommunistische 
Partei aufgebaut werden. 

Indem man also „Weg mit dem 
KPD-Verbot!” auf den Stimmzettel 
schreibt, dokumentiert man. seine 
Unterstützung der ersten „Haupt- 
aufgabe”. Indem man dann noch 
„KPD!” dazu setzt, hat man auch 
die zweite „Hauptaufgabe” unter- 
stützt, nämlich‘ die. Neugründung 
einer Kommunistischen Partei. 

In der „Wahrheit” vom Oktober 
ist diese sehr logische und prinzk 
pienfeste: Wahl-Empfehlung noch 
auf eine besonders ulkige Art be- 
gründet worden: 

„Es genügt nicht, wie die 16 
Jahre KPD-Verbor bewiesen haben, 
den Kommunisten nur beizupflich- 
ten oder sie zu bedauern. Aufgeho- 
ben wird das Verbot nur durch 
massiven Kampf der Arbeiterklasse 
für ihre eigene Partei; kein anderer 
wird es für uns tun. Die einfachste 
nd gleichzeitig aktive Handlung als 
echte Willensäußerung ist die Kenn- 
zeichnung des Stimmzettels mit den 
Buchstaben KPD.” 

Hier wird den Arbeitern die un- 
gültige Stimmabgabe, geradezu als 
Ersatzhandlung schmackhaft ge- 
macht: Wenn Ihr schon 16 Jahre 
lang nichts getan habt, um uns 
Kommunisten zu unterstützen, 
dann könntet Ihr doch diesmal 
wenigstens ‚KPD' auf Euren Stimm- 
zettel schreiben — das tut Euch 
nicht weiter weh, und wir schen. 
immerhin Euren guten Willen! 

Ähnlich wie in der Oktober- 
"Nummer hat die „Wahrheit” erneut 
im November argumentiert: 

„Nicht die Wahl einer bürger 
lichen Partei; sondern der Aufbau 
einer eigenen _ revolutionären, 
kommunistischen Partei steht auf 
der Tagesordnung. Den Willen, 
diese Partei aufzubauen, bekunden 
alle fortschritilichen Arbeiter und 
Kommunisten am 19. November 
auf‘den Stimmzetteln mit der Lo- 
zung WEG MIT DEM KED-VER- 
BoTı KPDı” 

Wir sehen hier das unter den 
Super-„Linken” .sehr beliebte In- 
strument der moralischen Erpres- 
sung angewandt: Hör mal Kolle- 
ge, alle fortschritlichen Arbeiter 
schreiben diesmal ‚KPD’ auf den 
Stimmzettel. Und da willst ausge- 
rechnet DU nicht mit dazu gehö- 
ent? 


Noch etwas wilder trieb es 
in Hamburg die mia KBB/NRF 
zusammenarbeitonde VROEERTEME 

Te ründ- 
Ticher Arbei- 
ü 

er ist nicht zu klären, wieweit 
hinter den Redensarten von „alle 
fortschrittlichen Arbeiter” "etc. 
handfeste Illusionen über den Wahl- 
ausgang steckten. Sicher ist aber, 
daß die Genossen mit solchem Ge“ 
schwätz, das in grellem Kontrast zu. 
den wirklichen Verhältnissen steht, 
ihren Beitrag dazu leisten, nicht nur 
sich selbst, sondern dig Kommuni- 


u a a 
alen. ie gewonsheftamikg ale; 


ükgetreiben: 


Worum geht es 


Wenn die Genössen die Wahlen 
gleichsam zu einer Volksabstim- 
mung gegen das KPD-Verbot und 
für eine neue KPD machen wollten; 
0 sind ihnen „alle fortschrittlichen 
Arbeiter” darin durchaus nicht ge- 
folgt. Ei (ehr 


de SPD, „auf der Tags 


ges.Voi isti- 
ren. 
ie politisch bewußtesten Arbei- 


ter wissen aber, daß eine rerolutio- 
näre Partei ihrer Klasse nicht mit 
dem Stimmzettel aufgebaut wird, 
daß " „Willensbekundungen” auf 
‚dem Stimmzettel für die Schaffung 
‚einer solchen Partei bloße Spielerei 
sind. Bei den Wahlen stand nicht 
die Frage an, ob eine KPD aufgebaut 
‚werden soll oder nicht. Diese krage 
wird auf einem ganz anderen Feld, 
im Klassenkampf, in der Auseinan- 
dersetzung um die politische Linie 
der Arbeiterbewegung entschieden. 
Bei den Wahlen ging es darum, 
weiche Partei an die Regierung soll 
— und da ist die SPD freilich auch 
den. politisch bewußtesten Arbei- 
tern immer noch etwas lieber als die 
CDU/CSU, solange es auf.dem 
Stimmzettel nur diese Schein-Alter- 
native gibt. 


Armeen 
Brandt — wen denn sonst? "Härdie 
sp Te Stimmung 

en bewul = 


braucht man ja nicht zu erzählen, 
wie das ist mit der SPD, wie sie sich, 
in der Vergangenheit mit Arbeiter- 
blut. beschmutzt hat, wie sie sich 
dem Kapital verkauft, hat, wie sie 
heute reaktionäre Gesetze in Kraft 
setzt, wie sie durch ihren gewerk- 3 
schaftlichen Einfluß die wirtschaft- 


Aichen Kämpfe schwächt usw. Aber, 


„wen denn sonst?” — Da ist 
mean 
SCHIMZETTER; und eine "Moße 
‚Willensbekundung”, daß man 
doch gern eine Alternative haben 
würde in Gestalt der'KPD, ist für 
die Katz, 


Die Genossen vom KBB/NRF 
Teden. doch oft vom „Aufschwung 
der_ Arbeiterbewegung.” Wie hat 
dieser „Aufschwung” sich im Wahl- 
ergebnis niedergeschlagen? Wie hat 
die. Verschärfung der Klassen- 
kämpfe in den letzten Jahren seit 
den Septemberstreiks 69, wie hat 
die Regierungs-Politik der SPD seit 
Bildung der Großen Koalition Ende 
1966 ihren Ausdruck im Wahlergeb- 
nis gefunden? 

Man könnte sagen, daß der ganze 
„Aufschwung” der letzten Jahre 
keine grundsätzlichen Folgen hatte 
außer der Umgruppierung von einer 
bürgerlichen Partei zur anderen, von 
der CDU/CSU zur SPD, 

Wir meinen aber, daß das Wahl- 
ergebnis etwas anderes zeigt. Die 

„traditioneller 
'SPD bei diesen 
Wahlen kennzeichnet mehr als das 
Überwechseln von einer bürgerli- 
chen Partei zur anderen; sie ist 
meist Ausdruck einer veränderten 
Einstellung dieser Menschen 
katholische Arbeiter, Kleinbauern, 
Angestellte u.a. — zu den gesell 
schaftlichen Verhältnissen. 


In Bezug auf das Wahlergebnis 
stellen sich also.zwei Aufgaben als 
vordringliche: zum einen die 
Schaffung immer größerer Klarheit 
Über, die Politik der SPD und den 
unversöhnlichen Gegensatz dieser 
Politik zu den grundlegenden Inte- 
ressen der Arbeiterklasse. ‘Zum an- 
deren geht es darum, verstärkt auf 
die ‚Herausbildung einer proletari- 
schen Organisation hinzuarbeiten, 
die sich auf allen Ebenen des gesell- 
schaftlichen Lebens als wirkungs- 
volle Alternative zum bürgerlichen 
Parteibetrieb zu bewähren ver- 
mag. Zu diesen Themen werden in. 
der nächsten Nummer des ARBEI 
TERKAMPF weitere Beiträge er. 
scheinen. = 


. E Das 


en 


für 


ie Hamburger Jusos haben 
Janläßlich der Bundestagswah- 
len in ihrer Broschüre „„Juso. 
Hamburg“ Nr. 5/6 zur Beurteilung 
der SPD.und ihrer eigenen Rolle 
Stellung genommen. Daß sie in 
diesem Zusammenhang aus dem 
ARBEITERKANMPF, also einer 
kommunistischen Zeitung zitierten, 
brachte den rechten SPD-Partei- 
vorstand in Bonn auf die Palme. 
tat lautete: 
‚Das Demagogische und Groß- 


i  mäulige der Juso-Politik liegt aufder 


Hand. Sie schwadronieren, daß slie 
Parteiführung schon nicht mehr an 
ihnen vorbeikönne und sie die „trei- 
ende Kraft“ in der SPD seien. 

Aber sie können nicht einmal 


3 verhindern, daß ihnen bei Mauschel- 


$ sitzungen auf Bezirksebene ihre re- 
‚formistischen Plänchen diskussions- 
los durch die Parteibürokratie vom 
Tisch gefegt werden. Sie müssen 


Fon 


Anzeige 


Juso Hamburg‘ 


erleben, daß ihre wohlgemeinten 
Thesen zur Kandidetenaufstellung 
von der Parteispitze einkassiert wer- 
den und ausgerechnet die CDU] 
CSU es unternimmt, diese Thesen 
dann doch noch zu drucken. Die 
Jusos erhalten gerade soviel „„Frei- 
raum“ in der SPD, wie norwen- 
dig ist, um die in der SPD orgeni- 
sierten fortschrittlichen Jugendli 
chen bei der Stange zu halten.” 
(aus ARBEITERKAMPF Nr. 21; 
in „Juso Hamburg’5/6) 

Die Jusos selbst schrieben da- 
zu, daß dieser „Vorwurf“ „nicht 
aus der Luft gegriffen“ sei "Aller- 
dings heißt es trotzdem weiter un- 
ten im Text. die SPD sei 


wid o 


keit 
zur Durchsetzung einer’ an Arbeit- 
nehmerinteressen orientierten Poli- 
tik Bieter", („Juso Hamburg“, 5/6) 

bie Sıl-Lrasu watch da aber 
ganz anderer Meinung. Der Partei- 


vorstand in Bonn verbot kurzer- 
hand das Erscheinen auch dieser £ 


Rrwchüre. Rerründer wurde‘ diese $ 
Maßnahme damit, daß „Juso Ham-. 
burg” <> gewagt halte, eine kommu- 


nistische Zeitung zu zitieren. 

Da die Broschüre aber, berei 
ausgeliefert war, kündigte man dem 
verantwortlichen Redakteur ein 
Barteiordnungsverfahren mit. dem 
Ziel des Parteiausschlusses an. 


Hier. gehen die rechten SPD- 
Führer offenbar noch über die 
‚Münchner  Antikommunismusbe- 
Schlüsse“ hinaus, die jegliche „Zu- 
Smmenarheit mit: Kommunisten“ 
ausdrücklich untersagen. 

Die Jusos durfen sich demnsch 
nicht einmal mehr mit den Schrif- 


Innerparteiliche Demokratie bei der 
SPD? — Wohl bekommst 
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Vor und während des Wahlkampfes haben viele Juso-Gruppen versucht, 
mehr Einfluß als bisher auf die innerparteiliche Willensbildung der SPD zu 
nehmen. Ebenfalls versuchten sie Einfluß auf die Auswahl der SPD-Bun- 
destags Kandidaten zu bekommen, Die rechten FührungsCliquen in der 
SPD wehrten sich mit Erfolg gegen diese Versuche ihrer Parter-Jugend. 
Noch während des Wahlkampfes und vor allem danach hagelte es 
Disziplinar-Maßnahmen gegen „aufmüpfige” Jungsozialisten. Vielfach wur- 
de mit Partel-Ausschlüssen gedroht. Wo dies nicht den gewünschten Erfolg. 
einer Einschüchterung brachte, wurden direkte Maßnahmen eingeleitet: 
Die betroffenen Jusos wurden ihrer Ämter enthoben, ganze Gruppen 
erhielten Verbot für eigenständiges Auftreten, gegen führende Köpfe von 
Juso-Gruppen wurden „Parteiordnungsverfahren” eingeleitet mit dem Ziel 
eines Ausschlusses. Für viele Jusos zerbrach im Rahmen dieses Wahlkamp- 
fes die Illusion einer sozialistischen Strategie und Perspektive inner. 
halb der SPD. 

Über organisationsinterne Auseinandersetzungen in ostholsteinischen 
‚Juso-Gruppen. berichtet ein Artikel der „ARBEITER-JUGEND-PRESSE" 
(Wr. 5) des KB/Gruppe Eutin. Wegen exemplarischer Bedeutung drucken 


SPD macht Jagd auf linke Jusos 


wir diesen Artikel hier nach: 


m 179. fand in Lütjenburg 
die Wahlkreisvertreter-Ver- 
ımmlung der SPD statt. 

Nach dem Plan der führenden 
SPD-Funktionäre sollte Lauritz 
Lauritzen, derzeit Bundesminister 
für Verkehr, Post und Städtebau, 
‚ohne große Diskussion als Buädes- 
tagskandidat des Wahlkreises 7 
(Plön/Oldenburg) nominiert wer- 
den. Er hatte sich jn den Augen der 
rechten SPD-Delegierten hin- 
reichend durch abgestandene Lob- 


„Leistungen” der soziakliberalen 
Regierung und durch seichte Ar 
grlfe gegen die „üble Mienmacherei” 
der CDU/CSU qualifiziert 
Gar nicht so recht ins Konzept 
paßte den Veranstaltern daher ein 
unvorhergeschener Vorstoß der 
Jusos, Sie trugen eine am 
von ihrer Kreiskonferenz 
fast einstimmig verabschiedete Stel 
lungnahme vor, in der sie die „, 
folge" der sozialdemokratischen 
Regierung bilanziert hatten. Vor 
allem wandten sie sich gegen die 
wachsenden Formierungsbestrebun- 
gen der westdeutschen Kapitalisten- 


klasse, gegen den unter führender 
Beteiligung der SPD forcierten Aus- 
bau des Staatsapparates (Auf- 
rüstung der Polizei) und gegen den 
‚Abbau noch bestehender demokra- 


diese im Krisenfall zur biutigen 
Niederwerfung der rebeilierenden 
Arbeiterklasse benötigt; ferner, 
wie  Brandis Versprechungen, 
„mehr Demokratie wagen” zu wol- 
ien, sich in der Realität — ange- 
sichts der steigenden Militarisierung 
der Gesellschaft durch Wehrkunde- 
erlaß, Errichtung besonderer Bun- 
deswehrhochschulen und der gewal- 
tigen Aufrüstung — zynisch in ihr 
Gegenteil verkehren, wie unter 
dem Deckmantel der Sozialpartner- 
schaft die Tarifabschlüsse so sehr 
gedrückt werden, daß sie einem 
Lohnabbau gleichkommen. 


Letztendlich stellten sie fest, daß 
diese SPD/FDP-Regierung trotz al- 
ler Phrasen über einen vorgeblich 
„demokratischen Sozialismus” uns. 
nicht auf den Weg zum Sozialismus. 
führt, daß der Ausweg vielmehr im 
gemeinsamen Kampf soziaklemo- 
kratischer, kommunistischer und 
anderer Kräfte gegen die wachsen- 
den Formierungsbestrebungen der 


Arbeiterjugend 
Presse 


Deıtung des Kmmmanıstischen Bundes Gruppe Entın 


Barats und Banbehsscheier 


tischer Rechte (Bundelgrenzschutz- 
gesetz, Vorbeugehaft, Berufsverbot 
für Demokraten). 

Insbesondere entlarvten sie die 
schändliche Rolle der rechten 
SPD-Führer, die - wie auch schon 
während der Weimarer Republik — 
‚der herrschenden Klasse helfen, das 
Instrumentarium zu schaffen, das 


Kapitalistenklasse liegt 

Wie micht anders zu erwarten, 
stieß diese berechtigte Kritik an der 
SPD/FDP-Regierung bei den rech- 
ten sozialdemokratischen Delegier- 
ten auf schroffe Ablehnung. Bereits. 
auf dieser Versammlung zeichnete 
sich ab, daß die Jusos sich nicht 
ungestraft der Partei-Führung wi- 


dersetzen können; von einigen Dek- 
‚gierten wurden sie gar auf's übelste 
angepöbelt und mit Zurufen wie 
„Zusammenschlagen!” und „Aus. 
freten soll er!" (OHA, 18.9.) be- 
droht. 

Wenige Tage später holte der 
Landesvorstand zum entscheiden- 
den Schlag aus; es sollte ein Exem- 
pel statuiert Werden — zur Warnung 
an alle noch in der SPD befind- 
lichen fortschrütlichen und ehr- 
lichen Kräfte: Am 23.9. wurde eine 
Sondersitzung des Landeswor- 
standes nach Malente einberufen, 
um „über die Juso-Erklärung anläß- 
lich der Wahlkreisversammlung am 
179.72 zu beraten.” (OHA, 25.9.) 

Erwartungsgemäß wurde das Pa- 
Pier einstimmig vom Landesvorstand 
„nach Form und polıtischem In- 
Halt” abgelehnt. Um einer ihm un- 
angenehmen inhaltlichen Auseinan- 
dersetzung — und damit auch einer 


dere die von den Soziaktemokrsten 


eindeutig festgelegte Abgrenzung eu 
Kommunisten und Rechtsradika- 
ien.” (OHA, 25.9.) 


Als Sofortmaßmahme wurde be- 
schlossen: Die für das Papier Ver- 
antwortlichen werden aller Ämter 
enthoben, ihre Mitgliedschaft ruht. 
Ferner wurde ein Parteiordnungs- 
verfahren eingeleitet mit dem Ziel, 
die Verantwortlichen aus der Partei 
auszuschließen. Drittens sollte ge- 
gen alle Jusos, die das Papier inhalt- 
lich akzeptieren, ein Parteiaus- 
schluß beantragt werden. > 


Um alle potentiellen Gegner der 
Parteilinie ausfindig zu machen und 
die fortschrittlichsten Jusos zu iso- 
ieren — vor allem die Preetzer 
Jusos, die wegen ihrer Kritik an der 
„Neuen. Ostpolitik” den rechten 
SPD-Iern schon lange ein Dorn im 
Auge waren —, startete der expo- 


Auseinandersetzung mit zahlreichen. 
SPD-Koliegep, die hinter dem 

pier standen - auszuweichen, w 
de wieder einmal das Gespenst des 
Kommunistenschrecks  hervorge- 
kramt: Nach Jansens Worten könne 
„eine nur der Demokratie und dem 
Sozialen Gedanken verpflichtete 
Partei wie die SPD es nicht hinneb- 
men, wenn sich Kommunisten oder 
Maoisten in die SPD oder die Jung- 
sozialisten einschleichen, um durch 
die Veröffentlichung von ‚politisch 
hiraverbrannten Thesen’, die durch 
kein Parteiprogramm und keinen 
Parteitagsbeschluß abgedeckt sind, 
die SPD unverantwortich zu 
schädigen. Der demokratische So- 
zilismus der SPD(1)... erfor- 


niert rechte Landtagsabgeordnete 
und Plöner Kreisvorsitzende Klinke 
einen weiteren Vorstoß; er versuch“ 
te, ale 500 Jusos (!) des Kreises zur 
Unterschrift eines Revers zu zwin- 
gen. Ihnen wurde eine Karte und 
ein Begleitbrief zugestellt, in dem es 
unter anderem heißt 

„Wenn du mit dem Text einwern... 
standen bist, so kreuze ja an. wenn 
4u mit dem Text nicht eimversiun- 
den bist, so kreuze mein am... Der 
Landesvorstand fordert den Kreis- 
worstand auf, in seinem Bereich 
umgehend festzustellen, wer inhalt- 
lich hinter dem JS-Papier vom 16. 
September 1972 steht, um gegebe- 
nenfalls _ un E 


Aungsverfahren einzuleiten. 


Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan... 


29. November hat das Bonner 
Landgericht auf Antrag des Par- 
teivorstandes der SPD entschie- 

den, däß der „Sozialdemokratische 
Hochschulbund“ das Wort „sozi- 
aldemokratisch“ nicht mehr ver“ 
wenden darf. Diesen Antrag 
hatte der SPD-Vorstand am 

. 2.6.72 beschlossen. Wenige Tage 

nach dem Wahlsieg der SPD in.den. 
Bündestagsneuwahlen hatte der 
SHB in einem Offenen Brief an den 
Bundeskanzler Willy ‚Brandt 'eine 
‚Aufhebung dieses Beschlusses ver- 
langt. Denn gerade an den Universk 
täten hatte der SHB durch eigene 
Wahlkampagnen dafür gesorgt, daß 
rund 60 % aller Jungwähler für die 
SPD gestimmt haben. Der Fußtritt 
der SPD für diese Hilfe folgte mit 
diesem Gerichtsurteil. 

Schon 1961 hatte sich die SPS von 
ihfem damaligen Studentenverband 
SDS (Sozislistischer Deutscher Stu- 
dentenbund) getrennt und gleichzei- 
ig mit dem bereits bestehenden 
SHB ein Abkommen über die Be- 
nutzung des Wortes “sozialdeino- 
kratisch‘“ getroffen, das dem SPD- 
Vorstand jederzeit erlaubte, diese 
Benutzung zu widerrufen. Anfang 
1971 waressoweit, dem SHB wurde 
Sit einmal jede finanzielle Unter- 
Stitzung entzogen. Im Herbst 7 „De- 


legte“ der SPD-Vorstand dann un- 
ter kräftiger Mithilfe des reaktionä- 
Professorenverbandes "Bund Frei 
heit der Wissenschaft“ und. der 
Springer-Presse, ob und wie dem 
SHB der Name zu verbieten sei. 
Unmittelbar nach dem Mißtrau- 
ensantrag der CDU/CSU im April 
forderten sowohl Barzel als auch 
Strauß im Bundestag die Trennung 
der SPD vom SHB. Am 28. Juni 
stellte der SPD-Vorstand gegen den 
Bundesvorstand des SHB den An- 
frag auf eine einstweilige Verfügung, 
die es dem SHB uhtersagte, den Be- 
wiff „sozisldemokratisch“ im Na- 
men Zu führen. Der Widerspruch 
des SHB ist jetzt abgelehnt worden. 
Der SHB hat heute mehr als 60 
Hochschulgruppen und über 5000. 
Mitglieder. Er ist damit der stärkste 
und am weitesten verbreitete Stu- 
dentenbund. „Der SHB betrachtet 
sich als Bestandteil der Sozialde- 
mokratie“, wie er selbst in seinem 
8-PunkteProgramm erklärt. Der 
SHB ist der Bestandteil der Sozial 
demoknatie, der die Zusammenar- 
beit mit Kommunisten nicht prin- 
Ziniell ablehnt und gegenwärtig an 
an vielen Hochschulen ein Bünd- 
nis mit dem „Marzistischen Stu- 
dentenbund ” — 5: 

(sieht der DKP nahe) 

ist. Dies nun wirft ihm die 


Führung vor und begründet damit 
ihr gerichtliches Vorgehen. Die 
SPD-Führung spricht in ihrem An- 
trag von „Täuschung der Öffent- 
lichkeit“. "Hat also diese Politik 
des Aktionsbündnisses mit links 
von der SPD stehenden politischen 
Gruppen dem Sozaidemökratiemus 
geschadet? Dann wäre es zumin- 
destens verständlich, warum die 
SPD so gegen den SHB vorgeht. 


Die Hamburger Universität gibt 
ein Beispiel für die Ergebnise Ser 
Politik des SHB: noch vor einem 
Jahr war der „Spariakuse" der 
große Gewinner der Wahlen zum 
Studentenparlament, und der SHB 
Biere ie den Tumiorgart 
ner bei “der Bildung des AStA. 
Damals war ein größerer Tel der 
Studenten der Politik der SPD ge- 
genüber abiehnend eingestellt. Der 
SHB verfolgte darauf die Politik 


ganda zuf. Der Erfolg war durch- 
-hlagend: im Sommersemester 72 


s m 

bekam der SHB alle Kandidaten bei 
der Studenten; tswahl durch 
der _Studentenpariamentswahl 


sozialdemokratischen Bewegung ... 
Bun Secheidende Role, zu 
:ommt“. (8-Punkte-Programm) 
Das Ergebnis der Bündnispoli- 
tik des SHB ist für die SPD überaus 


Zum anderen ist der SHB kei 
ne Parteiorganisation der SPD, ak 
50 nicht so gat kont . Die 
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Die Studenten protestieren gegen die Abriegelung ihrer Universität durch Polizeisperren. 


NUN 


Am Nittmoch, den 8.12.72 wurde 
die Universität ın der Heideiberger In- 
menstadt auf Anordnung des badenwirt- 
tembergischen Kultuaministeriums und 
der CDU-Landesregierung geschlanen 
Ab 3 Uhr morgens rückten era 1 000. 
Polugsten mit Meschinenpustoten an. re 
eiten ie Unwersthtsgebäude svereme 
tuch ab und vermandetten de Altstadt 
inein Heeriager, 

Diese Potizeisktion sollte eine vom 
Sarisistnchen Heidelberger Studenten- 
und (SMS) angesagte Veranstattung in 
der Universität verhindern, auf der auch. 
der Hannoveraner Professor Brückner 
sprechen solle (Brückner wird der Un- 
vermutzung der „Baser-Meinhol-Grup- 
pe” verdächtigt). Thema der Veranstal- 
tung „Die Innanpolitische Situstion und 
Ser Kampf gegen den braunen ‚Bund 
Freiheit der Wissenschaft‘ ". Der.Bund 
reinen ser Wissenschaft” st eine ran 
onare Inteektuellenorgannanon. 

Noch um siben Tag demonatrierten 
4.000 Studenten gegen den Honzer-Uber 
fall unter den Parolen "Kampf der 


Polizeiuniversicht > Für freie politische 
Berktigung und freie Diskussion”. Brück. 
er konnte auf einer Kundgebung pre- 
chen. Am Donnerstag beschioß ce Voll- 
versammlung der Heidelberger Stuen- 
tun auf Antrag des Ast (KHGINRF) 
(dan Vorienungsstreik bis zum kommen 
Wan Dienstag. 

Die SPD hat gegen den Polizeieinsatz 
protestiert und der CDU „Unverhältnis- 
mölgkeit der Mitui” vorgemarten. 
Dieser „Protest” wirkt geradezu licher 
sch angesichts der früheren brutalen Po- 
Jizeusktionen gegen Herdeiberger Studen- 
ten, die in der Zeit der baden wirttem- 
bergschen Großen Kosiition von genau 
enjenigen gelenter worden waren. die 
Meute 0 cheinheiig. „protemieren” 
(Krause, früher SPD-Innenminister und 
Zundel, SPD-Oberbirgermeister in Has 
Melberg) 

Unsere Sohdantat gilt den Mensei 
arger Studenten, ci sch cagayen meh. 
rem, durch ein verschärttes. Ordnungs- 
echt, Polıeeinsbtzen an der Unmersit 
und andere Diszpiinermaßinahmen pol. 
tisch mundiot gemacht zu werden MB 
I 


Streiks an den westdeutschen Universitäten 


(eit einem Jahr, besonders aber 
seit der Bundestagsneuwahl geht 
jer Staat in Westdeutschland 


(nit „aufgekrempelten Armen“ da- 
ran, an den Hochschulen mit ihren 
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‚400 000 Studenten wieder „Ruhe 
und Ordnung” zu schaffen. Egal, ob 
die Bundesländer von SPD 

CDU bzw. CSU regiert werden, 
die Maßnahmen unterscheiden sich 


Offensive der Bourgeoisie auch an den Hochschulen 


nur wenig: sowohl in Bayern wie 
auch in Hamburg wurde den Allge- 
meinen Studentenausschüssen un- 
tersagt, sich zu allgemein politischen 
Vorgängen wie etwa dem Mißtrat 
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ensvotum im April zu äußern. Die 
Studentenschaften sollen politisch 
mundtot gemacht werden. In Frank- 
furt wurde der ASTA kurzerhand 
für „juristisch nicht existent” er- 
klärt, also verboten. In Schleswig- 
Holstein wie in Nordrhein-Westfalen 
sollen die Organe der Studenten 
(ASTA, Studentenparlament usw.) 
durch ein neues Hochschulgesetz 
ganz beseitigt werden. 

Weiter wurden den Studenten 
nach den Herbstferien in mehreren 
Bundesländern neue ‚Prüfungsord- 
nungen’ vorgesetzt, deren Hauptin- 
halt besteht in der Vermehrung der 
Prüfungen und in der Vorschrift, 
das Studium in 4 Jahren abschlie- 
Sen zu müsen. Angesichts der 
schlechten _Studienbedingungen 
(Überfüllung, Geldknappheit und 
Wohnungsnot) bedeutet dies, "daß 
nur noch Studenten „mit kräftigen 
Ellenbogen” oder begütertem EI- 
ternhaus Aussicht haben, ihr Stu- 
&ium abzuschließen; viele aber wer- 
den auf der Strecke bieiben und 
ohne fertige Berufsausbildung den 
Kapitalisten billig zur Verfügung 
sieben. 

Die Ziele all dieser und noch wei- 
terer Maßnahmen sind: 

- Einschüchterung der großen Masse 
der Studenten, die sich nicht mehr 
um Politik kümmern sondern nur 
noch pauken sollen; 

- Spaltung der Studenten durch den 

;glichen Konkurrenzkampf um die- 
sen Laborplatz und jenen Schein; 

Isolierung aller fortschrittlichen 
Studenten, die erkannt haben, daß 
die Bildungsmisere nur eines der 
Übel des Kapitalismus ist und die 
bereit sind, an der Seite der Arbei- 
tergegen dieses grundsätzliche Übel 
zu kämpfen; 

- Heranzächtung einer Eliteschicht 
von Studenten, die mit bestimmten 
Privilegien ausgestattet sind und 
diesen Staat, so wie er ist, bedin- 


STUART: &==sios Vtestürzen. besonders im 


den kommenden Kämpfen der Kr- 
pitalisten gegen die Arbeiterklasse 

Die Reaktion der Studenten auf 
diese Angriffe zeigt, daß diese Ziele 
noch nicht erreicht sind: besonders 
an den Fachhochschulen kam es zu 
ausgedehnten Streikı. Gegenwärtig 
streiken in Nordrhein-Westfalen 
über 40 000 Studenten. Auch in 
Regensburg, Westberlin, Bremen, 
Kiel und Flensburg prolestierten die 
Studenten auf diese Weise, teilwei- 
se über einen Monat lang Dabei 
riskieren „ die Studenten Verlust 
eines Semesters und unter Umstän- 
den den Entzug von Stipendien. 


Solche Streiks haben einen ganz 
anderen Charakter als Streiks der 
Arbeiter. Sie richten sich unmittel- 
bar gegen den Staat und seine Maß- 
‚nahmen. Aber sie bedeuten nicht 
Arbeitsausfallund damit verlorenen 
Profit für die Kapitlisten. Obwohl 
also studentische Streiks mehr de- 
monstrativen Charakter haben, wer- 
den sie massiv bekämpft: mit Straf- 
anzeigen gegen „Rädelsführer” wie 
jetzt in Kiel, mit der Drohung des 
Stipendienentzugs, mit demagop- 
scher Beschimpfung (Hamburger 
Abendblatt: Sind die Studenten 
reaktionärer als die Behörde?) 
und Aufhetzung der Berölkerung 
gegen angeblich „ewige Studenten” 
(Morgenpast). 

Die Erfolge isoliert studentischer 
Streiks sind beschränkt. Die Maß- 
nahmen der Kapitalisten und Ares 
Staates können sie kaum abwehren. 
Viel entscheidender ist uuch die Er. 
fahrung der Solidarität, die die Su- 
denten in solchen Kämpfen machen 
können. Eine grundsätzliche Ande- 
rung der kapitalistischen Ausb 
dungsmisere ist dagegen erıt dann 
mörieh, ven die Arbckktune 

Karıpf um ein Biktungsspse 
das nicht dem Kapkal sondern der 
werktätigen Bevölkerung dient, auf 
die Tagesordnung setzt. = 
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wiesen. Zuvor war bereits von der 
Verteidigung die Zuständigkeit der 
Bundesanwaltschaft (die im Mah- 
ler-Prozeß die Anklage führt) für 
Westberlin angefochten worden. 
Westberlin gehört nicht zum 
Rechtsgebiet der Bundesrepublik 
Auch dieser Antrag wurde zurück- 
fewisien, womit das Gericht sich 
folgenlos' über das Potsdamer Ab- 
kommen und andere international 
gültige Bestimmungen hinwegsetzte 
Nachdem. weitere Befangenheitsan- 
träge gleichfalls abgelehnt worden 
waren, wurde Jericke jedoch am 29. 
November nach einem erneuten An- 
trag der Verteidigung durch den 
vorherigen Beisitzer, Richter Rai- 
mund Zelle, abgelöst. 

Im Prozeß gegen Margrit Schiller 
wurde der Verteidigung Verboten, 
'Tonbandaufnahmen über den Pro- 
zeßablauf zu ihrer Gedächtnisunter- 
stützung zu machen. Richter Zieg- 
ier: „Tonbandaufnahmen stellen ei- 
nen "Eingriff in_höchstpersönliche, 
Rechtsgüter dar. Zeugen werden da- 
durch irritiert, die Wahrheitsfin- 
dung wird beeinflußt.” Man erin- 
nert sich, daß das Gericht im Hop- 
pe-Prozeß sein vorläufiges Verbot 
von Tonbandaufnahinen mit der 

einer 


Gefahr 
Auswertung begründete, Offenbar 
liegt doch beiden Argumentationen 
die Angst der Justiz zugrunde, daß 
im Prozeßverlauf Dinge gesagt' wer 
den könnten, die besser schnell 
wieder vergessen werden sollen. Die 
Justiz benötigt ein Verhandlungs- 
netz, an dem je nach Bedarf mal 
feinmaschig und mal grobmaschig 
gestrickt werden kann, Paragraphen 
und Gesetzesvorschriften, deren 
Vielzahl, behördliche Umständlich- 
keit und wahlweise Auslegung die 
„Gerechtigkeit’" völlig unkenntlich 
machen und ersticken. 


Das gezinkte „Trumpf-As” 


Der‘ Kronzeuge der Anklage ge- 
gen Horst Mahler wie auch gegen 

ie meisten übrigen Angeklagten ist 
Karl-Heinz Rubland. Auf die Angs- 
ben Ruhlands baut ein wesentlicher 
Teil der Anklage. Noch am 10. 
Oktober, als Ruhland das erste Mal 
im Mahler-Prozeß aussagen mußte, 
rühmte die „Welt” dessen „fotogra- 
fisches Gedichtnis." 

Das „fotografische Gedächtnjs" 
Ruhlands stelite sich dann aber schr. 
schnell als ein Wunschgebilde der 
Justiz und der reaktionären Presse, 
heraus, Bei der Befragung duich die 
Verteidigung und durch. Mahler 
selbst verwickelte sich der „Haupt- 
belastungszeuge” in zahlreiche, 
schwere Widersprüche. Verwundert 
und verärgert stellte die Weit" 
daraufhin (ost, daß Mahler das Ver- 
nehmungsprotokoll Ruhlands_ of- 
fenbar besser kennt als dieser selbst 

Als der Gerichtsvorsitzende Je- 
ricke merkt, daß Ruhland sich im- 
mer tiefer in Widersprüche, ver. 
wickelt, greift er „unabhängig” und 
„objektiv” zu dessen Gunsten ein. 
Ruhland soll erst auf Mahlers Fra! 
gen antworten, wenn. Jericke ihm 
ein Zeichen dafür gibt! Die Vertei- 
digung. protestiert, und Ruhland 
weiß gar nicht m£hr, wie er sich 
nun verhalten soll. Er’erklärt, über- 
haupt nichts mehr sagen zu wollen. 
und verlangt seinen. Rechtsanwalt 
zu sprechen. 

Dem offensichtlich ungenügend 
„vorbereiteten”. Hauptzeugen wur- 
de daraufhin vom Gericht eine 
„Denkpause"” von drei Wochen ver- 
ördnet. 

Aber auch nach dieser „Denk- 
Pause” steht es mit dem „fotografi- 
schen Gedächtnis” Ruhlands nicht 
besser. Einmal behauptet Ruhland, 
durch seinen Freund. Eric Grusdat 
zur_ „Baader/Meinhof-Gruppe” ge- 
stoßen zu sein, dann soll angeblich 
Horst Mahler ihn „angeworben” ha- 
ben. Einmal beiiauptet Ruhland, 
die Namen des Pfarrers Kaiser und 
des WDR-Journalisten Reitschert 
nicht zu kennen, dann wieder bela- 
stet er diese schwer und gibt an, 
ihre Identität bei Zusammentreffen 
mit ihnen sofort erfahren zu haben. 
Einmal behauptet. er, daß Waffen- 
verhandlungen „mit Sicherheit” mit 


geführt wurden, 
wieder soll der Kontaktmann für 


Schubert und Horst Mahler durchgeführt. Sie waren angeklagt, bei der Be-, 
freiung von Andreas Baader am 14. Mai 1970 mitgewirkt zu haben. Irene 
Goergens wurde zu 4 Jahren Jugendhaft und Ingrid Schubert zu 6 Jahren 
Freiheitstrafe verurteilt. Mahler wurde zwar in diesem Prozeß. freigespro- 
‚chen, kam aber dennoch nicht aus dem Gefängnis raus, weil ein weiterer 
Haftbefehl bereits vorlag. Außerdem hat der Bundesgerichtshof den da- 
maligen Freispruch Mahlers wieder aufgehoben und eine Wiederholung des 


Prozesses angeordnet. 


Margit „Schiller in einer Verhand- 
Nungspause 


die gleichen Verhandlungen „mit 
Sicherheit” der Bänkelsänger Fn- 
nes Wader gewesen sein. Usw. usf. 

Immer mehr verdichten sich die 
Anhaltspunkte, daß das „Trumpf- 
AS” der Anklage eine geziäkte Kar- 
ie ist, Ruhland gibt nach Befragen 
‚der Verteidigung zu, daß er in den 
drei Wochen „Denkpause” mehr- 
mals von Beamten der „Sicherungs- 
gruppe Bonn” verhört wurde: „Da- 
bei wurden meine früheren Angs- 
ben ergänzt, und es wurde auch über 


Mit diesem Geständnis Ruhlands 
erhalten auch andere Informationen 
Über die Glaub- 


ner (also vor seiner Verurteilung im 
‚April dieses Jahres) gegenüber ande- 
sen Häftlingen gesagt haben, er wer- 
de von der „Sicherungsgruppe” mit. 
der Drohung erpreßt, daß er auch 
voten versuchten Mordes a 
‚deshalb zu mindestens 12 J: 
ren Freiheitsstrafe verurteilt werden. 
könne. Ruhland erhielt schließlich. 
4 Jahre Freiheitsstrafe, na 
bereitwillig seine „Mitarbei 
„Baader/Meinhof-Gruppe” zugege- 
ben und eine Reihe anderer Perso- 
nen schwer beschuldigt hatte. 
Einem anderen Gefangenen ge- 
genüber soll Ruhland gesagt haben, 
daß die „Sicherungsgruppe” ihm 
seine Freilassung nach der Verurtei- 
lung Mahlers fest versprochen habe. 
Ruhland soll diesem Gefangenen 
gegenüber deutlich gemacht haben, 
daß er darum auch zu falschen 
Aussagen bereit ist: „Mein Hemd 
liegt mir näher als der Rock.” Die 
Verteidigung hat beantragt, diese 
vier Häftlinge im Prozeß zu hören. 


Im übrigen ist mittlerweile von 
einer Reihe anderer Angeklagter be- 
kannt geworden, daß die „Siche- 
Fungsgruppe” sie mit Versprechen 
von Haftverschonung usw. als Bela- 
stungszeugen ködern wollte. 


Ulrich _ Scholtze, der am 


Der Vernehmungsrichter habe ihm 
angedeutet, daß er aus dem Knast 
rauskommt, wenn er zur „Koopera- 
tion!” bereit ist 


wenn sie gegen andere angeklagte 
Mitglieder der „Baader/Meinhof- 
Gruppe” aussagen würden. Hans- 
Jürgen Bäcker erklärte, daß Krimi- 


Die Bedeutung der Prozesse 


gegen die Baader-Meinhof-Gruppe 


Alle Prozesse gegen „Mitglieder 
der Baader/Meinhol-Gruppe” wer- 
den unter großem „Polizeischutz” 
durchgeführt. Zuschauer und Betei- 
ligte werden einer gründlichen Lei 
besvisitation unterzogen. Das Kri- 
minalgericht Moabit in Westberlin 
wurde monatelang zu einer wahren. 
Festung umgebaut. Der Verhand- 
hungssaal 700 ist in ganzen näch- 
sten Jahr ausschließlich für Prozesse. 
gegen die „Baader/Meinhof-Grup- 
pe” reserviert. Mindestens 322 Zeu- 
gen sollen allein im Prozeß gegen 
Horst Mahler aussagen. Ebenso im 
Prozeß gegen Brigitte Asdonk, Mo- 
nika Berberich usw. Die Angeklag- 
ten sitzen in schußsicheren Glaskä- 
sten — wie der für millionenfachen 
Mord verantwortliche Nazi-Verbre- 
cher Eichmann 1962 in Jerusalem. 
Die Fenster des Gerichtssaals wur- 
den zugemauert, wegen 
‚befürchteter _ Befrelungsversuche, 
ünd Attentate.” 

All dies macht klar, daß hier 
nicht ur” einige Angeklagte we- 
gen ihrer politischen Überzeugung 
hinter Gitter sollen. Die entscher 
ende Bedeutung dabei liegt in der 
beabsichtigten 


in der Öffentlichen und 
massenwirksamen Kriminalisierung 
jeglicher Gewalt, mit Ausnahme der 
des bürgerlichen. Staates, die als 
einzige „legale Gewalt” gilt. Über 
zwei Jahre lang wurde die „Baader/ 
Meinhof-Gruppe” systemalisch von. 
den bürgerlichen Massenmedien als 
das Symbol revolutionärer Gewalt 
in der Bundesrepublik aufgebaut — 
jetzt wird dieses Symbol ebenso 
systematisch hingerichtet. 

Dabei ist es kein Nachteil für 
Tustiz und Preme, daß 
die von Horst Mahler und seinen 
Freunden _ vertretenen Theorien 
Überhaupt untauglich sind. zum 
Sturz _ der kapitalistischen Herr- 
schaft. Dies macht die Prozesse cher 
noch geeigseter zur politischen- 
Ausschlachtung. Immerhin kann die 
Boürgeoisie damit rechnen, daß die 
Arbeiter die überheblichen und 
völlig realitätsfernen Parolen von 
Horst Mahler, Andreas. usw. 
ablehnen, daß sie aus diesem Grun- 
de keinen großen Protest gegen die 
Schauprozesse erheben, “sondern 
möglicherweise sogar noch ein ge- 
wisses Verständnis dafür aufbrin- 
gen. 


‚As Demonstratiomsobjekt in die- 
ser Richtung geben die Prozeme 


gegen „Horst Mahler und seine 
Freunde gegenwärtig einen größe- 
ren Nutzen her, als dies etwa vom 


> > 
mit. den von der „Roten Armee 
Fraktion”. vertretenen Positionen 
NER Taem ae UNSER ec. 
Broschüre 


stisch kennzeichnen, wıe es in der 
bürgerlichen Presse zumeist ge- 
schicht. 

Allerdings ist die aus der Ver- 
zweiflung über die kapitalistische 
Wülkär geborene Ungeduld und die 
Arroganz gegenüber der Arbeiter- 
klasse dem klassischen Anarchismus 
Ahnlich. 

Mahler wird mit Sicherheit keine 
Sympathien, sondern Ablehnung 
bei allen Schichten der Arbeiter- 
klasse (auch bei den fortschrittlich- 
sten) hervorrufen, wenn er den be- 
reits gescheiterten kleinbürgerlichen 

ı der RAF in einer Er- 
klärung zu Beginn seines Prozesses 
mit der „Tat des bewaffneten Vol 
kex” gleichsetzt, wenn er die „Iohn- 
abhängigen Massen” in der Bündes- 
republik schlankweg als „Arbeiter. 
aristokratie” einstuft und ihnen 
dann schlichte Bedeutungslosigkeit 
für den „Gang der proletarischen 
Weltrevolütion" bescheinigt. 

Die jeoisie nutzt dieses 
selbstherrliche und gleichzeitig bor- 
‚Bierte Geschwätz von Horst Mahler 
eifrig als Vorteil im politischen 
Kampf gegen die revolutionäre Ge- 
malt und jegliche. sozialistische 

Der reaktionäre Schriftsteller 
Rudolf Krämer-Badoni hat in der 
„‚Weit” vom 19. Oktober die Nütz- 
lichkeit des kleinbürgerlichen Re- 
volutionarismus für die Bourgeoisie 
bemerkenswert offen dargestellt 

„Im der Tar ist die Aistorische 
Rolle jeder anarchistischen Welle 
Weifäitig: Sie nötigt das 
zu energischerem sozialem 


itastlichen Autoridt eb. So wer eı 
zu Bismarckı Zeit, so ist ex in der 
heutigen Zeit. 

Die Rolle, die Horst Mahler und 
‚seine Genossen übernommen haben, 
it unentrinnbar festgelegt. Sie ıe- 
gen wider Willen zu systemimma- 
nenten Verbesserungen bei, sie 
stärken wider Willen den parlamen- 
tarischen Staat, und sie fallen dabei 
als schnell vergessene Opfer am 
Straßenrand der Geschichte. 

Die intelligenteren bürgerlichen 
Ieologen sehen die längerfristigen 
Gefahren für die Herrschaft des 
Kapitals oft mit größerer Klarheit 
als einige „Revolutions- und Stadt- 
goerila-Theoretiker” mit, ihrer 
Schinderhannes- Romantik. Horst 


Roxe Armee Frakti‘ der gelte 
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Az Gößerer Kämpfe zwischen Bour- 
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Gewerkschaftstag der IG-Chemie 


n 
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Der 9. Ordentliche Gewerkschaftstag der IG-Chemie tagte vom 17.23. 
September in Dortmund. Für „Spezialisten” liegt ein 900-Seiten starkes 
Wortprotokoll des Kongresses und außerdem der 600 Seiten dicke 
Geschäftsbericht des Hauptvorstandes vor. Für die Masse der Gewerk- 
‚schaftsmitglieder veröffentlichte die „Gewerkschaftspost“ nur einige 
nichtssagende Jubelberichte. 

Die DKP, mit einigen Mitgliedern als Delegierte und mit Journalisten 
der „uz” (unsere zeit) auf dem Gewerkschaftstag vertreten, urteilte: „380 
Delegierte... formulierten hier klare Aussagen zur Tarifpolitik .. , die 


‚den Inter 
(„uz" vom 29. Sept.) 


‚der 620.000 Gewerkschaftsmitglieder Ausdruck verleihen.” 


Tatsächlich mußte man als Anwesender dieses Gewerkschaftstages zu 


einem völlig anderen 


rgebnis kommen. Auch das Studium der Protokolle 


beweist, daß es auf diesem Gewerkschaftstag zu einer weiteren Einschnd- 


rung der innergewerkschaftlichen Demokrati 


, einem weiteren Ausbau der 


Machtbefugnisse des Hauptvorstandes und anderer höherer Gremien 


gekommen ist. Lediglich ein Antrag zur Tarifpoli - 
liche Interpretation zuläßt, konnte nach harter Auseinandersetzung durch- 


gesetzt werde 


m dem Artikel „Dard’ und 
I heimliche Vorbe: 


reitung auf IG-Chemie-Ge- 
werkschaftstag '72” (Arbeiter- 
kampf Nr. 22) setzten wir uns mit 
den wichtigsten Anträgen zum Ge- 
werkschaftstag auseinander. In eini- 
gen dieser Anträge zeigten sich erste 
Ansätze einer innergewerkschaftli- 
chen Opposition. 

Voraussetzung für die klarsictti- 
ger als bisher geführte Kritik vieler 
Vertrauensleute und einiger fort- 
schrittlicher Betriebsräte waren di 
Erfahrungen aus dem ersten großen 
Branchenstreik in der chemischen 
Industrie 1971. In diesem Streik 
hatten die Kollegen ihre Einflußlo- 
sigkeit auf die Entscheidungen des. 
Hauptvorstandes, der Bezirksvor- 
stände und der Tarifkommissionen 
am eigenen Leib erfahren. Ohn- 
mächtig mußte die Masse der da- 
mals. streikenden Chemie-Arbeiter 
ein Tarifergebnis hinnehmen, das 
allgemein als „Verrat des Hauptvor- 
standes” kritisiert wurde, 

Vertrauenskörper einzelner Be- 
triebe forderten daher in Anträgen 
stärkere Beteiligung der Mitglieder 
und Vertrauensleute bei innerge- 
werkschaftlichen Entscheidungen, 
vor allem bei Tarifkämpfen. 

Die oppositionellen Kollegen 
stellten auf dem Kongreß nur,eine 
Minderheit der Delegierten dar. Die 
verantwortlichen _ gewerkschaft- 
lichen Gremien hatten schon bei 
der Auswahl der Delegierten ein 
wachsames Auge darauf gehabt, daß 
möglichst wenige „unbequeme” 
Kollegen am Gewerkschaftstag teil- 
nahmen. 2.B. waren von den 10 
Delegierten aus Hamburg allein 7 
Mitglieder des Verwaltungsstellen- 


der eine fortschri 


vorstandes. Aus vereinzelten Proto- 
kollhinweisen ergibt sich für den 
Gewerkschaftstag folgendes Bild 

70% der Delegierten waren (zu- 
meist _freigestellte) Betriebsräte 
(= 266 Delegierte), 92 waren haupt- 
amtliche Sekretäre, 17 waren 
gleichzeitig Mitglieder von Kommis- . 
sionen des Hauptvorstandes. Bei 
dieser Zusammensetzung funktio- 
nierte die Abstimmungsmaschinerie 


gegen fortschrittliche Anträge 
‚oppositioneller Vertrauensleute fast 
reibungslos. 


Die Kräfte dieser oppositionellen 
Kollegen sind noch sehr schwach 
und zersplittert. Es fehlt weitge- 
hend der Erfahrungsaustausch zwi- 
schen einzelnen Betrieben und Re- 
gionen und” es fehlt auch gerade 
‚eine politische Auseinandersetzung 
darüber, wig eine selbständige Ar- 
beiterpolitik im Kampf um die Ge- 
werkschaften zu entwickeln ist. 


Politische Begleitmusik 


Die gewerkschaftliche und politi- 
sche „Prominenz”” war zahlreich ge- 
Iaden: über 100 Ehrengäste (darun- 
ter auch zwei „stille” Beobachter 
vom kapitalistischen „Institut für 
Unternehmensanalyse "und Bran- 
<henforschung”), SO ausländische 
Delegationen, fast 70 Funktionäre 
anderer DGB-Gewerkschaften, über 
150 Vertreter der bürgerlichen Pres- 
> und andere Zaungäste mehr. 
„Einfache” Gewerkschaftsmitglie- 
der durften die Kongreßräume da- 
gegen nicht betreten. 


9. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG-Chemie, Papier, Keramik 


Diese vom Hauptvorstand selbst 
geladene“ „Öffentlichkeit” lieferte, 
ihm während der späteren Diskus- 
sionen mehrfach das „Argument”, 
man könne innergewerkschaftliche 
Probleme nicht offen austragen, 
weil man nicht wisse, wer da alles 
mithört 

Ein geschlagener Tag — bei insge- 
samt. nur 6 vorgeplanten Tagen des 
Kongresses — verging mit 
„‚höchstfeierlichen' Eröffnungs- 
ind Wahlreden vom IG-Chemie- 
Vorsitzenden Hauenschild, von 
Bundeskanzler Brandt, dem Mini- 
sterpräsidenten von _Nordrhein- 
Westfalen Helmut Kühn, Rainer 
Barzel und anderen, die allesamt zu 
den anstehenden Fragen dieses Ge- 
werkschaftskongresses kein Wort 
sagten, sondern in bekannter Ma- 
nier versuchten, sich der Delegier- 
ten zu bedienen, um ihre parteieg 
tischen Ziele „unters Volk” zu 
bringen. 

Karl Hermann Flach vom Parı 
vorstand der FDP sagte das so: „Die 
Geschichte wird Sie einmal nicht 
daran messen, ob Sie in der einen 
oder anderen Auseinandersetzung 
ein halbes Prozent Lohnerhöhung 
mehr oder weniger herausgeholt 
oder eine halbe Stunde Arbeitszeit 
mehr oder weniger bewirkt haben, 
sondern ob Sie den bedeutendsten 
Bundeskanzler, den die deutsche 
Arbeiterbewegung (1) hemvorge- 
bracht hat, mit ale Ihren Kräften, 
gestützt haben. Dieser Mann meint 
nicht, daß Brandt die Arbeiter in 
ihrem Kampf zu unterstützen hat, 
sondern umgekehrt — die Arbeiter 
Wily Brandt unterstützen müssen. 
Bei welchen Zielen eigentlich? 

Im Rahmen solcher „Feierlich- 
keiten” konnte es sich Jann auch 
Karl Hauenschild leisten, „beson- 
ders herzlich” Professor Wannagat 
zu begrüßen, „der uns in schweren 
Nächten im Chemiestreik behilflich 
war.” — Jedem Kollegen, der da- 
mals am Streik teilgenommen hat, 
ballt sich die Faust in der Tasche, 
wenn er den Namen Wannagat hört. 
der damals in einer Nacht- und 
Nebel-Schlichtung als angeblich 
„unabhängiger Vermittler” alle 
Streikenden mit dem 7,8 %Ab- 
schluß (auf 12 Monate nur 6,5 #!) 
in die Pfanne haute 

Mit den Geschwätzigkeiten der 
„Prominenz” wurde ein ganzer Tag 
vertrödeit. Dieser Tag fehlte später 
an allen Enden, so daß die Zeit zn 
einigen Abenden bis zu 2 Stunden 


überzogen werden mußte und die 
Delegierten mit müde Kopf über 
wichtige Anträge zu entscheiden 
hatten. Auch das gehörte zweiffe- 
los zur Planung des Hauptvor- 
standes. Auch die Sitzordnung der 
Delegierten war vom Hauptvorstand 
genau ausgetüftelt worden. Die De- 
iegierten jeweils eines Bezirkes s- 
Sen alle hintereinander, den ganzen 
Saal runter mit breiten Tischen 
dazwischen, so daß jeglicher Mei- 
mungsaustausch untereinander 
während der Diskussionen augge- 
schlossen war. 


„Wir empfehlen, Ablehnung 
des Antrags” 


Der Hauptvorstand sicherte sich 
einen entscheidenden Einfluß auf 
die Beschlußfassung der Delegierten 
durch ein abgefeimtes Vorgehen: 
Die Anträge durftei nicht von den 
Antragstellern vorgetragen und be- 
gründet werden, um sie dann zu 
diskutieren. Stattdessen trugen 2 
Kommissionen des Hauptvorstandes 
(die Antrags- und Satzungskommis- 
sion)" die Anträge bruchstückhaft 
vor und machten dann jeweils 
längere Ausführungen, warum die 
Delegierten den Antrag annehmen 
— ablehnen — oder „als Material an 
den Hauptvorstand weiterleiten” 
sollten — im Zweifelsfall für dessen. 
Papierkorb. 

Die „Begründungen” für die Ab- 
Iehnung fortschrittlicher Anträge 
liefen dann etwa so: 
„Grundsätzlich sind wir ja 
auch für diesen Antrag, aber über 
diese Frage haben wir gerade noch 
ein Gerichtsverfahren laufen und 
der Ausgang ist entscheidend für 
alle Beteiligten.” 

Was eigentlich also im Kom- 
petenz-Bereich des „autonomen” 
Gewerkschaftskongresses liegt, del- 
zierten diese Herrschaften zur Ent- 
scheidung an die bürgerliche Klas- 
senjustiz. 

Weitere „Begründungen" der 
Satzungskommission waren: 

— „Das steht sowieso schon alles. 
in der Satzung” oder 

„der Hauptvorstand hat einen 
Antrag gestellt, der diesen umfaßt. 
Wird der Antrag des Hauptvorstan- 
des angenommen, entfallen alle an- 
deren zu diesem Thema” 

Daß ein Antrag des Hauptwor- 


siandes andere Anträge „umfasse”, 
wird vor allem auch dann behaup- 
tet, wenn die Stoßrichtung anderer 
Anträge dem des Hauptvorstandes 
vollkommen entgegemgesetzt ist. 
Mit den demagogischen Hinweisen 
auf „umfassende" Anträge des 
Hauptvorstandes wird bioß eine 
Diskussion über unbequeme Anträ- 
ge von vornherein unmöglich ge- 


standes enthalten seien. Das Gegen- 
teil ist in der Regel der Fall. 


„Es muß eine Kontrollinstanz 
gegenüber der Basis geben” 


Einige fortschritliche Ver- 
trauenskörper, insbesondere die 
Vertrauensleute von Merck, hatten 
in mehreren Anträgen verlangt, be- 
stimmte Schlußfolgerungen aus der 
Niederlage der Arbeiter im Streik 
*7I zuziehen, 

Sie forderten u.2.: 

— grundsätzliche Wahl der Tarif- 
kommissionsmitglider durch Ver- 
trauensleutevollversammlungen. 
(Antrag 8) 

= Mitentscheidungsrecht der Ver- 
rauensieute über die Durchführung 
von Arbeitskämpfen und Urabstim- 
mungen (Antrag 4) 

= Vor Beendigung eines Streiks 
Abstimmung über das Verkand- 
Tungsergebnis. 

Diese Anträge zeigen eine Linie 
auf, wie eine fortschrittliche Ge- 
werkschaftspoltik im Interesse der 
Gewerkschaftsmitgbeder und nicht 
im Interesse der Kapitalisten auszu- 
Fichten wäre. Allerdings bestand bei 
ieser Zusmmensetzung des Ge- 
werkschaftstages keine Chance, 
soiche Anträge durchzubringen. 
Darüber machten sich offenbar 
auch die Antragsteller selbst keine 
Hlusionen. Sie verzichteten daher 
auch auf wortreiche Verteitigung 
Ährer Anträge. 

Die Satzungskommission emp 
fahl Ablehnung der Anträge mit 


mung der Tarifarbeit in den Kom- 
misdionen führen” — „das wirde 


Forts. nächste Seite 
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durch die Gerichte unterschiedlich Institutionen ganz bestimmten _kumentation hat, „obwohl das ge- _ Parteien, Vereinigungen oder Grup- _ Die Funktion solcher „linker” 
‚samte Material vorliegt” 
„Es versteht sich, daß man die 
Erwägungen, die Taktik und die 


ausgelegt werden können und damit. 
vor Arbeitskämpfen zusätzliche Un- 
sicherheit in unsere Reihen tragen.” 

Die Anträge wurden wie ge- 
wünscht abgelehnt. 

Man’ muß es wohl als einen 
glücklichen Zufalistreffer bezeich“ 
nen, daß ein Antrag mit Mehrhei 
angenommen wurde, den die Del 
giertenhauptversammlung _Frank- 
fürt gestellt hatte (Antrag 3). Auch 
hier wurde die Wahl der Tarifkom- 
missionsmitglieder durch die Ver- 
trauensleute verlangt, allerdings mit 
dem Zusatz: „sie bedürfen der Be- 
stätigung durch den Verwaltungs-. 
stellenvorstand.” Auch hier hatte 
die Satzungskommission Ablehnung 
empfohlen. 

Der Frankfurter Delegierte, be- 
stand jedoch auf seinem 

ch möchte einanngthävar 
warnen, unsere künftige Gewerk- 
schaftsarbeit und alle sich daraus 
ergebenden Aktionen und Aktivitä- 
ten mehr und mehr mit. der juri- 
stischen. Brille zu betrachten . 
Wenn wir das tun, sind wir nämlich, 
schon bald keine Kampforganisa- 
tion mehr, sondern Parägraphenrei- 
ter, die zögernd und ünsicher nach 
einem Strohhalm Ausschau halten 
und vor.lauter Abwägen der recht- 
lichen Möglichkeiten womöglich die 
Aktionen vergessen." 

„Zufälig” war gerade Hauptvor- 
standsmitglied Vitt, das diesen An- 
trag. bearbeitet. hatte," d;h. seine 
‚Ablehnung vorschlug, nicht anwe- 
send. Darum sollte die Abstimmung. 
zunächst zurückgestellt werden — 
um Zeit zu gewinnen, 

Dieser: Trick des Hauptvorstan- 
des war offenbar denn doch zu 
fadenscheinig. Die Abstimmung 
wurde erzwungen und ergab eine 
Mehrheit für den Antrag. 

Als Werner Vitt zurückgekehrt 
war, „freute” er sich: „In diesem 
Antrag wird nichts über die Lösung 
des Problems ausgesagt, das ent- 
steht, wenn der Verwaltungsstellen- 
vorstand die Bestätigung versagt. 

Er schaffte es später, die Abstim- 
mung im Grunde wieder rückgängig 
zu machen, indem.er die Delegier- 
ten für einen Antrag stimmen ließ, 


furter und dem Antrag des Haupt- 
vorstandes zur Tarifpolitik gefor- 
dert wurde. Im Antrag des Haupt- 
vorstandes heißt es: 

Soweit bei der Aufschlüsselung 
nichts anderes festgelegt wurde, 
sind... die Verwaltungsstellen ver- 
antwortlich und bei der personellen 
‚Auswahl der Kommissionsmitglie- 
der an die Vorschläge der gewerk- 
schaftlichen Vertrauenskörper der 
tarifunterworfenen Betriebe gebun- 
den. 

Der Antrag des Hauptvorstandes 
ist in zweierlei Hinsicht unyerbind- 
lich: 

1. durch die Einschränkung „‚so- 
Weit nichts anderes festgelegt wur- 
de” und 

2. ist diese Formulierung nicht 
Teil der offiziellen Satzung, die 
bindendes Recht im Sinne des 
bürgerlichen Vereinsrechts ist, son“ 
dern steht in den „Tarifrichtlinien”, 
die mehr als „Empfehlungen” des 
Hauptvorstandes anzusehen. sind, 
Damit ist dieser Antrag in der Pra- 
xis wertlos, da-es weiterhin dem 
„guten Willen” des Verwaltungs- 
Rtellenvorstandes überlassen bleibt, 
ob er sich daran hält oder nicht 

An diesem: Fall wird deutlich, 
daß der einzige fortschrittliche An- 
trag, der angenommen wurde, mit 
einer Reihe von Tricks durch die 
Hintertür wieder rückgängig ge- 
macht wurde. 

‚Wie man in höheren Vorstands- 
gremien der IG-Chemie’ zur Stär- 
kung der Vertrauensleutearbeit im 
allgemeinen steht, brachte der Be- 
zirksleiter Eduard Kolitsch (West- 
berlin) am deutlichsten zum Aus- 
druck. Er behauptete, es gebe einige 
Verwaltungsstellen, in denen „wird 
immer wieder versucht, nach dem 
alten Motto des Weges durch die 


Gruppen und Grüppchen Eingang in 
Gremien zu gewähren, 
dungsbefugnisse habeı 

‚Wen er mit diesen ganz bestimm- 
ten Grüppchen meint, sagte er im 
folgenden: „Wir sollten uns davor 
hüten ..., Vertrauensleuten in ih- 
ren Gremien Entscheidungsbefug- 
nisse zu geben, bzw. sie unter Be- 
schneidung der Entscheidungsbe- 
fügnisse übergeordneter Gremien 
auszuweiten. 

Es muß eine Sperre, eine Kon- 
trollinstanz geben, die in der Lage 
ist, Fehlentscheidungen an der Ba- 
sis, die gar nicht aus bösem Willen 
zu entstehen brauchen, sondern die 
durch Unkenntnis, durch Unwissen- 
heit entstehen können, zu korrigie- 
ren, bevor sie Schaden verursacht 
haben.” 

Wer entscheidet eigentlich in die- 
ser Gewerkschaft, was ei 
scheidung ist? 2 ? 
Gewerkschaftsmitglieder oder einig 
Spitzenfunktio- 


Keine Streikdokumentation 
und -analyse gemacht 


Nachdem der Hautpvorstand 
sich hinter dem Rücken det streik- 
bereiten Kollegen bei der „Bonner 
Schlichtung” ’71 mit den Kapitali- 
sten geeinigt hatte, war von vielen 
Betrieben sein Rücktritt gefordert 
worden, Der Hauptvorstand hatte 
Mühe, das Märchen von der „zer- 
bröckelnden Streikfront" glaubhaft 
zu machen ünd das Schlichtungser- 
gebnis als einen „echten Kom- 
Promiß” zu verkaufen. Er mußte 
zugeben, daß wohl auch einige 
Fehler gemacht worden sind und 
versprach in der damaligen Situa- 
ion, eine ausführliche Dokumenta- 
tion’ über den Ströik zu erarbeiten, 
in dem auch die Fehler und 
Schwächen in Strategie und Taktik. 
untersucht würden. 

Viele Delegierte kamen zu dem 
Kongreß in der Erwartung, daß dort 
nun endlich die Dokumentation 
vorgelegt würde und eine Diskus- 
sion darüber möglich wäre. Sie er- 
(warteten von dieser Dokument 
tion, daß dort ernsthaft untersucht 
Würde 
= warum die Großkonzerne 
(Bayer, Hocchst, BASF) aus dem 
Streik herausgehalten wurden und 
wie man sie in Zukunft einbeziehen 
kann 
— "warum die unwirksame „Na- 
deistichtaktik” angewandt wurde, 
statt einen breifen Flichenstreik 
urchzuführen 
— warum die Vorbereitungen so 
schlecht ‚waren und wie man sie 
verbessern kann 
= und nicht zuletzt eine Ausein- 
ändersetzung mit den für diese Pol- 
tik Verantwortlichen und gewerk- 
schaftspolitische Konsequenzen im 
Sinne einer Stärküng der Mitwir- 
kühgsrechte von Mitgliedern und 
Vertrauensleuten. 

Diese Erwartungen waren sicher 
in dieser Form eine Illusion. Aber 
auch kritische Gewerkschafter gin- 
gen teilweise noch davon aus, daß 
s möglich sei, den Hauptvorstand 
zu einer, innerenEinkehr” und einer 
„Selbstkriuk” zu veranlassen. Daß 
der Hauptvorstand ganz bewußt ei- 
ine solche Politik im Interesse der 
Kapitalisten betreibt — sonst wäre 
er nicht der Hauptvorstand — wird 
roßenteils nicht mit der nötigen 
Schärfe gesehen. Daher sahen sich 
viele Delegierte in ihren Erwartun- 
gen enttäuscht 

Einigen war schon aufgefallen, 
daß im Geschäftsbericht des Haupt: 
vorständes der Streik nur 6 von 
insgesaynt 600 Seiten einnimmt, auf 
denen nur Ort und Zeit und Höhe 
des Abschlusses „vermerkt” sind. 
Erwin Grützner —" Hauptvorstands- 
mitglied - machte unmißverständ- 
lich klar, daß der Hauptvorstand 
kein Interesse. an einer Streikdo- 


'kana.”" Man könne sich durchaus im 
kleinen Kreis darüber unterhalten 
und es.seien ja auch schon von den 
„geschäftsführenden _ Hauptvor- 
Standsmitgliedern mit den betrof- 
fenen Tarifkommissionen, Streiklei- 
tungen und Bezirksvarständen ein- 
gehende Diskussionen: über Vorbe- 
Teitung, Durchführung und Beendi- 
gung des Streiks geführt” worden. 


Gewerkschaftstag nur noch al- 
le 4 Jahre? 


Es wurde beschlossen, " den 
nächsten Gewerkschaftstag erst wie- 
der in 4 Jahren (statt wie bisher 
üblich in 3 Jahren): einzuberufen, 
um eine Überschneidung mit. den 
gleichzeitig stattfindenden Betriebs- 
fatswahlen zu vermeiden. In dem 
Zusammenhang wurde unter ande- 
tem von Walter Holst (Vorsitzender 
der Verwaltungsstelle Hamburg) die 
vielsagende Andeutung gemacht, a 
le Gremien sollten mal darüber 
nachdenken, „ob der Gewerk- 
schaftstag in dieser Form... beibe- 
halten werden soll oder ob es nicht 
eine. Konzeption geben kann, mit 
der wir ‚alle gemeinsam leben 
können und die den Gewerkschafts- 
tag und unsere Arbeit. effektiver 
gestaltet.” In diesem Zusammen; 
hang wurde von „internen Beratun- 
gen zwischen den Gewerkschaftsta- 
gen” gesprochen, „weil man nicht 
weiß, ob man die Dinge in aller 
Offenheit diskutieren kann. 

Die Frage der Öffentlichkeit bei 
innergewerkschaftlichen Auseinan- 
dersetzungen zog sich wie ein roter 
Faden durch die ganze Diskussion. 
Von seiten der verschiedenen Vor“ 
stände wurde immer wieder betont, 
wie gefährlich es sei, alles offen 
auszusprechen. Ein Kollege sagte 
dazu sehr richtig: „Die Unterneh- 
‚mer gucken doch überall rein, auch 
wenn wir hier nicht darüber disku- 
tieren.” Um die Unternehmer geht 
es der Gewerkschaftsführung ja in 
Wahrheit auch gar nicht. Mit den 
italisten besprechen sie ja in 
ler Offenheit” alle wichtigen 
Fragen in der „Konzertierten Ak- 

"In Wahrheit geht es ihuen 
darum, die Informationen und die 
Entscheidungen immer mehr in die 
von der Basis abgeschlossenen Gre- 
mien zu verlagern, also die Masse 
der Gewerkschaftsmitglieder und 
ihre Vertrauensleute nicht nur von 
allen Entscheidungen und Mitwir- 
kungsmöglichkeiten auszuschalten, 
sondern darüber hinaus, auch von 
jeder wichtigen Information abzu- 
Schneiden. 

In diesem Zusammenhang. der 
weiteren Beschneidung der Mitglie- 
derrechte fällt auch der Beschluß, 
die" Mitgliederhauptversammlungen 
der Verwaltungsstellen zu iquidie- 
ten, „weil j ohnehin seit 18 Jahren 
keine mehr durchgeführt. worden 
sind.” Ebenso der Beschluß, die 
Verwaltungs-Nebenstellen in großen 
Städten aufzulösen. Auch hiermit 
wird. eine weitere Zentralisierung 
der Entscheidungsbefugnisse er- 
feicht. 


Verschärfte Ausschlußbestim- 
mungen 
Stil und heimlich wurde im Fe- 


brusr 1971 vom Beirat — der zwi- 
schen den Gewerkschaftstagen Sat- 


Pierungen durch ihre Mitgliedschaft 
in Wort oder Schrift bzw. durch 
aktive Mitwirkung unterstätzen, - 
können aus der Organisation ausge- 
schlossen werden.” 

Es ist bekannt, daß alle Gewerk- 
schaftsmitglieder, die gegen das ka- 
pitalistische System der Bundes. 
epüblik auftreten, oder gegen be- 


phen Gebrauch machen, wann im- 
mer sie ihren uneingeschränkten 
Einfluß über die Gewerkschaften 
bedroht sehen; daß sie sich nicht 
‚einmal scheuen, mithilfe derartiger 
Paragraphen ganze Landesverbände 
auszuschließen, eben die Gewerk- 
schaften zu spalten. 

Für Mitglieder, ‚die unter die 
genannten Kriterien des Ausschluß- 
‚Paragraphen fallen, wird jetzt auch 
jeder gewerkschaftliche Rechts- 
schutz bei Arbeitsprozessen gegen 
die Kapitalisten versagt, bzw. Mit- 
glieder, die während eines gericht- 
lichen Arbeitsprozesses ausgeschlos- 
sen werden, müssen alle Prozeßko- 
sten selbst tragen. (56, Absatz 3 der 
Satzung). 


»„Wir sind stolz auf das Prädi- 


kat „links” zu sein” 


Nicht mehr als ein Hohn auf alle 
fortschrittlichen Kollegen mutet 
der Ausspruch von Karl Hauen- 
schild auf dem Gewerkschaftstag an 
„wir sind stolz auf das Prädikat 
„links” zu sein.” Links sein heißt 
och wohl uneingeschränkt für die 
Forderungen der Kollegen da zu 
sein und sie gegen den Widerstand 
der. Kapitalisten durchzukämpfen. 
Die Praxis der leitenden Funktionä- 
re auf diesem Gewerkschaftstag hat 
das genaue Gegenteil bewiesen. 
Nicht Ausbau der Demokratie in 
der Gewerkschaft war das Ziel, son- 
dern deren weitere Einschränkung. 
Dieses Ziel wurde im ganzen Um- 
fang erreicht bedingt durch die 
Schwäche der Gewerkschaftsoppo- 


Funktionären einige „linke" Wort- 
führer hat, ändert nichts an der 
Tatsache, daß ‚sich diese Gewerk- 


schaft i ih eine reaktionäre 
Richtung entwickelt. 


geringstmöglichen Widerstand 
durchzusetzen. 
DKP belügt die Arbeiter . 


Es ist eine verbrecherische Poli- 
tik gegenüber den Arbeitern, wenn 
die objektive Funktion solcher Leu- 
te statt sie zu entlarven hochgeju- 
beit wird. Das tat aber die DKP in 
ihrer Auswertung des Gewerk- 
schaftstages. Sie suchte sich einige 
wohlklingende Passagen aus Antri- 
gen, des Hauptvontandes heraus 

Jubelt [Kraft gestärkt 

Sure mehr Kafab ar de Veran: 
ensleute” und „Die IG-Chemie hat 
ihren Vertrauensleuten erheblichen 
Einfluß auf die Gestaltung der Ta- 
Hifpolitik gesichert. Ein Beispiel, das 
für alle DGB-Gewerkschaften von 
Nutzen ist.” („uz” vom 29. Sept. 
und 6. Okt.). 

Mit solchen „Einschätzungen” 
werden gutgläubige DKP-Mitglieder 
und interessierte Kollegen bewußt 
über die tatsächliche Entwicklung 
in den Gewerkschaften getäuscht. 
Damit hat die DKP wieder ihre 
Funktion erfüllt, die reaktionäre 
Entwicklung der Gewerkschaften 
nach „inks’ — also gegenüber klas- 
senbewußten Kollegen — zu vertei- 
digen. Ehrlichkeit gegenüber der Ar 
beiterklasse, auch wenn es einmal 
schmerzlich ist, it unabdingbares 
Kriterium für einen Kommunisten. 
Die DKP erfüllt dieses Kriterium 
„nicht! Diese Partei belägt die Arbei- 
terklasse, um sich das fragwürdige 
Wohlwollen der Gewerkschaftsfüh- 
ser zu erkaufen. = 


In die redaktionelle Stellungnahme 
zum Palistina-Artikel im ARBEI- 
TERKAMPF Ni. 23, Seite 13, hat 


Im Arbeiterbuch sind alle Zeitungen 


des Kommunistischen Bundes erhältlich 


‚Arbeiterkampf Nr. 24/Dez. 72 


EWG-Großmacht 


europäischen 


1.Teil 


Das Jahr 1972:hat eine Reihe wichtiger Beschlüsse und Auseinandersetzungen um eine Erweiterung der EWG 


‚gebracht. 


Vier weitere Länder sollen zu Anfang 1973 neu in die EWG aufgenommen werden: England, Irland, Dänemark 


und ursprünglich auch Norwegen. 


Die Aufnahme dieser Länder wird die Wirtschaftskraft der bisherigen EWG noch um etwa ein Drittel steigern. 
Dir so entstehende Block wird die Bevölkerung der USA weit übertreffen und etwa zwei Drittel der 
Wirtschaftskraft der USA erreichen. Über 40% des Welthandels werden auf die neue „EWG der Zehn” entfallen. 

Eine Reihe anderer Länder soll der EWG in Form einer gemeinsamen „Freihandelszone” angenähert werden. 


Es sind dies Schweden, Island, 


’ortugal, die Schweiz, Österrei 


und Finnland. Das Abkommen über die neue 


„Freihandelszone” sieht insbesondere die vollständige Beseitigung der Industrie-Zölle zwischen den nunmehr 16 


Det 


igten Staaten bis Juli 1977 vor. 
Zur Diskussion steht außerdem 


Neben 


ie Einbezichung weiterer Länder in den so entstehenden westeuropäischen. 
Block: s0 Spanien und Israel sowie die bereits eng mit der EWG verbundenen Länder Griechenland und Türkei. 


das „soziale Gefälle” innerhalb der EWG soll „ausgeglichen” Werden. 


Beitritt brachten in Dänemark nur eine kn 


ihr Vorgehen 
jemeinsame „Löhnleitlinien” für alle EWG-Staaten geben,und 


ier Erweiterung der EWG nach außen steht eine Intensivierung der Zusammenarbeit nach innen. Vor 
allem wollen die in der EWG vertretenen kapitalistischen Regierungen 
besser aufeinander abktimmen. So soll es 2. 


‚gegen die Arbeiter noch 


vielen Ländern zeigt sich starker Widerstand gegen die Erweiterung der EWG. Volksabstimmungen über den 
’< Zustimmung, während es in Norwegen breite Ablehnung 


‚ab. In Schweden gibt es seit langem eine starke Bewegung gegen die EWG, die vor allem von Soziaklemokraten 


und Kommunisten geführt wird. 


Die Volksmassen der nordeuropäischen Länder fürchten, daß ihr 
politischen Rechte dem EWG-Niveau „angeglichen” werden sollen. Die 


ativ hoher Lebensstandard und ihre 
‚wegung 


:n die EWG wird auch vom 


Kleinbürgertum — Fischer und Landwirte — weitgehend unterstützt, weil diese Kräfte um ihre soziale Existenz 


fürcht 
wire) 
In Island ist der 


falls ein Beitritt zur EWG erfoli 
.ampf um die Ausdehnur 


durch die Fischerei Monopole der EWG, besonders Englands und der BRD, 
Eine breite Bewegung gegen die EWG gibt es auch in England. Das hat die oppositionelle Labour-Partei 


‚gezwungen, in bescheidenem Maße gegen den EWG-Beitritt Stellung zu nehmen. Von 


. Die skandinavischen Völker wehren sich auch dagegen, unter die 
liche und politische Vorherrschaft der EWG-Imperialisten (vor allem der Bundesrepubli 
seiner Fischerei-Grenze zugleich Kampf gegen die Ausplünderung 


roßer Bedeutung ist der 


Kampf der englischen Arbeiterklasse gegen das von der konservativen Regierung aufgezwungene Ant-Streik- 


Geset 


„Eintrittskarte” der englischen Imperialisten zur EWG. 

Der erste Teil dieses Artikels zeigt die Entwicklung der EWG, ihre Ziele und inneren Widersprüche sowie die 
Jüngste Entwicklung zur Erweiterung und Intensivierung der EWG. Der zweiter Teil des Artikebwird im nächsten 
„‚Arbeiterkampf” erscheinen. Er soll folgende Fragen behandeln: warum sprach sich das norwegische Volk gegen. 
die EWG aus — warım kämpfen die Bauern gegen die EWG — Agrarpolitik — wie sehen die Angriffe der 


EWG. Imperialisten auf die Arbeiterklasse 


denn „dieses Gesetz, das die Lähmung der Arbeiterbewegung zum Ziel hat, ist sozusagen die 


‚was wurde schon getan und was ist weiter geplant — die Haltung 


der Gewerkschaften und der französischen und italienischen KP zur EWG — der Neokolonialismus der EWG. 


ine zu einem „vereinigten 
[Europa gab es schon in der 
Weimarer Republik. Noch wäh- 
Tend des 2. Weltkrieges, als sich die 
Niederlage des deutschen Imperia- 
ismus abzeichnete, brachten die 
Kapitalisten als reitende Möglich“ 
keit Pläne zur Integration des kapi- 
talistischen Europa ins Spiel. Die 


bürgerlichen Widerstandskreise um 


den "Bolschewiamus". Mit 
nauers _abendländisch-westeuro- 
päischem Zusammenschluß” fanden 
diese Pläne dann ihren Platz im 
Programm der CDU/CSU nach dem 
Kr 


Be 
In der Tat.brachten die Bünd- 
nisse unter den imperialistischen 
Staaten und die Schritte zur west- 
europäischen Integration den Kapi- 
talisten in. West-Deutschland jeweils 
ein Stück verloren gegangener 
Macht zurück. 


schem Militär, Diese schei- 
terten am Widerstand 
Frankreichs. Ri 
Vorerst kam nur die 
Montanunion zustande, die 
vorweggenommene EWG 
Mr Kohle und Stahl. Sie 
te die Bestimmungen 
desPotsdamer Abkommens 
zur Entflechtung des deut- 
schen Großkapitals in der 
BRD sd acta und hob die 
Produktionsbeschränkun- 
‚gen nahezu auf, 
erhielt die BRD-im Rah- 
men der Nato wieder ein 
eigenes Militär und nahe- 
zu vollständige Souveränk- 
tätsrechte, 

Weiter wurden’ eine Koordinie- 
mung der Landwirtschaftspolitik, 
der gegenseitigen Dienstleistungen, 
die Aufhebung von Beschränkungen 
im Kapitalverkehr für EWG-Kapita- 


1982: 


1955: 


und anderer‘ 
ion der 


kapitalistischen Welt 
40er Jahre 50er Jahre Ger Jahre 70er Jahrd 


(1948) 
53,4% 
12 
jesteeutsch- 
38 
39 
10 


1947: DieAnkündigung der US- 
Warenkredite des Marshall- 
Plans an Westeuropa war 
1as Startsignal für den Wie- 
deraufbau eines kapitalisti- 
schen West-Deutschland. 
Mit der Gründung der Nato 
wurde die Wiederbewaff- 
mung West-Deutschlands. 
auf die Tagesordnung ge- 
setzt. 


kamen Plne zur EVG(Eu- 
ropäischen Verteidigungs- 
gemeinschaft) auf mit Be- 
teiligung von westdeut- 


1949; 


1950: 


(1958) 
41% 


(868) (1970) 
BAR 409% 
71 71 


94 97 
46 47 
85 94 


"listen, Koordinierung der Energie- 
und, Verkehrspolitik geplant. Auch 
in diesen Bereichen wurden Fort- 
schritte erzielt, 


Die EWG-Verträge 

1957 wurde der entscheidende 
Schritt in Richtung auf eine 
Integration Westeuropas durch Un- 
terzeichnung der Römischen Ver- 
träge‘ zur Bildung der EWG getan. 
Zusammen mit der Montanunion 
stellen sie das Grundgerüst der gan- 
zen Integrationspolitik dar. Die 
sechs kapitalistischen Staaten Ita- 


lien, Frankreich, Belgien, Luxein- 
burg, Niederlande und BRD be- 
schlossen als Ziel die „schrittweise 


Annäherung der Wirtschaftspo- 
tik” 

Ein Rücktritt von diesen Ver- 
trägen ist nicht 


vorgesehen. Grundlage der EWG 
war eine Zollunion, die innerhalb 
von 12- 15Jahren verwirklicht 
werden sollte. Dies ist im großen 
und ganzen auch erreicht worden. 


unmnunnnng 


| 
| 
j 


ZOLLUNION (z.B. EWG) 


Darunter versteht man die 
Zusammenfassung mehrerer 
VWirtschaftsgebiete zu einem, 
in dem es keine inneren Zölle 
gibt und die Außenzölle ver- 
inheitlicht werden. 


FREIHANDELSZONE 
(z.B. EFTA) 

In einer Freihandelszone 
gibt ‚es zwar ebenso wie bei 
der Zollunion keine Binnen- 
Zölle, aber von Land zu Land 
verschiedene Außenzölle. Sie 
stellt also einen sehr viel iose- 
sen Zusammenschluß dar. 

Eine Zollunion ist aller- 


Zusammen- 

schluß. Durch. Subventionen, 

Warenvorschriften u. kön- 

nen schr leicht Handelschran- 

ken aufgebaut werden, die die 

Beiche Wirkung wie Zölle ha- 
m. 


Fomenmununmmunmunermumunus 
Der EWG — Agrarmarkt 


Eine besondere Bedeutung in der 
Koordinierung der Lantwiehadte 
inierung Ser Landwirten 
ik ein, Sie zu schr schweren 
erenze besonders Zwischen der 
BRD und Frankreich führte. Natür- 
lich spiegelte sich hierin der Kampf 
die zwei Mächte um den Anızd 
Selne Koorineug dar a 
ne 
Wirschaftgpohtk werde ein Be 


meinsamer Agrarmarkt eingerichtet, 
der sich durch hohe Zölle gegen 
Agrarimporte von außerhalb 
‚schützt. Wer trotzdem importiert, 
muß die Gewinne, die er dadurch 
erzielt, in einen gemeinsamen Topf 
werfen. Für die 'ukte wur- 
de cin für ale verbindlicher Preis 
festgesetzt, der in Dollar angegeben 
wurde (sof. „grüner Dollar”). Die 
Perman enten Wi wankun- 
gen führten allerdings dazu, daß der 
Preis s0 fest nicht war und das 
System dadurch häufiger recht 
stark erschüttert wurde. Aus dem 
gemein samen Topf werden nun 
die Subventionen bezahlt, die dazu 
dienen, nach US-Vorbild große ka- 
pitalistische Farmen herzustellen. 
Die Folge sind die systematische 
Ruinierung von Kleinbauern in der 
EG und din hoben Lebenamite 
Preise. Das Agrarsystem begünst! 
eindeutig die Großbauern. Die 
Großbauern bekommen auch dann 
ihre hohen Preise bezahlt, wenn die, 
Produkte nicht mehr abgesetzt wer- 
den können. Das führt dann zu 
Erscheinungen wie dem bekannten 
„Butterberg” der EWG. Solche Er- 
Scheinungen der Überproduktion 
sind für den Kapitalismus charakte- 
Tistisch. 

Dieses Agrarsystem wurde von 
Frankreich 1966 erswungen. Fin 
halbgs Jahr lang hs esdeshalb den 
EWG Ministerrat boykutüert. 


In den'römischen Verträger? wur- 
gen 
ng ‚der en Fr 
Fre 
Eamere 
a & 
een 
Sr 
en, 
ente 
at: 
meer 
ee 
können nur einstimmig gefaßt wer- 
Baer 
‚sehen. Dem widersetzte sich damals 
Frankreich. Man „einigte” sich auf 
die Beibehaltung des Vetorechtes 
Die EWG-Kommission hat folglich 
en 
ce 
EEE 

Een ver 
en 
Be an 
wurde als Ziel die „Entwicklung 
ass 
Zwecken” angegeben, ohne militä- 
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Schwächung des 
Imperialismus nach 
dem 2.Weltkrieg 


Plischen imperilistischen Mächte 
konnten ihre alten Großmachtstel- 
lungen nicht halten. Auf dem euro- 
plischen Kontinent war der Kapita- 
ismus bei den Menschen in starken 
Mißkredit gekommen. Überall in 

kam es zu sozialistischen 
Umgestaltungen. In den antifaschi- 
stischen _ Widerstandsbewegungen 
hatten sich besonders die Kommu- 
isten hervorgetan. In Albanien und 
Jugoslawien eroberten diese Bewe- 
gungen die Macht im Staat. In 
Griechenland konnte dies lediglich 
durch das. militärische Eingreifen 
Englands und schließlich der USA 
in den Bürgerkrieg verhindert wer- 
‚den. In Italien und Frankreich hat- 
ten die Kommunisten entscheiden- 
den Einfluß in den Gewerkschaften 
erobert. Es gab in diesen Ländern 
starke kommunistische Parteien, die 
vom imperialisischen Standpunkt 
aus zurückgedrängt werden mußten, 
und es war noch nicht geklärt, in 
wessen Händen die Staatsmacht lie- 
gen würde. In Norditalien war der 
Staatsapparat von Partisanen zer- 
schlagen worden. 1945 mußten die 
Imperilisten sie noch im die Regie 
rung aufnehmen. In Deutuchlund 
mußte, selbst die CDU/CSU mach 
dem Kriege den Sorialımes ins 
Programm aufnehmen. Daß der So- 
zialsmus an Boden gewonnen hat- 
te, damit wollten sich die Kapitab- 
sten keineswegs abfinden. Im Ge- 
genteil, diese „geschichtliche Kata- 
stropbe” für 'se wollten sie mit 
allen. Mitteln wieder rückgängig 
machen. 

Darüber hinaus waren überall in 
den Kolonien des englischen und 
französischen „Imperialismus starke 
Unsbhängigkeitsbewegungen  eni 
standen. China wurde sozialisisch, 
in Vietnam wird heute noch danım 
gekämpft. Dem drohenden Verlust 
ihrer Kolonialreiche suchten die Im- 
perilisten einerseits mit Waffenge- 
walt - so kämpfte englisches Mil 
tär in Malaysia und Kenia, franzö- 
üisches in Algerien und Zenirak 
afrika - andererseits durch Zuge- 
ständnisse der „Unabhängigkeit” 
und. neue Fromen der Unter- 
dröckung zu begegnen. 


Supermacht USA 


Die USA waren die einzige impe- 
rialistische Macht, die aus dem 2. 
Weltkrieg gestärkt und mit einem 
intakten Produktions- und Miitär- 
apparat Sie finanzier- 
ten auch große Teile der Kriegıko- 
sten Englands und Frankreichs. 
1948 kamen über die Hälfte der 
gesamten _ Industrieproduktion 
det kapitalistischen Länder aus den 
USA, dagegen z.B. nur 1/30 aus 
Westdeutschland. Das Kräfterer- 
hältnis zwischen Sozialismus und 
den unterdräckten Völkern auf der 
einen Seite ur Imperialismus 
auf, der anderen drohte ich noch 
weiter zuungunsten des Imperialis- 
mus zu verschieben. Deshalb erkr 
ten die Imperialisten die „Zuräck- 
drängung des Kommunismus” zum 
‚obersten Leitsatz ihrer Politik 
(Truman-Doktrin der USA). Die 
USA erklärten, daß sich jedes Land- 
zwischen zwei Welten entscheiden 
misse. Dem folgten die Marshall- 
plan-Warenkredite an Westeuropa, 
Sie Nato. dh die verstärkte milk 
Tische Aufrüstung mit ihrem Paktsy- 
von Miitär- 


pläne der 
Imperialisten 


u 
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Rußland auch nur annähernd kann- 
te, war es vollkommen klar, daß die 
sowjetische Führung keinen Ver- 
such beabsichtigte, die Sache des 
Kommunismus über die Grenzen 
des Landes hinaus durch militä- 
Tische Operationen der eigenen 
Streitkräfte voranzutreiben.” 


US-Vorherrschaft über 
Westeuropa 4 


Mit der Machtposition einer Su- 
permacht, die die USA errungen 
hatten, war ihnen die Möglichkeit 
‚der Vorherrschaft über die europäi- 
‚schen Imperialisten gegeben. Sie be- 
stimmten die Nato-Strategie und 
mit welchen Waffen wer aufgerüstet 
wurde, Sie nahmen den englischen 
Kapitalisten einen großen Teil der 
Erdölquellen ab und führten die 
Kriege in Griechenland und später 
in Vietnam weiter, Sie stellten sich 
in der Suez-Krise 1956. gegen die 
Aggression des französischen und 
englischen Imperialismus und mach- 
ten damit deutlich, daß sie eine 
Kolonialpolitik an ihren Interessen 
vorbei nicht duldeten, 


Die Expansion des US-Kapitals 


Das US-Großkapital hat: seine 
ökonomische Stärke dazu ausge- 
nutzt, sich systematisch ein Indu- 
strie mperium, das nahezu über die 
‚ganze Welt reicht, aufzubauen. So 
betrug der Umsatz der US-Firmen 


Die EWG - 


eine Gemeinschaft 
von Imperialisten 


Mit diesen Ligenmmen und Fol- 
gen des zweiten Weltkrieges haben 
sich die europäischen Imperialisten. 
keineswegs abgefunden. Das Ziel, 
‚der Machtyerhältnisse in der Welt 
zu‘ ihren Gunsten zu ändern, ist 
ihnen allen gemein, ebenso die Ein- 
schätzung, daß sie jeweils allein 
eine Änderung nicht herbeiführen 
können. Unter der gegebenen 
Kräftekonstellation ist dies für die 
europäischen Imperialisten nur 
möglich, wenn sie eine Stärke er- 
reichen, wie sie die Macht der USA 
und der Sowjetunion darstellen. 
Deshalb halten die europäischen 
Imperialisten ein „Vereinigtes Euro- 
pa — zunächst der kapitalistischen 
Staaten — für die Grundlage ihrer 
aggressiven und expansionistischen 
Politik. Strauß sagt, „ein solches. 
Europa würde eine” Verschiebung 
der weltpolitischen Kräftekonstel 
tion und zwar die einzig mögliche 
zugunsten der demokratischen (al 
der imperislistischen) Welt. herbei 
führen”, (In "Herausforderung und 
Antwort), Die Herstellung der euro- 
päischen Integration ist für die Im- 
perialisten eine Existenzfrage ge- 
worden. Strauß wiederum drückt 
das so aus: „Europa steht vor der 
Aufgabe, ob'es sich in der moder- 
‚nen Welt als eine Größe sui generis. 


Nach dem abgelehnten EWG-Beitritt Norwegens ist zu erwarten, daß Nor- 


wegen einen Freihandelsvertrag,mit der EWG abschließt. 


außerhalb der USA 1970 etwa 200 
Mrd. US-Dollar. In den Ländern der 
‚6er-EWG übernahmen die US-Kapi- 
talisten 1963 6,3% der Kapital- 
bildung. Besonders stark ist ihr Ein- 
Auß in Großbritannien, wo. 1600 
US-Firmen 10% der Industrie in 
ihre Hand brachten, relativ am ge- 
ringsten in Frankreich. Lenin 
schrieb: „Die Monopole sind überall 
Träger monopolistischer Prinzipien: 
An Stelle der offenen Konkurrenz 
auf dem Markt tritt die Ausnutzung 
der ‚Verbindungen zum Zweck 
eines 'profitablen Geschäftes.” Die 
Kapitalisten schaffen sich heute die- 
se Verbindungen in ersten Linie 
durch Direktinvestitionen, d.h. den 
‚Aufbau, eigener Industrie im Aus- 
land. Besonders konzentriert sich 
dieser Einfluß der US-Industrie auf 
sogenannte Schlüsselindustrien, de- 
ren Bedeutung in Zukunft weiter 
zunehmen wird, In der EWG be- 
herrschte das US-Kapital 30% der 
‚Autoproduktion, 75% bei den 
Computern, so daß die europäische 
Computerindustrie überhaupt nur 
auf der Grundlage staatlicher 
‚Schenkungen existiert. In der BRD 
sind z.B. 25 % der Elektro-Industrie 
in US-Hand und 50 % der Raffine- 
tiekapazitäten. 


überhaupt nach behaupten kann 
oder ‚es sozusagen ein Satellit 
der USA wird, 


Schaffung eines 


EUROPA DER MONOPOLE 


Ebenso Großmacht wie die USA 
zu werden, ist nur möglich, wenn 
die europäischen Imperlalisten sich 
ein entsprechendes wirtschaftliches 
Potential schaffen. Zwar haben die 
europäischen Kapitalisten im Ver- 
gleich zu den USA ihre Position 
Ständig verbessern können, lediglich 
Großbritannien fiel relativ gegen- 
über den USA zurück. Die BRD 
erreichte 1970 1/4 der Industrie- 
Produktion der USA. Die EWG der 
9 Mitglieder ab 1973 wird gut 70% 
des Bruttosozialproduktes der USA 
erreichen. Entscheidend aber wird 
sein,ob das europäische Kapital sich 
ein "entsprechendes Industrieimpe- 
Tlum aufbauen kann bzw. das euro- 
päische Monopolkapital_ der US- 
Konkurrenz standhalten kann. Wie 
sieht es damit aus? Von den 1967 
auf knapp 100 Mrd. US-Dollar ge- 
schätzen Direktinvestitionen ins- 


gesamt belief sich der US-Anteil 
allein auf 60 %. Lediglich die engli- 
schen Kapitalisten haben relativ zu 
ihrer Größe mehr im Ausland inve- 
stiert. Bei, beiden Ländern stützt 
sich die Außenexpansion im we- 
sentlichen auf die Direktinvestitio- 
nen. Ganz anders sah es bislang bei 
der BRD aus, die einen relativ 
hohen Warenexport bei geringen 
Direktinvestitionen besaß. So klag- 
te_Abs von der Deutschen Bank: 
„Gegenüber England sind wir mit 
ünseren ausländischen Direktinve- 
stitionen ein Zwerg, gegenüber den 
USA nur ein Däumling." Springers 
„WELT” forderte konsequenter- 
Weise, ein Industrieimperium aufzu- 
bauen, das „einer "Welthandelsna- 
tion würdig ist,” Seit Mitte der 60er 
Jahre sind die westdeutschen Kapi- 
talisten systematisch dazu überge- 
gangen, sich ebenfalls ein solches 
Industrieimperium zu schaffen. Die 
Direktinvestitionen wachsen jähr- 
lich um mehr als 20 % gegenüber 
8% bei den USA und England, Die 
Parteien in Bonn welteifern darin, 
diesem Prozeß mit Steuergeldern 
unter die Arme zu greifen. Ende 
1971 hatten die westdeutschenDi- 
rektinvestitionen 21 Mrd. DM über- 
schritten. Der Bayer-Konzern z.B 
besitzt heute in SO Ländern 130 
Produktions- und Vertriebsstätten. 
Die Träger dieser Expansion sind 
die Monopole. Unf gegenüber den 
US-amerikanischen Monpolen kon- 
kurrenzfähig zu werden, bzw. eine 
ähnliche Größenordnung “und 
Stärke zu gewinnen, sind die euro: 
päischen Monopole gezwungen sich 
Zusammenzutun, deshalb die Pläne 
zur Integration. „Wenn man die 
Einheiten in Amerika sicht, ‚dann 
weiß man, zu 
aufgerufen sind 
erfolgt die Stärkung der europäi, 
schen Monopole noch im wesent 
lichen über nationale Konzentre- 
tionsprozesse. In allen kapitalist 
schen Ländern vollzieht sich eine 
Konzentrationswelle in bisher nicht 
gekanntem Ausmaß. In der BRD 
stieg der Anteil der SO größten 
Unternehmen, gemessen an der Ge- 
samtzahl, von 1967 bis 1970 von 
40 auf 50% der. Produktion. Um 
nur einige Branchen zu nennen: 
Teilten sich 1960 noch 6 Stahlkon- 
zerne 60% der_Rohstahlpmduk- 


Demonstration in 
München gegen den 
Generalvertrag 


in der BRD.zu sta- 
tionieren, die auch 
eingreifen dürfen, 


werden konnte, 


tion; so_heute nur noch drei, Die 
vier größten Chemiekonzerne kon- 
trollieren heute 70 % des Umsatzes, 
vor 10 Jahren waren es erst 40% 
bei den größten 4 im Fal 

sind es bereits 90 %. In Frankreich, 
wo die Industrie viel weniger kon 
zentriert ist, wurden mit Hilfe des 
5. staatlichen Planes für die Indu- 
strien 1966-70 durch Fusionen. 
systematisch Großkonzerne aus 
dem Boden gestampft, die 
Gerüst der zukünftigen französi- 
schen Industrie bilden” sollen. Für 
die wichtigsten Sektoren waren ein. 
bis zwei Gruppen vorgesehen. Am 
Ende dieser Periode beherrschten 
z.B. in der Eisen- und Stahlindustrie 
Frankreichs zwei durch Fusionen 


dabei, der bei uns vor allem durch 
seine” brutalen Rationalisierungs- 
maßnahmen zu Lasten der Arbeiter 
bekannt wurde. 

Fusionen auf EWG-Ebene, auf 
die die Kapitalisten zielen, gibt es 
heute erst relativ vereinzelt, so die 
Fusion von Dunlop und Pirelli, der 
EralerSlBe Gempikreaecn dere 

tischen Welt, die Fusion von 
ioesch und Hoogowens, der un: 
größte europäische Stahlkonzern. 
Agfa-Gevaert ist heute der zweit- 
größte Fotofilmhersteller der Welt. 
Zu solchen Fusionen gibt es heute 
zahlreiche Vorbereitungen in Form 
von Absprachen und Kooperatio- 
nen unter den Monopolen, die aller- 
dings ähnlich ständig zwischen den 
Monopolen getroffen werden und 
Ausdruck der Konkurrenz unter 
ihnensnd. Absprachen und Koopera- 
tionen zwecks späterer Fusionie- 
rung gibt es heute bei allen großen 
europäischen Banken. Fusionen in 
größerem Stil innerhalb der EWG 
wird es allerdings erst dann geben, 
wenn auf politischem Wege der 
freie Kapitalverkehr hergestellt ist, 
wie es mit der Wirtschafts und 
Währungsunion geplant ist_inner- 
halb der nächsten 10 Jahre. Sie war 


‚wichtigster Punkt der Tagesordnung 
/G-Gipfelkonferenz, Mitte 
Stober dies Jahre, 


Wohin richten sich nun die 
Großmachtpläne dieses Europa der 
Monopole? Gegen wen zielt die 


Expansionsstreben 


der Imperialisten 


1. Auf Kosten der Länder Ost- 
europas. 


„u Zunichst richten sch die Fine 

der Imperialisten gegen die 

in Osteuropa. Strauß erklärte dazu: 
„Der Einbrüch der Sowjetrussen 
ach Mitteleuropa ist die geschicht- 
liche Katastrophe unseres Jahrhun- 
derta” @tlerausforderung u. Ant- 
wort,S. 33) Daß der Imperialismus 
in Osteuropa an Boden verloren 
hat, damit wird er sich niemals 
abfinden, dazu braucht er die EWG, 
Zunächst erst der kapitalistischen 
Staaten; denn „man kann den, 2. 
Schritt mich vor’ dem ersten tun” — 
so die Strauß-Europa-Konzeption 
weiter. Deshalb ist für ihn de 
Gaulles ‚Europa vom Atlantik bis 
zum Ural’ „als Notwendigkeit für 
die westeufopäischen Staaten zu 
begreifen”, einen Staat bis an „die 
heutige westliche Staatsgrenze der 
Sowjetunion” zu schaffen (S. 1261 
In der Art des Hitler-Faschiemus 
halten die Imperilisten daran fest, 
‚daß es ihre „moralische Aufgabe” 
sei, die „osteuropäischen Länder 
hinter dem Eisernen Vorhang” zu 
„befreien” (Strauß, 2.0.), d.h. dort 
den Kapitalismus wiederherzustel 
ion. Nar in. diesem Eekmuniaue 
die Imperialisten eine Chance zur 
Rückeroberung der DDR_ Wir ba 
ben die Zielsetzung der Imperib- 
sten am Strauß-Konzept dargestellt, 
da Strauß hier eine Vorreierrole 
Spielt. Allerdings unterscheiden sich 
alle Europa-Konzeptionen nicht 
wesentlich. Auch die Variante der 
SPD verfolgt keine anderen Ziele. 
So heißt es in einem Memorandum 
Brandt's bereits 1965: „Für die 
nächste” Periode erscheint es uns 
ünschenswert und nicht zunichte 

die osteuropäischen Staaten in 
möglichst zahlreiche Kommunika- 
onen zu verweben". So könnten 
„Kräfte, der Evolution ermutigt 
Werden”. Bew. „der gemeinsame 
Markt hat eine auftauende Wirkung 
auf das ökonomische Denken in 


lung des Osihandels. Unter dem 
Motto „Handel schafft Wandel” 

en Kapdalten ss Onge- 
schäft. In den fünf Jahren bis 1969 


Dabei bauen sie 
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Ostausschuß der Industrie), Esgeht 
um yirschaicne Abhängigkeiten, 

en einen gelähr 
Hchen Einftuk auf Siese Länder 
ermöglichen. . 


Die Imperialisten haben immer‘ 
deutlich gemacht, daß es ihnen 
nicht um „friedlichen Wettbewerb” 
geht, Für sie ist der Osthandel eine 
Politische Waffe in ihrer Erobe- 
Tungsstrategie. 


2. Auf Kosten der Länder 
der 3. Welt 


Zum zweiten richten sich die 
Expansionsabsichten der Imperiali- 
sten gegen die Länder der Dritten 
Welt . „Den Rückzug Europas aus 
sieht Strauß „am 
Symbolkräftigsten. und tragischsten 
t im Rückzug der Eng- 
länder aus dem weltpolitischen Be- 
reich East of Suez". Diese „Weltpo- 
Ik” wird betrieben durch den 
weltweiten Kapitalexport, die Asso- 
zierung der ehemaligen” französi- 
schen und nun der englischen Kolo- 
nien und schließlich durch die Fi- 
jnanzierung der Unterdrückung der 
Befreiungsbewegungen,, in diesen 
Ländern, wie durch die BRD z.B. in 
Mozambique und im Tschad. 


3. Zu Lasten des US-Imperia- 
lismus 
Zum dritten richtet sich die 


EWG gegen die imperilitischen 
‚Konkurrenten USA. Die USA sollen 
von ihrer „Bürde, allein die Verant. 
wortung der freien Welt überneh- 
men zu müssen”, „entlastet” wer- 
den, (Strauß), Zim einen sa der 
Imperialismus” insgesamt t 
‚werden, zum anderen heißt „Über- 
‚nehmen der Bürde“, übernehmen 
von Einfluß und Machtpositionen 
der USA überall in der Welt, d.h. 
‚man nimmt sie seinem imperiali- 
stischen Konkurrenten weg. 
Zunächst haben die USA ihrer- 
seits die Europa-Pläne der europäi- 
schen Imperialisten unterstützt zur 
Stärkung des Imperialismus insge- 
samt und in der Annahme, selber 
die Vorherrschaft über dieses Euro- 
auszuüben, So bekämpften die 
;A 1958 noch konsequent. die 
englischen Pläne einer großen Frei- 
handelszone mit Einbeziehung der 
‚Neutralen? wie Österreich und 
’Schweden. Sie wollten die gemein- 
same politische Zielsetzung und die 
Stärkung der Nato erreichen. 1961 
drängten die USA England zum 
‚Aufnahmeantrag in die EWG. 


nerschaft” vorbereitet. Allerdings 
treten die Widersprüche zwischen 
(den Imperialisten in den USA und 
Westeuropa immer stärker- in den 
Vordergrund. Am deutlichsten wer- 
den diese Widersprüche in den 
Währungskrisen, im Kampf der eu- 
ropäischen Kapitalisten gegen die 
Stellung des Dollar, als Leitwäh- 
rung. 
Alle Großmachtpläne der euro- 
‚päischen Imperialisten sind durch 
die Integration überhaupt erst 
möglich. Aber sie haben-sich nur 
„unter dem drohenden Druck des 
Schicksals” _zusammengefunden. 
D.h. keineswegs, daß dadurch die 
Gegensätze unter ihnen einfach im- 
mer mehr verschwinden. Sie sind 
‚mit unterschiedlichen Absichten in 
die EWG gegangen. Unter ihnen 
finden Auseinandersetzungen statt, 
um jeweils die eigenen Vorstellun- 
in und Interessen mit Hilfe der 
/G durchzusetzen. 


Der englische Imperialismus 
und die EWG 


Besonders deutlich wird dies 
dem speziellen Weg Großbritanni- 
'ens zur EWG. Der englische Imperi- 
alismus versuchte nach dem 2. Welt- 
krieg weiterhin Großmachtpolitik 
auf eigene Faust zu machen, Die 
englischen Imperilisten stützen 
sich dabei auf das Commonwealth 
— 31 Länder ehemaliger englischer 
"Kolonien, die ihnen besondere Vor- 
teile zusichern: mußten — so den 
freien Kapitalexport, Zollvergün- 
stigungen und Währungsüberein- 
stimmung (Sterling-Block). Es ent- 
wickelten sich die „besonderen Be- 
Ziehungen” zu den’ USA zur Unter- 
drückung der Länder der „„3. Welt 
was England gleichzeitig besondere 
Abhängigkeit vom US-Imperialis- 
mus einbrachte. Beides werhinderte 
nicht, daß von dem alten britischen 
Imperium nur ein Schatten übrigge- 
‚lieben war. Das hatte den Rückzug 
de Miltr „Belich von Suez“ zur 
"Bei EWG-Gründung wollte Groß- 
britannjen weiter seine „besonderen 
Beziehungen” zu den USA auf- 
rechterhalten und lehnte es ab, sei- 
ne Sonderrechte in den Common- 
wealth-Ländern allen europäischen 
Imperialisten zukommen zu lassen. 
Die EWG-Verträge dagegen schen 
‚nur eine gemeinsame Kolonialpo- 
litik. vor. Die englischen Impeniali- 
sten waren nur zu dem lockeren 
Integrationsprojekt einer Freihan- 


und Wirtschafts- und Währungs Die 
union zuzustimmen. Damit stand 
dem EWG-Beitritt Großbritanniens 
nichts mehr ım Wege. Ab 1.1.1973 


EWG 
wird es Mitglied der EWG sein. De 


Der BRD-Imperialismus — Dänemark S 
der gefährlichste und eg ee 
aggressivste Volksentscheid 


Die Ausgangsbasis des BRD-Im- abstimmung für die norwegischen 
Perialismus war eine ganz andere. Kapitalisten nicht bindend, 

Als Besiegter im 2. Weltkrieg und gen wird vorerst zusammen mit 
nach dem Verlust der Gebiete öst- Schweden, Island, Portugal, der 
lich der heutigen BRD und dem Schweiz, Österreich und Finnland 


Verlust simtlichen Auslandskapitals eine 


mußte er wieder von vorn anfangen. EWG 
Dies wurde ihm jedoch durch ein  Industriezöll abgebaut werden sol- 

Arbeitskräften en. _ Nächster Schrift zur Aus- 
(aus den „verlorenen Gebieten”) dehnung der EWG ist der-Mittel- 
Fe 


großes Reservoir an 
und durch den Marshall-Plan ebenso. 
rolle als vorderster Stützpunkt der 


Nato im „Kalten Krieg”. Er erwies sten geplant 
Sch widfr einmal as der agreie- handdone?” 
ste, gefährlichste und inzwischen lindern, möglichst unter Einbezie- 
stärkste Imperialismus Westeuropas. hung von Jordanien, Syrien, dem 
Um seine Machtposition Schritt für Sudan und Lybien 
Schritt zu verbessern, unterstützte sind Verhandhängen & 
er einerseits die Pline der USA und ferenzen unter den Kapitalisten gibt 
schloß andererseits die „deutsch- es noch über die Frage, wie weit 
französische Freundschaft”. Ebenso Agrargüter in dieses Abkommen 
wicals vorderster „kalter Kriegertist einbezogen werden. 

Sr Westdeutsche Imperialismus an ung dieser 


„Freihandelszonen” 


‚die Handelnverträge oder 


NEN 


‚Atlantische Partnerschaft” ge- 
‚scheitert 


Unter Kennedy schwebte den 
USA eins atlantische Partnerschaft" 


weitgehende Zollsenkung 
= nicht ohne die höheren US-Zölle 
durch nur prozentuale Senkung bei- 


delszone bereit. Das führte zur Ab- 
lehnung. ihres EWG-Beitritts durch 
Frankreich. Daraufhin gründete 
Großbritannien. als Gegenprojekt 


vorderster Front der „Neuen Ostpo- 
tik”. Die Friedens-Ideologie eines 
„neuen Deutschland”, die die west- 
deutschen Imperialisten heute auf- 
bauen, ändert, nichts an ihrem be- 


Potential in die Waagschale werfen 
zu können. 


Die Wirtschafts- 
und Währungsunion 


und ‚eine üsche an deren 
Stelle tritt. Die Schritte dahin isu- 
fen über die Erri ‚eines euro- 


nn z 
Spekulation. Da die Integration je- 
doch eine Existenzfrage geworden 
ist, werden sie sie immer weiter 


L 
Hl 
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ieien besonders schwer unter der Um- 
weitverschmutzung: Übeirischender Ge- 
tank vom Schlachthof, Qualm und 
Dreck aus den Schornsteinen einer 
Fleischfebrik, in der tagtäglich Abfälle 
verbrannt werden. Nicht ame, dad we- 
igstans die Kinder davon verschont biie- 
ben. Die Schule Grabenstraße legt direkt 
‚9Menüber von „Schraders Würstchen” 
und nur einige hundert Meter entfernt 
vom Schischthof — den beiden Haupt- 
verantwortlichen für die Luftverpestung. 

(Gerade die Kinder brauchen, um sich 


Weist, und körperlich entalten zu 


Volks- und Realschule im Schulkreis 51; Übergangsquote auf's Gymna- 


sium 53% (Ostern 70) 


‚An den Schulen fehlen Lehrer. Der in 
dan Stundentafeln vorgeschriebene Un- 
{erricht kann nicht erteilt werden. Darö- 
‚ber hinaus fallen durch Mutterschaftsur. 
laub und Erkrankung der Lehrkräfte in 
Hamburg täglich durchschnittlich 10% 
der Unterrichtstunden aus. Allein um 
‚diese Verluste auszugleichen, wären in. 
Hamburg etwa 600 Lehrer mehr nötig. 

‚Aber am schlimmsten wirkt sich der 
Lehrermangel darin aus, daß die Schul- 
klamen viel zu groß sind. Anden 
wertdeutschen Volksschulen sind in ei 
per Klasse im Schnitt era 38 Schüler, 
Gerade die Kleinsten wifft es am härte- 
‚ten: Im vergangenen Schuljahr hatten 
nahezu ein Viertel aller Schulanfänger- 
Klassen in der BRD 41 und mehr Schüler 
Die bürgerlichen Pädagogen halten dage- 
gen in den Grundschulen (1.4, Klame) 
eine Kiassenstärke von 25 Kindern für 
sinmwoll. Wen wundert ee da, wenn bei 
uns in einzelnen Bundesländern mehr als 
in Viertel der Kinder schon am Ende 
den 1, Schuljahres sitzenbleibt und wie- 
erholen muß? 

Dazu kommt die bauliche Ntsitus- 
tion, Es fehlen Räumlichkeiten. Die vor- 
handenen sind nicht seiten durch 
Schichtunterrieht beiegt, d.h. die Kinder 
bekommen abwechselnd vormittags und 
nachmittags Unterricht. In alten Stadt- 
Viertein — schlimmer noch in Sanierungs. 
Viertein — sind die Schulen, vielfach um 
ie Jahrhundertwende erbaut, verrottst. 
(und ranovierungsbedürftig. Oft lisgen sie 
direkt neben Fabrikanlagen und Haupt- 
verkehrsstraßen und unterliegen dadurch. 
schweren Geruchs- und Lärmbeldstigun- 
gen. 

In den neu errichteten „Trabanten- 
Städten” am Rand der Großstädte (Bi 
wedt, Osdorf in Hamburg; Märklsches 
Viertel in Westberlin) werden die Schu- 
len. oft rücksichtslos mitten in eine Stein- 
und Betonwüste gepflanzt, obwohl hier 
= bei einer Planung nach menschlichen 
Gesichtspunkten — sicher genügend Platz 
vorhanden wäre. 

= An der Schule Berner Heerweg tr 
ten Eitern und Schüler in einen ein- 
wöchigen Warnstreik, um die Bewiligung 
von Geldmittein für Ausbeu- und Repe- 
Faturarbeiten zu erzwingen. Die Schulge- 
bäude, die zum Teil noch aus dem 
vorigen Jahrhundert stammen, ind völlig 
eratert und unzureichend. 

= An der Schule Rellingersr. wurde 
ein Pavillon in 15m Entfernung von der 
Kiter Straße errichtet (das it nach der 
Kenndy-Brücke die verkahrsreichste 
Straße in Hamburg). Schüler und Lahrer 


können, genügend freien Raum, Ruhe 
und eine. menschenfreundliche Umge- 
bung auch außerhalb der Schule. Sie 
müssen sich draußen auch mal richtig 
Sustoben können. 

In Gen besseren Wohngegenden ist cas 
ohne weiteres möglich: Da hat bald jede 
Familie einen Garten zur Verfügung, 
‚Aber in den Arbeitervierein gi es nicht 
einmal ausreichend Sport-, Spiel- und 
Freizeitflächen für ale zusammen! 

Unter solchen Badingungen sollen die 
Schüler. lernen, Klawenarbeiten schrei- 
ei 
kommen!? Das könnte man nicht ein- 
mal den Erachsanen zumuten. 


Se am tolgenschwersien. Denn nu tat 
#2 die meuten Kınder die Entscheidung, 
des ihren Bucungmms 

"Die Kinder der höheren (_bädungsbe- 
Wwußten”) Klassen und Schichten können. 
mit den Mißständen viel besser fertiiwer. 
den als die Arbeiterkinder. Die bürger- 
lichen Familien haben die finanziellen 
und zeitlichen Reserven, um ihre Kinder 
Über die „Durstserecke” der Grundschule 
Zu bringen. Sie versehen eı, den eigenen 
Bildungworsprung ren Kındarn werten 
zugeben. Diese Eitarn können mähelor 
&e Zeit aufwenden, um ihren Kindern 
bei den Schulerbeiten zu halfen. Sie 
können mühelos des Geld aufnenden, 
um ihre Kinder mit den besten Lernmit. 
Wein aurzurüsten. Kommt das Kind worz 
Sem nicht recht voran, erhält es eben. 
‚Sen teuersten Nachnüfeunterricht. Diese 
Kreise verstehen es auch, ihr Ansehen 
und ihren persönlichen Einfluß bei Leh- 
Fern und Schulleieen serart zur Gattung, 
Zu bringen, daß das Kind an der Schule 
auch die „gebührende” Förderung erhält. 
In diesan Schichten ist es geradezu „mo- 
dern“, sich um schulische Probleme zu 
kümmern und private Seiberhilfeaktio- 
nen (Betrauung der Kinder, Schularbeits- 
Zirkel, Spendenaktionen) zu unterneh- 
man — was den eigenen Kindern zugute, 
Komm 

Eine Arbeiterfamiie hat nicht diese 
Möglichkeiten. Außerciem haben die pro- 
jetarischen Eltern misst Are Schuizert — 
Zu recht — in 20 mieser Erinnerung, daß. 
sie es oft von vorneherein abiehnen oder 
sich micht zutraven, in die Ausbildung 
ihrer Kinder einzugreren. 

Denn schlielien sind die proletari 
schen Eitern zes Opfer der kapitalisi- 
schen Bildungspolitik. 

Chancengleichheit? Die Kinder aus 
„gutbürgerlichem Haus” gehen jeden- 
falls mit einem gewaltigen Vorsprung an 


daß die Arbeiterkiane in dieser Gemil- 


schlossen ist. Es ist zuch miche mar die 


Volksschule Laiezstraße im Schulkreis 10 (Karolinenviertel, im Hinter- 
grund der Schlachthof); Übergangsquote auf's Gymnasium 23% (Ostern 70) 


die der Volkmerdummung und uber. 


Die Arbeiterklasse muß sich im ailge- 
meinen mit der Volksschulbildung be- 
grügen. Die Fakten sprachen für sic: 
Die Zahl der Übergänge von der Grund- 
hie an weiterführende Schulen um ın 
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ieibende, Versuch, den Schülern etwas. 
mehr kritisches selbständiges Denken zu 
Vermitteln, brachte den gesamten rechte“ 


Fichtung. der Schulbücher”, 
cher Großangriff” (CDU-Hesnı; 
dektrination” (CDU-Hamburg). Da ist es 
nicht schwer zu erraten, welche eigenen 
Vorstellungen die CDU/CSU auf diesem 
Gebier hat. 

Die bürgerliche Schule zielt darauf ab 


proletarischen Kindes werden als minder- 
wertig („proletenhaft") diskriminiert. 

So wird das Arbeiterkind isoliert. Das. 
stöndige Erlebnis ‚des Mißarfolgs, die 
. ständige Erfahrung, daß die Kinder höhe- 
rer Schichten. bessar sind, soll in der 
"Arbeiterschaft eine Haltung der Resigna- 
on vor schwierigen geistigen Anforde- 

ingen hervorrufen: „Das kannst. du 
Sowieso nicht, du bit ja nur ein Prolt.' 
Solkdariät, die Fähigkeit zu gemeinsa- 
mem Handeln und gemeinsamem Wider- 
"fand, Selbständigkeit sind an der Schul 
‚nicht gefragt, Verlangt wird. der unter 
würfige Strebartyp, der dam Kleinbürge 
tum auf den Lei geschnitten, der Arbei- 
terklanse aber fremd ist, Das ist die „freie 
Entfaltung der Persönlichkeit”, die die 
Bourgeoisie der Arbeiterlugend. zuge: 
acht hat 


„Disziplinlosigkeit” und „Ver- 
wahrlosung” — die Propaganda 
der Rechtsradikalen 


Die feindliche Haltung, mit der die 
bürgerliche Schule den Arbeiterkindern 
‚gegenübertrit, bielbt nicht ohne Wir- 
kung auf die unterdrückten Kinder. Re- 
sionation, Zweifel an sich selbst, rühzel- 
ioes Aufgoben — das ist die eine Seite. 
Empörung und Wut, die sich in der 
Zerstörung schulischer Einrichtungen. 
Luft macht, Aggressiviit, die bis zu 


bitterien _ Schlägereien unter den. 
Schülern selbst führen kann — ist die 
andere Sale. 

"Das ist der Punkt, wo die Rechtaradi- 
kalen mit ihrer Propaganda ansstzen. 
Springers „Hamburger Abendblatt” über. 
schirter Artikelserie 


Hemmungslos übertriäbene Schilde. 
rungen von „Untsten” und „Grausam- 
keiten” der Schüler („Die Zerstärungs- 
wut hat keine Grenzen“) sollen den 
Eindruck erwecken, daß „kriminelle Ele- 


mente” an den Schulen die Oberhand 
winnen. 

Hasch, Drogen, Linksradikale, Krimi 

=.in der reaktionären Hetze. 

fannber zusammen — das. 


(Bild am Sonntag) aus. (Bei den Nazis 
hieß eu noch: Juden, Bolschewisten, Ge- 
üchlechtskranke 

Springers 8 
tntsächlich auf 


" können sich dabei 
ine gewisse Schicht von 


Lehrern, Eltern und Elternräten stützen, 
‚gerade auf solche aus „gebildeten Krei- 
san”, gerade auf solche von den „huma- 
nistischen” (7) Gymnasien. = 

Der gewünschte Eifekt ist, in der 
Bevölkerung den Ruf nach „Aecht und 


Fadikalen wollen den Charakter. der 
Schule als einer Zwengsanstalt: rück- 
sichtlos und mit härtester Disziplinar- 
madnahmen durchsetzen. Salbst die 
kleinsten roformarlschen Ansitze, selbst 
ierale pädagogische Überlegungen und 
Versuche sollen im Keim erstickt. wer- 
‚Sen, Das liegt auf der Linie dor Faschi- 
sierung von Staat und Gesellschaft, die, 
sten betrieben wird. 
lit diese Hetze auch in 
Teilen der proletrischen. Elternschaft 
nicht ganz erfolglos, Diese Eltern werden 
‚mit den Schwierigkeiten und Konflikten 
bei der Erziehung ihrer Kinder nicht 
fertig und verlangen von der Schule, daß. 
sie den Kindern „anständige Sitte 
bringt (Geben Sie dem Jungen mal eins. 
hinter die Löffel, ich kann es nicht”). 


Voraus auf das Postscheckkonto. 
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ie bewußt Unache und Wirkuna genau 
ut den Kopf mel, Man mußich dan 
Pocheinmal vor Augen halten: Klasen, 
Yon 40 und mehr Sehlern; üerlaee, 
(Tangelhaft sumebilde oervöte Lehrer, 
(de froh sind, wenn al halbmgs er di 


Der Trick der Rechtaraikalen it, daß. 
"We 


Runden kommen, aber sicher außerstan- 


‚da, gerade die zurückbleibenden bensch- 
tellgten Kinder zu fördern; Zustände, 
ie en den Volkuschulen dazu führen, 
aß. vielen Kindern nicht einmal die, 
jelementarsten Fähigkeiten des Lasens, 
Schreibens 

‚bracht werden können. Aber wenn sich 
inzeine Schüler spontan — mehr instink- 
{iv al bewußt — dagegen suflehnen (und 
nichts anderes staht 


und Formullerens beige“ 


isziplinschwierigkeiten‘ 


Verlangt man von ihnen, daß sie „ver- 


rünftig“, „maßeoll“, „konstruktn” (1) 
rangieren. Das verlangt man von Schö- 
iern, die wissen, daß sie dan Sprung zur 
höheren Bildung nicht schaffen können, 
ie würen, daß sa sit dem Absueigeis. 
nahen! 


"Aber das „Hamburger Abendblatı" 


geht noch weiter: „Häufiger al ange- 
Rommen, gt 

gdwoglschen Konflikt aber much. in 
fine grganigchen Schaden, Über den 
Anteil lkmarsanlac amstärsee Kinder 
Achwanken die Angaben zwischen 3 und 
20%. Poychologen betonen, daß lichte- 
Fe hitnerganische Schäden problemati 
scher seien als die schweren. Schwere 
Schäden seien sofort als solche zu erken- 
(nen. Leichtere hingegen würden oft ai 
Charakteriche Mängel, Verhaltenstörun- 
99 oder Bösarigkeit mißiteutet.” 


„ die Ursmche für einen 


Griechische Schulkinder in der BRD: das Obristenregime schickt faschi- 


stische Lehrer und faschistische Schulbücher. Die westdeutsche Kultusmi- 


nisterkonferenz weigert sich einzuschreiten! 


Einzeine Eitern verschiedener Alto- 
Inser Schulen — Altona ist ein vormie- 
‚gend von Arbeitern bewohntes Hambur- 
‚9er Stadtviertel — erkannten nicht nur 
die miese Lage ihrer Kinder an der 
Schule, sondern auch, daß sich die Eltern, 
albst um eine Verbesserung dieser Dinge. 
kümmern missen, Sie besprachen die. 
Probleme auf Elternabenden und forder- 
tan in einer Vielzahl von Gesprächen und 
Briefen von der Schulbehörde die Ein- 
stllung fehlender Lehrer, Verkleinerung 
der Klassen, Renovierung, Ausbau und 
Vergrößerung der Schulen, Einrichtung 
neuer Klassen, regelmätige Lehrersprech- 
nunden um. 

"Nur dadurch, daß diem Diskussion 
breit indie Elternschaft getragen würde, 
(aß alle Eltern nicht nur die Lage an den. 
Schulen kennenlernten, sondern auch 
Forderungen aufstllten, war es möglich, 
eine aktive, kämpferische Politik im EL 
tarnrat durchzusetzen. 

Ex wurden Verbindungen zu anderen 
Schulen aufgenommen und die Basia für 
(den Schulkampf verbreitert, 

Mit Beginn des neuen Schuljahres im 
Herbst 1972 hat sich die Lage an den 
Schulen merklich verschärft. Die von der 
Schulbehörde in Aumicht gestellte Ein- 
wellung von fehlenden Lahrern is nicht, 
folgt. Insgesamt sieht es sogar so aus, 
aß der Lehrerbedart größer gemor- 
den it, 

Dabei ist es noch gar nicht »0 lange 


auszuiben, Angst um den Arbeitsplatz 
Zu verbreiten und di kritischen, demo- 
Ayatischen und kommunistischen Leirer 
zu holieren. 

Auch haste besteht wieder Unicher- 
heit drüber, ob zum 1. Februar 73 ale 
Aumebildeten Lehrer ın den Senulsinst 
ernommen werden. 

Dieses Vorgehen der Schulbehörde 
legt ihre Absichten und im Auferagge‘ 
br bIo8. Die herrschende Kapialisen- 
Klasn billigt der Arbeiterklame nur ziel 
an Ausbildung zu, wie ein Lohnarbeiter 
in der Produktion braucht — und keinen 
Deut mehr. Darum berechnet die Senul- 
ehörde den Lehverbedart = knapp, caß. 
der Schulbewieb gerade noch mıt- 
Techterhaiten werden kann, nicht aber 
5. wie en im Inereme der ausbilden. 
San Kinder nötig wire, 

Die Ein waren mun aber nicht 
Jünger bereit. uch von der Schuivenörae 
(durch Benmserungen dee „guten Wiens”. 
hinhaten zu Iaen. 

Der Ruf nach Kampfmaßnshmen wi 
Demanswration und Schaireik wurde 
besonders unter den proletrischen EI- 
rn immer lauter. So wurden such 
(leinbürgerliche, opportunistiche EI- 
ernräte, sie vor neitergehenden Mat. 
Mahmen eher zurücksehracken, Surch 
Ser Druck kampfbereiter Enarn a Ver- 
sammlungen. mitgsrisen. Die. Eltern 
schaft ee sich Sort geschlomen hinter 
ihren Eiterrat, no dieser ich konse- 
gu für di Intremen der Kinder und 
Eiern eingeatzt har. 

An der-Schule Arnkiistraße komme 
= zum astn Suaikbmucniuß. Es tanien 
54 Lehrerstunden. Rund 300 Eitern be- 
schieden einstimmig den Schaiseik, 
ern der Demahende Lahrermangel zu 
Zum Sweiktermin nicht behoben it. 
Zwei Tage danach sichert die Schuize- 
höre cinser Schule die fehlenden Lahr 
Krätezu. — 

(An der Schule Musiunerade fehlen 
100 Lahrersunden. Hier komme de 


Eiternräte Dei zunehmendem Druck ser 
Schulbehörde nicht umfalien 


SPD und FDP: „Erpressung!” 


Die Resktion der Schulbehörde => 
wie Ser Hamburger FD und FOR au sm 
Karofmaßnehmen der Altonaer Eisen 
ner unmBversiändlich. MaupesıoE zogen 
die Eltern und vor allem gugen den 
SChuimreit. Man werde sch Auch dem 
„Druck der Surade” nicht „erpremen” 
Ian. Schon in früheren Sukunguas- 
man harte die Schuibehörde und der 
= y 
 „legai” bezeichnet. Auf öffentlichen 
Veranstaltungen versucht der Hamburger 
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gegen die Schulmisere. Sie bringen die 
Mistände an die Öffentlichkeit, zwingen. 
die bürgerlichen Politiker, Farbe zu be- 
kennen und tragen dazu bei, die Schul- 
Politik des” Staates zu entlarven. Sie 
schaffen Solidarität in der Elternschaft, 
vermitteln ihr Kampferfahrungen und. 
sind. Vorbild für andere Schulen. Sie 
‚m. herauszufin 

, weiches Ihre Freunde sind und 
weiches ihre Feinde, und wo die schwan- 
kenden Kräfte in den eigenen Reihen 
Die Schulbehörde wird mit allen Mit- 
versuchen, die kampfbewußten EI 


und rechte soziaidemokratische Kräfte 
unter Lehrern und Eltern, 
Als besonders übel it der Versuch der 


CDU/CSU zu werten, sich hier und da 
bei der Elternschaft anzubiedern. Das 
MUB vor dem Hintergrund von 20 Jahren 
COU-Bildungspolitik gesehen werden, in 
denen der Grundstein für die. heutige 
Bildungsmisere gesetzt worden ist 
soziale Demagogie, die von dieser Saite 
betrieben wird, ist ohne Zweifel die 
widerlichste 


Die GEW - „Vorkämpfer für 
die Bildungsreform”’? 


Die Schulkämpfe In Altona verliefen 
völlig unabhängig von der Lehrergewerk. 
schaft GEW. Denn die GEW hatte weder 
Unter den Lehrern noch unter den Eltern 


schaftliche Arbeit an der eigenen Bi 
zuwege gebracht, Alı aber die Stimmung 
und die Kampfbereitschaft der Eltern 
ficht mehr zu übersehen war, versuchte 
ie rasch an die Spitze der Bewegung zu 
wpurten. Sie gab sich zwar verbalradikal, 
„warnte aber vor „isolierten“ Schul 
HWroiks und empfahl den Elternräten statt 
dessen Ihre „langfrisige‘” Reformpolitik. 
„Höhepunkt 

te die Teilnahme an einer von der GEW. 
veranstalteten Podiumsdiskussion mit 
Vortratern der bürgerlichen Parteien sein. 
Die GEW versuchte, die Bewegung doch 
noch unter Kontrolle zu bringen, Ihr die 
Spitze abzubrechen und sie in ein harm- 
loves Fahrwasser umzuliten. Es gt auf 
der Hand, daß solche Manöver nur der 
Schulbehörde nutzen können. Die Eltarn 
haben sowieto Grund genug, der GEW 
von vornherein zu mißtraven: Faktisch 
Ist die GEW-Führung Sprungbrett. für 
höhere Posten in der soziakdemkrati- 
schen Schulbehörde (2.8. In Hamburg 
Landesschulrat Neckel) 

Bei den Elternräten konnte die GEW 
mit volchen Praktiken nicht landen. Die 
GEW-Führung wird aber auch unter den 
eigenen Mingliedern mit Widerstand ge- 
(90h diese Politik rachnen müssen. 


‚der Eiternaktivitkten voll: 


Frankfurt: Mehr als 5.000 Schüler, Lehrer und Eltern demonstrierten am 16.5.72 während der Schulzeit gegen die Bildungsmisere. Das Kultus- 


„Macht die DKP stark"? 
Die OKP hatte schon sehr früh ver 
us den Bewegungen in der 
Elternschaft Kapital für 
au schlagen — und war damıt 
uf den Bauch gefallen. Solche siktiere- 
rischen Bestrebungen („Macht die DKP 
stark”) stehen ‚durchaus Im Gegensatz 
Zur Sache, um die en geht. So hatte die 
DKP — besonders in der Zeit. ihre 
Dümekdorfer Parteitags - vor, mit Veran- 
statungen und Aktionen schnell kurz 
ristige, gaktakulärg Erfolge zu erzielen, 
während en noch darum ging, eine mög, 
Jichst braite Kampttront aufzubauen, um. 
„Nägal mit Köpfen” zu machen. Im 
interesse der Sache liegt 0, eine konse- 
‚Quente, beharrliche Arbeit an der Bas 
Gurchzuführen, nicht aber mit aouktaku. 
ren Aktionen zu protzen, die sich 


largtristg ala Niederlagen erweisen, 
wenn sie isoliert und zu früh organisiert 
Werden 


Den 
führen! 


Die Schutkämpfe sind heute noch auf 
‚ie Behebung den Lehrermangels und 
anderer akuter Miätände beschränkt. 
Die Motive, die die Eitern zum Eingrei- 
fan. veranlassen, bestehen häufig sur 
kleinbirgerichen iltuionen, für di Kın- 
der einen gemllschaftichen Aufstieg zu 
erreichen: „Mein Kind soll mai wen 
beuseres werden ...” Einer solchen Be- 
wegung sind aber Grenzen gestzt. Die 
Eitern haben egentich erst einen klar 
men Telaıpekt, die Spitze einen ganzen. 
Eisbergs zum Inhalt Ber Kämpfe ge- 
macht 


Klassenkampf allseitig 


Eine Unter 

Tchläge des 12. Dezember 1968 ın 1 
"Anschläge deo „Anarchistan 

Aut das Konto der Faschisten gehen. Dies Verbrechen spiesen m 

Rahmen des Vorhabens dr allenlschen Bourgeoiie, den „heiten 


Von Pinelli zu Feltrinelli 


Herder“ 19 
die Detenue zu Srangen, sine 

Rolie, Die Wachuumkei 
Foige, dad dies nur 


‚chung der Zusammenhänge und Hintergründe um die Bombenan 


Ser Arbeierkiams hatıs zur 
Unzureicnend” qeiang une 


ia Mintergrunde ahiarv: werden konnten Nam 
Wernucht Sie bürgerliche Prem italian mas 
grindent eine Verbindung der Orgeniasion ser 
Bemußussten Arbeiter mit den Faschimen 
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Eu kommt darauf an, den Schulkampt 
autzumeiten auf die rmaktionksen Bir 
Surguinhalte und methoden. auf dan 
Ben armen eu Bean un 

Tmerdrickung der Arteiterkinder und 
dan Kern der Sache in den Mitulpunkt 
Zu rücken: Den Kiagencharäkier der 
bürgerlichen Schuie. 

Der Klassenkampl findet — unabhän- 
0 vom Wien des Profetarits — in allen, 


Nürnberg. 


„weiteren Konse- 


es Rinnasle gemilschefticher Kontia- 
te und Zusammanstöße zu verrman zu 
nem einzigen michtigen Surom jagen. 
ie kapıtalmtinche Unterdrickung 


3: 


Kınder hassen große Klassen! Demonstration gegen dee Scheimsere = 


user wird ein Arıkkat üner de tasche 
sche Formierung an den Schuien erches- 
men. di. ber das vormbrkme Wirken und 
ie Pine muktionirer Kräfte unter Lan 
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‚Wir alle kennen die Herren im Anzug, 
die besonders in der teuen Halle fast 


alten. Schon eiigemal hatten. sich 
Kollegen einzeln oder zu zweit beim Bo- 
{riebsrat beschwert. Auf der letzten Bo- 
(riebversammlung hatte ein Kollege die 
Sache ebenflls zur Sprache gebracht. 
Damals sagte der Betiebnt, er könne 
"nichts machen, nerkeine Beweise hätte 
Vor zwei Wochen wurde mun dieser 
Meier auf fischer Tat ertappt. 
Als ein Kollege aus dem BR wegen einer 
Zeitaufnahme seine Maschine verlassen 
mußte, kam Herr Meier an und ließ den 
‚Einrichter ein Stick durchlaufen, wobei 
er die Zeit mit der Uhr kontrlirte Al 
‚das der Kollege erfuhr, Proiestierte er 
"und brachte den Vorfall im BR zur Spra- 
(che, Dieser verlangte von der Geschäfts 
leitung die Bestrafung des Herrm Meier, 
‚Am folgenden Dienstag wurde bei uns 
Dekan, date da abgelehnt hate und 
Kellner von der Geschäftsleitung ich so- 
gar Vor Meier stelte, Nun waren die 
Frontenklar. „Wenn wir uns das gefallen 
Hasen, ziehen die uns bald ganz das Fel 
Über die Ohren”. Aber mit den paar 
"Leuten, die da zusammenstanden, konnte 
‚man natürlich nicht viel ausrichten. Das 
einzige, das hier helfen konnte, war eine 
‚Aktion aller Kollegen. Docheinige hatten 
da Bedenken. in Vertrauensmann mein- 
„Laßt die Sache, das bringt doch 
nichts Der BR muß dann runterkommen 


stellen und uns bei der Stempehihr zu 
versammeln. Wir wollten erst dann wie- 
"der anfangen zu arbeiten, wenn die Sa 
che zu unserer Zufriedenheit geklärt st. 

Die Kollegen, die das diskutiert hat- 
ten, (inzwischen waren es schon mehr 
geworden) schwärmten dann in die Halle 
aus, um den anderen klarzumachen, wo- 
num es ging 

Da alle merkten, daß es sich hier 
nicht um ein Privatproblem handelte, 


Refa-Nlann rausgestreikt! 


Bericht der Betriebszelle 


ist es meistens fast schon zu spät. Wir 
machen natürlich mit." 

Um 9 Uhr war es dann soweit. Wir. 
stellten alle Maschinen ab und versam- 
meiten uns bei der Stempehihr. BR-Vor- 
Sitzender Paulsen stellte sich auf einen. 


kontrolliert. Ob er das dürfe, sei aus den 
B ‚des Lobnrahmenta- 
ivertags nicht klar zu ersehen. (Hier, 
"wird uns klar, wen solche Verträge und 
Gsetze dienen: nicht uns, sondern den. 
Kapialisten) Darum habe die IGM die 
Schiedstele angerufen, die das klären 
soll. Bis dahin, so hätten BR und Go 
schäftseitung abgemacht, äirfe Meier 
weite in der Halle „arbeiten”, alerdngs 
‚ne Uhr, Und jetzi sollten wir man we 
derandie Arbeitgehen * 

Das hätte doch aber geheißen, daß 
wir kapitliert und die Sache den Juri 
sten und Richter der Kapitalisten über 
asen hätten. 


BETRIEBSAUSGABE 
HANOMAG-HENSCHEL 


Halle kam, lief er erstmal an uns vorbei 
auf die Meistertude zu. Doch wir tiefen 
ihn gleich zurück. „Auf den Tisch!” ver- 
langten wir. Er sträubte sich mächtig. 


Zuerst versuchte er, uns auf die vi 
eriche Tour zu kommen. „Ich habe ge- 
hört, Sie haben da noch ein paar Fra- 
gen?” „Das nun nicht gerade”, meinte 
ein Kollege, „wir wolten Ihnen an sch 
nur sagen daß wir nicht wieder anfangen, 
"bevor der Hirr Meier hier für immer ver- 
schwindet.” Als wir auch auf solche 
Sprüche wie „Ihr könnt doch dem Herm 
Meier nicht die Kariere verderben” und 
„wenn ich den rauschmeiße, kann ich 
äuch meinen Hut nchmen’ticht mein- 
fielen, mußte er sich auf eine andere 
Taktik verlegen. 

Einer unserer Vertrauensleute meinte: 
„Der Meier stört doch den Betriebsfrie- 
en. Wenn wir das machen, ist das ein 
Grund zur Kündigung Dis sieht im 
BetrVG” Richtig, da steht das. Die 
Sache hat bioß einen Haken: Dieses Ge- 
setz ist nicht gegen die Kapitaliten, son- 
dem green de Arbeiter gerichtet. Herr 
Meier it leitender Angestellter und kann 
den „Betrietsfrieden” stören, solange es 
den Kapitaisten paßt. Für ihn gilt das 
BetrVG nämlich nicht! 


"Schlüsselrolle der Lehrer’? 


Fortsetzung von Seite 16 zum Artikel „Die Lage an den Schulen (Schul- 
kampf in Altona)“ 
Des behauptet jedenfalls die GEW: 


„Don Lehrern kommt .. „ eine Schlür- 
Mrolle zu. Sie müssan die Eltern aus 
Ährer Apathie und Resignation reißen. .” 

Der DGB scheint sich dieser Auf- 
fassung anzuschließen. Denn da die In- 
Sustringewerkschaften weitgehend schul- 
Politische Enthaltsamkait üben (ausge- 
nommen die Frage der Berufsschulen), 
fällt der GEW innerhalb des DGB fak- 
tisch das „Monopol” auf diesem Ge- 
biet zu. Die GEW ist aber eine Lehrer- 
‚Nrwerkschaft. Schulkampf also eine 
Sache der Lahrer? 

Solche „Theorien“ — daß die „poli- 


itteren Erfahrungen, wie leicht diene 
Kleinbrger umkippen und wie wen 
{hnen zu rauen im! Von eier „Fir 
Fungrole" dieser Herren kann ger keine 
Rede sein. “ 

as wird von ihnen such nicht nr 
tet. Das mindese ar, war die Eiern 
von den Lehrer verlangen können, it, 
daB sie genaue und derailiere Informa 


Hanomag-Henschel, 


Herren im Anzug sind leitende Angs- 
sielte, Sie sind bewußt eingesetzt, um 
uns zu unterdrücken. Und wenn sie die- 
sen Job annehmen, dann missen se auch 
wissen, daß wir keine Rücksicht auf re 
Karriere nehmen köpnen, wenn sie die 
auf unsere Knochen machen! 


Dann schlug Kellner vor, wir salien. 
im kleinen Kreis, so 68 Mann, die Sa- 


Unsere Maßnahmen planen 


Eins ist klar: Die Geschäftsleitung 
ist von dieser Aktion, völlig über- 
rascht worden. Gerade in der Drehe- 
rei, wo die Kollegen bunt zusam- 
mengewürfelt sind, wo überwiegend 
Ausländer arbeiten, hatten sie eine 
50 organisierte Aktion sicher nicht 
erwartet. 


Uns hat dieser Streik mehr ge- 
bracht als hundert Diskussionen. 
Wir wissen jetzt, daß wir das Kimp- 
fen nicht auf unsere Vertreter ab- 
schieben kännen. Allerdings müssen 
da Kollegen sein, die sowas organ 
sieren können. Wir haben gesehen, 
daß es die in unserer Abteilung. 
durchaus gibt. Das sollten wir uns 
für die nächsten Vertrauensleute- 
wahlen merken. Uns ist klar: Diese 
Sache betrifft nicht nur die Dreherei 
Darum haben Kollegen von uns die 
Vertrauensleute aus anderen Abtei 


Zeitung zu veröffentlichen „um 
anderen Lehrlingen klarzumschen, 
was auch ihnen passieren kann 
(„Namen können wir leider nicht 
‚nennen, da die betreffenden Lehr- 
Inge sonst mit Schwierigkeiten 
rechnen können” }". — Aus dem 
Leserbrief: 


AEG versuchte Lehrling am 
‚Auslernen zu hindern 


Nach $ 40 Berufsbildungsgesetz, 
und $ 37 HwO haben die Auszu- 
bildenden im Metallhandwerk die 
Möglichkeit ihre Ausbildungszeit 
zu verkürzen (Facharbeiterbrief zu 
erlangen). Doch die Firma AEG- 


Hamburg —— 


hungen verständigt Einige, die mein- 
en, das gehe sie nichts an, kriegten 
von ihren Kollegen Dampf: „Dann 
‚geh man gleich zum Betriebsrat und 
‚Eib deinen Posten ab.” So standen 
15 Vertrauensleute mit uns bei der 
Stempeluhr. Die Geschaftsleitung 
mußte befürchten, daß, wenn es 
hart auf hart geht, die Dreherei 
nicht alleine steht, sondern die Kol- 


legen in den anderen Abteilungen 
auch die Sachen hinschmeißen. Hier 
lag allerdings auch der Mangel der 
Aktion, das Erscheinen der Ver- 
trauensleute war nicht vom VK or- 
Und außerdem wurde die Aktion 
hinterher viel zu wenig bekannt. 
Wie wäre es, wenn der VK mal ein 
Flugblatt bringen würde? Denn 
auch die Geschäftsleitung hat aus- 
dieser Aktion gelernt. Wir werden 
in nächster Zeit einiges zu erwarten. 
haben. 


Und Kellner hat ja schon den 
‚Anfang gemacht. > 
Denn was sollte das wohl, als er 
zwanzig vor sieben in die Dreherei 
hochkam und kontrollierte, wer 
schon vorzeitig Mittag machte ? 
Und sich dann von den zwanzig 
Kartenspielern drei rausgriff und 
notierte. Als aber am nächsten Tag 
die drei in die Meisterbude gerufen 
‚wurden, gingen die anderen alle mit. 
So lief die Standpauke, die Herr 
Kellner mit Unterstützung des Per- 
sonalchefs Stößel halten wollte, 
einigermaßen glimpflich ab. Die Be- 
sprechung in der Meisterbude am 
Montag liegt auf der gleichen Linie. 
Unsere Vorarbeiter sollen Dunst 
kriegen und gegen uns ausgespielt 
werden. „Die sind doch sauer wegen 
der Sache mit Meier“ und „Die 
wollen uns bloß einschüchtera”. 
"Das sehen wohl alle. Aber 
die uns so kommen, dann boy- 
kottieren wir ganz einfach mal die 
ständigen Überstunden am Sonn- 
abend”. 

Meier ist jetzt bei Mindemann. 
Als er bei Sterzenbach mit der 
Hand in der Tasche stehen blieb, 
hörten die Kollegen am Karusell 
auf zu arbeiten und riefen im Chor: 
„Hand raus!” bis er sich verdräckte. 


ne 


ten Termin nicht eingehalten zu 
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Wie sich das 2 


eigenen Schopf ai 


Eine Reihe örtlicher kommunistischer Zirkel bereitet gegenwärtig die Gründung einer gemeinsamen 


Organisation vor. 


Es handelt sich dabei im engeren Sinn um den KB Bremen und das NRF Heidelberg/Mannheim, daneben 
Gruppen aus Göttingen, Freiburg, Wolfsburg und Osnabräck. Eine kleine Gruppe in Westberlin wird sich ebenfalls. 
zu der neuen Organisation bekennen, ohne bisher schon zum engeren Kreis zu gehören. Die Kölner KG scheint 
mit der Gruppierung um KBB und NRF zu sympathisieren. In Hamburg gebärdet sich die „Sozialistische 
Studentengruppe” als örtliche Filiale der geplanten neuen Organisation. 

Daneben tendieren eine Reihe anderer studentischer Gruppen zur Richtung KBB/NRF, so u.a. in Frankfurt, 
Westberlin und Braunschweig. Nachdem diese studentischen Genossen die Perspektiviosigkeit ihrer bisherigen 
Uni-Arbeit und ihrer zaghaften Ansätze von „Betriebsarbeit” erkannt haben, fühlen sie sich angezogen von der 


glänzenden Aussicht auf dei 
Bewegung”, die Ihnen von KBB/NRF 


„Aufschwung der Arbeiterbewegung” und die „Einheit der kommunistischen 
vorgegaukelt wird. 


Schließlich hat die sich formierende Organisation such gute Ausichten und unternimmt beträchtliche 
Anstrengungen, vom immer offensichtlicheren rapiden Ruin der „KPD/ML” („Rote Fahne”) einen Teil der 
Konkursmasse zu sich herüberzuziehen. Ebenso hat sie Aussichten bei den Zerfallsprodukten der „KPD/ML” 
(„Roter Morgen”) in Nordrheinwestfalen. 

Sogar mit den Münchner „Arbeiterbasisgruppen” liebäugeln KBB/NRF. Beide Seiten-sind offenkundig bemäht, 
sich trotz aller Meinungsverschiedenheiten in ihrer Presse gegenseitig zu schonen und die Polemik gemeinsam 
gegen den Kommunistischen Bund zu richten. 


‚Aus dem Gesagten geht hervor, daß die 


Rote W@ Fahne 


MIT DEM KABD GEGEN ' 
DIE MONOPOLPARTEIEN!  : 


Schlust mit der 
Usdggrension | 


Lander und unterdrückte Völker, vereinigt Euch! 


ROTE FAHNE 


ZENTRALORGAN DER KOMMUNISTISCHEN PARTEI DEUTSCHLANDS (KPR) 
WOcHEnzumunG 


[[GopenStrauft 83 STREMSS.S_ Aaypten 5.0 
KOMMÜUN 


PROLTAAUN ALLER LANGER U OFTERDRUCKTE VÄLKER VEREMEST EUCH 


Proletarier aller Länder undunterdrückte var +30. un) 


SE 
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KEINE TEILNAHME 


‚wropäischer Un-: 


Sammlung und Konzentration von bisher zersplitterten Kräften in einer einheitlichen Organisation. Die Genossen 
sehen aber darüber hinaus ihren „wesentlichen Schritt” auch gegenüber den anderen Teilen der kommunistischen. 
Bewegung: die Genomen werden einen Programm-Entwurf vorlegen, den sie unmittelbar als Vorschlag betrachten. 
die kommunistische Bewegung möge sich auf Grundlage der angegebenen Prinzipien als Kommunistische Partei 
zusammenschließen (NRF, Oktober 1972). 

Im folgenden Artikel wollen wir zeigen, in welchem Verhältnis zum Parteiaufbau die Genossen die Erarbeitung 
eines Programms schen: zugleich werden wir untersuchen, wieweit ihre tatsächliche Vorgehensweise mit ihren 
Worten übereinstimmt. In einer späteren Nummer des ARBEITERKAMPF wollen wir auf die programmatischen 
und sonstigen politisch-theoretischen Vorstellungen der Genowen eingehen. 


ie zu gründende Organisation 
soll noch nicht die Kommuni- 


tische Partei sein, „wei sie 
noch nicht alle wesentlichen Kräfte 
der kommunistischen Bewegung in 
Wesdeutschland und Westberlin 
umfaßt" (Kommuniqud vom 
285.72). Sie sl aber andererseits 
eine Organisation sein, die „die 
Grenzen” des Zukeiwenens über. 
schreitet” ( Wahrheit” des KB Bre- 
men. Juni/Jah 72) 

Die neue Organisation soll also 
nach dem Willen ihrer Gründer ze- 
wissermaßen eine Zwischenstelung 
Sinnehmen: zwar noch nicht ganz 
die Partei (wei ja noch einige für 
"Wesentlich" gehaltene Kräfte der 
Kommunistischen Bewegung. Ich- 
len), aber doch schon ein Schritt 
über das Zirkelwesen hinaus 

Wodurch aber wird sich die neue 

Organsition "vom herkömmlichen 
Zikeiwesen unterscheiien? Worin 
besteht der Schritt, mit. dem sie 
die Grenzen des. Zirkelmesens 
Überchreitet"? Wieso wird. die 
neue Organsation — nach dem Vor- 
az ihrer Gründer - mehr sei 
is der Zusammenschlaß einer Rei 
be örtlicher Zikel zu eitem neuen, 
größeren Zicke? = 

Aus GW Terschiedenen  Ausfüh- 
rungen der Genossen geht hervor, 
8 se den entscheidenden Upter- 


ana 

ea reTeT 
Die Bremer Genossen haben 
auch gesagt, was in einem solchen. 
Programm zum mindesten enthak 
ten sein müsse 

„Es muß eindeutig die Erringung 
der ‚proletarischen Diktatur als“ 
nächstes strategisches Ziel der west- 
deutschen Arbeiterklasse prokla- 
‚mieren, weil die objektiven Bedin- 
ungen des Sozialismus schon längst 
herangereift sind und in Weıt- 
deutschland keine andere Klasse als 
die Bourgeoisie die politische Dikta- 
tur ausübt. In dieser Festlegung der 
Diktatur des Proletariats” als 
‚nächstes Etappenziel der Arbeiter- 
klasse herrscht unter den westdeut- 
schen Kommunisten Einigkeit. Die 


Anerkennung der proleterischen 
Diktatur ist jedoch als Basis gemein- 
samen Handelns keinerwegr auet 
chend. Das Programm muß viel 
mehr diejenigen Widersprüche in 
der Entwicklung des westdeutichen 
Imperialumus und des Weltimperie- 
lismus ‚aufzeigen, welche die Er 
kömpfung der proleterischen Dikıe- 
nur für die weitdeutiche Arbeiter 
klarıe notwendig machen. Dabei it 
nicht gemeint, ‚moralisch notwen- 
dig machen’ oder ‚krafı höherer 
Einsicht notwendig machen‘, son- 
dem praktisch fürdie Arbel- 
terklasse notwendig machen auf. 
rund der Entwicklung der 
Gesellschaft und der sich aus ihr 
ergebenden Folgen. Darstellen muß 
des Programm weiterhin, weiche 
Folgen sich aufgrund dieser Ent- 
wicklung für die werktätigen Klar- 
sen außerhalb der Arbeiterkiaue 
ersehen und welche Beziehungen 
zwischen den verschiödenen Klassen 
sich durchsetzen werden, um deraus 
zu bestimmen, welche von Ihnen für 
die proleteriche Diktatur gewon 
nen werden können. 

In Antwort auf die Folgen, wel 
che die Entwicklung des weuideut- 
schen Imperielimus für die Arbei- 
terklasse haben wird ‚muß dei Pro- 
L* m. 


an 
den‘ Kampf um den Sozielismus 


Die Bremer Genossen haben ver- 
sucht, am Programm der „KPD" zu 
zeigen, „wie das Programm nicht 
zusschen dar” („Wahrheit”, Ju- 
zul 72). 


some ae ir 


sh ps 
dirays Forderungen auffustefen, 


verbinden” („Wahrheit”, #0.) 
Gewiss. Und die Bremer Genossen 
hätten des Euchkeit halber binzufü- 
gen können, daß die Programma- 
tische Erklärung ihrer Partner vom 
Heidelberger „Neuen Roten Fo- 
rum” (vel.-NRF 3/71) auch nicht 
‚riel besser ist. Da finden wir zur 
"„Entwicklungsperspektive des 
BRD-Imperialismus” auch nur mit 
dürren Worten gesagt, daß sich die 
Widersprüche allseitig zuspitzen, 
‚daß der BRD-Imperialismus den Ka- 
Ppital-Export verstärkt, daß er zu- 
eich Vasall und Konkurrent des 
US-Imperialismus ist, daß sich vor 
allem in der westdeutschen Chemic- 
und Automobllindastrie ein Zen- 
tralisationsprozeß vollzieht, daß 
sich das Monopolkapital gegen die 
‚Arbeiterklasse werstärkt der staat- 
chen Einkommenspolitik bedient 
und die Krise auf dem Rücken der 
Arbeiterklasse auszutragen ver- 
sucht. Für eine Programmatische 


Aber wir zweifeln micht, daß die 
Genossen munmehr ein Programm 
zustande bringen werden, das aus- 
führlicher und exakter ist als die 
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rkelwesen am 
s dem Sumpf zieht 


\ 


Die Genossen jedoch scheinen 
sich von ihrem in der Erarbeitung. 
befindlichen Programm den ent- 
scheidenden Schritt zum Parteiauf- 
bau zu versprechen. Man kann gera- 
dezu sagen, daß sich für sie der 
‚arteiaufbau in zwei SEREETER Xol- 
ht: zuerst elpem qualitativen und 
jann einem quantitativen, Den qua- 
Nitativen_ Schritt meinen SIE Tem 
nächst zu vollzichen-indem.se.d3s 
Programm „—fertigstellen, Danach 
göht_ cs dann nur nöch um eine 
quanfitative Ausdehnung, URT"Lie 
Sammlung elierer_ Gruppen Au. 
‚dem Boden des Programms: 

„Wir meinen, daf die Gründung 
dieser Organisation auf Grundlage 
eines Programms erfolgen muß, das 
gleichzeitig als Vorschlag an die 
kommunistische Bewegung und die 
Jorigeschrittensten Kräfte der Ar- 
beiterklasse gerichtet ist, sich nach 
ausführlicher ideologischer Ausein- 
andersetzung auf seinen Prinzipien 


(NRF, Oktober 72 
ungen von uns), 

Die von den Genossen geplante 
neue Organisation stellt die Zirkel 
zwar noch als einen Faktor in Rech- 
nung, der sie daran hindert, sich 
unmittelbar schon zur Ps 
tei zu ernennen. Sie wendet sich 
auch formal an die Zirkel mit der 
Aufforderung, 'an der Erarbeitung 
des Programms ‚der Kommunisti- 
schen Partei teilzunehmen. 

Die neue Organisation tut dies, 
aber schon aus-einer eingebildeten 
Sonderstellung heraus, da 
Ja sie und/nur sie allein nach der 
bescheidenen Meinung ihrer 
Gründer schon die Grenzen des 
Zirkelwesens überschritten hat..Die 
Bremer „Wahrheit“ schreibt: 

„Wir gehen davon aus, daß auch 
‚nach der Schaffung dieser Organisa; 
tion der größere Teil der westdeut“ 
schen kommunistischen Bewegung‘ 
noch in lokalen Zirkein, regionalen 
und nationalen Organisationen ar- 


‚Hervorhe- 


beiten wird ” („Wahrheit”, Ju 
nifduli 72), 
Der „größere Teil”, mit 


Ausnahme der neuen Organisation? 
Offenbar müßte man doch sagen, 
daß nicht nur der „größere Teil”, 


hier“die Bremer Genossen, wider 
Willen falsch formuliert haben. Sie, 
verstehen es wohl tatsächlich so, 
daß sie mit der neuen Onfanisation 
dem „größeren Teil" (d.h. dem 
gesamten Rest!) der kommunisti- 
schen Bewegung auf einem Höheren 
politischen und organisatorischen. 
Niveau gegenüberstehen werden. 


Partei auf der 
Tagesordnung 


Eine beliebte Redensart bei 
KBB/NRF lautet in letzter Zeit, der 
Barteiaufbau stünde „auf der Tages- 
ordnung” (s0 u.a. „Wahrheit” vom 
November und NRF vom Oktober). 

Im NRF ist wenigstens der Ver- 
such gemacht worden, "diesen 
gummi-artigen Begriff ein wenig zu 
erläutern. Da finden wir den bemer- 
ikenswerten Satz (in der Auseinan- 
dersetzung mit der KG Köln): 

». .. Wir meinen, daß die objek- 
tiven (!) Bedingungen für-die-Partes- 


gründung herangereift sind: eine re- 
Wal _breit entfaliete TOKETE und 
vegionale Kommunbstische "BeVWE 
gung URTTAFE TURENMende-Verbin- 
dung mit der Arbeiterbwegting." 

Die Fyistenz kommunistischer 
Zirkel als 0 blektivs- Bedin- 
UNE TIc- di Paneigzindung — das 
ist eine wahrlich sensationelle Fi 
kenpinis" — Aber war die „kommu- 
nistische Bewegung” nicht auch 
schon vor einem Jahr, vor zwei 
Jahren „relativ breit entfaltet"? Sie 
ist heute breiter und stärker als vor 
einem Jahr, gewiß. Und vor einem 
Jahr war sie immerhin schon breiter 
und stärker als vor zwei Jahren etc. 
Diese Logik äuft darauf hinaus, das 
schlicht® Anwachsen der „Kommu 
nBUISHEN -BEWERUNg" TORRE” zu- 
nächst diesen Begrif exakt ZI"%e- 
fiÄIGFER] TIs-objektire-Beatngung 
für die Partelgründung anzusehen. 
Demnach Aarte man such schon 
früher, irgendwann in den letzten 
Jahren, die Parteigründung in Wor- 
ten „auf: die Tagesordnung” setzen 
können. Schließlich hat noch, nie: 
mand_ einen Maßstab_entwickelt, 
WIE BETH ERERIÜCT. die 
„Kommunistische Bewegung” "ent- 
faltet sein muß, damit die „objekti 
ven" (1) Bedingüngen Tür die Partei- 
gründung gegeben seien, Die Genos- 
sen reden ja nicht, zufällig von 
„relativ breit”, Relativ, im Ver- 
hältnis wozu? Breiter als in den 
Jahren des. totalen KPD-Verbots 
und der Wiederanfänge einer revo- 
Iutionären Bewegung. Aber weniger 
breit z.B. als in vielen. anderen 
Ländern _ Westeuropas (Italien, 
Frankreich), wo es heute auch noch 
keine einheitliche kommunistische 
Partei der Arbeiterklasse gibt, son- 
dern die Kräfte ebenfalls im Zirkel- 
wesen zersplittert sind. 

Als Aufgabe stellt sich der 
Parteiaufbau seit es keine Kommu- 
istische Partei mehr gibt, seit der 
"Entwicklung des modernen Revisi- 
onismus zu einem von innen nicht 
mehr zu korrigierenden System, seit 
Anfang. der ‚60er Jahre. Seither 
könnte man auch davon reden, daß 
der Parteiaufbau „auf der Tagesord- 
mung” steht. (In’ Belgien wurde 
schon vor zehn Jahren die erste 
„marxistisch-leninistische Partei” 
gegründet, in Italien vor sechs 

ihren, in Frankreich vor fünf 
jahren, in der BRD immerhin vor 
vier Jahren.) 

Das. Problem ndenmmesieuuppd- 
schen. Arbeiterbewegung, der Ar- 
beil@Sewegung Tr Käpitalistischen 
Länder überhaupt, besteht fast 
Überall gerade im Zurückbleiben 
Elements der Bewußtkeit_kint 
den_ONIERINER-Erfordernisen, 
Kläsıcnkamafes, besteht im, Fei 
eines-parieimäßig organiicrten.n 
Tetarischen, Yarhut. 

‘Wenn man die objektiven Erfor- 
dernisse zugrunde legt, > kam 
schon die Gründung der „KPD/ML" 
Ende 1968. nicht” etwa zu früh, 
sondern im Gegenteil bereits schr 
spät. So haben ja damals und seit- 
her alle Parteigründer argumen- 
tiert: „Ihr sagt, wir hätten zu früh 
gegründet. Was wollt Ihr denn? 
Braucht nun die Arbeiterklasse eine 
Partei oder nicht? ” — 

Geht‘ man aus von der Entwick- 
lung ‚des Revisionismus, von.den 


schon seit Anfang der 6 
„auf der Tagesordnun 
Nichts spricht dagegen, daß er auch 
noch ein paar weitere Jahre „auf 
der Tagesordnung” bleiben wird. 
Wenn die Genossen damit. überein- 
stimmen, dann sollten sie sich ein- 
gestehen, daß ihr Begriff „auf der 
Tagesordnung” in Wahrheit völlig 
nichtssagend ist; „reden, um nichts 


zu sagen", wie es Lenin nannte. 
Angesichts der Entwicklung von 
mehr als einem Jahrzehnt 


verliert der Begriff der 
nung” seinen Sinn. 

Es scheint jedoch, als würden die 
Genossen mit dem Begriff der 
‚Tagesordnung” (den sie ja nicht 
Zufällig erst in letzter Zeit entdeckt 
haben) die Hoffnung auf einen rela- 
tiv kurzen Weg des Parteiauf- 
baus verbinden. Es ist wohl nicht 
so, ‚daß die Genossen laut sagen 
„auf der Tagesordnung” und dabei 
insgeheim denken „in drei oder vier 
Jahren vielleicht.” So oder so steht 
jedenfalls fest, daß die Genossen 
mit. der Propagierung des Begriffs 
„Tagesordnung” bei ihren Anhän- 
gern unbedingt die Vorstellung 
einer kurzfristigen Perspektive 
wecken und nähren, „1973 ist es 
soweit". Gewollt oder ungewollt 
wird Gründungs-Fieber produziert 
Fine andere Funktion hat der Re 
griff der „Tagesordnung“ auch nicht 

Wie die Genossen ın ihren Zei- 
tüngen mitteilten, sehen sie ir} den 
Erarbeitung eines einheitlichen 
graming Ber westgentscherrkorim 
nistHEhER BEWEFURE TER „Knoten 
punk aller Probleme unserer Be 
auf Wahrheit”, — Tuni’Tul 
1973), dem_„Springpunkt in den 
gegenwärtigen Auseinandersefzun- 
serlum den Wiederaufbau derkom- - 
münistischen Partei” (NRF, Mai 


Tagesord 


won 


Rote W Fahne 


ROTE FAHNE 


wocnnzenuns Ewa 


-TIJ. Wie wird diese Aussage begrün- 


det und weiche praktischen Schluß- 
folgerungen werden gezogen? 

Die Bremer Genossen schrieben 
Über die politischen Grenzen des 
Zirkelwesens: 

„‚Qhne umfassende revolutionäre 
Erfahrüßg met KERNE noch chnelN 7, 
SAlche Kennınlı IELwiigen‘ 
schaftlichen Sozialarius„und „dei 
Geschichte der Arbeiserhenszung 
unterliegen diese lokalen und regiol 
nalen _ Organisationen ständif 


en mE Pe Pla 
za rk (ORGANISIERT INDIE TARIFRUNDE 
MABen.kroß. SChwIEREREER ind ) 


7 well, mann MER ABER UND UNTERGRICETE VALER VEREBT Ca 


Klare, Line m heruizubilden. | 
(„Wahrkeit”, Junijhuli 72) 

Nach der zutreffenden Beschrei- 
bung der allgemeinen Mängel des 
Zirkelwesens gehen die Genossen 
zur speziellen Frage der kommuni- 
stischen Propaganda über. Die Kom- 
munisten seien zu einer „offensiven. 
und umfassenden Propagierung ge- 
mau festgelegter Ziele” nicht in der 
Lage, sondern müßten sich „auf die 
Kommentierung bürgerlicher Politik 
beschränken, die sie vom Stand- 
punkt der proletarischen Diktatur 
aus beleuchten.” Und weiter: 

„Dieser Mangel rührt daher, daß 
die westdeutsche kommunistische 
Bewegung ein einheitliches Pro- 
gramm, auf dessen Basis eine auf 
den Sozialismus hinführende Politik 
Positiv dargestells und propagiert 
werden könnte, bisher noch nicht 
erarbeitet hat.” (z0.) 
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wohl ein Programm herkommen, 
das die'von den Genossen angegebe- 
‚nen Voraussetzungen (s.0.) erfüllt? 

Wenn das Programm. einen-Eort., 
schufft_bedeuten-soll..s0_muß, 
ledergeschriebener Ausdıäic.k; 
ER Tateithe sein, daß die ko: 


schaftlichen Tätigkeit des„Baaleta-, 
siifG stehen” der Tertum, diese 
‚jene Wissensenarriiche Arbeit 
RK ET Werksupt ec Kr 
zium für das Niveau des Zirkel, 
Das GeUftieRsfe BEISTET hie 
der KB/S Wextberlin, Als.die 


eine „Programm-Kommission” ein- 
zusetzen, um den Mangel zu behe- 
ben. 

Die Genossen stellen so das Ver- 
hältnis zwischen Sein und Bewuß 
sein auf den Kopf, verwechs£in 


arms die _E 0lg.& „der Mängel 
Zirkelmasans,-und-nicht-etwa 
Ursache. Natürlich wird 
icht die Ursache durch Einwirken. 
uf ihre Folgen aufgehoben werden 


ien Mängel und Grenzen des Zirkel- 
ns ist, so ist.es eine. Illusion zu 


Nun gibt. es freilich. zweisglei 
Asien-von.Brogramm.„Es Ebt ja 
auch die „Programme” solcher 
Gruppen wie der „KPD’ oder der 
diversen „KPD/ML's, Ein solches 
Progtaman ophält man TeichT indem 
man-schlieft die gerade. im „Kopf 
helindlichen. Vorstellunaen- Zunka- 
aisr.bringi-äisind also Ausdruck 
einss bestimmien. Standes der.noli- 
Üsch:theoretischen Erkenntnisse, 
'sn.sich, die.ieweilige Organisation 
eiist 


rkel 
sus. Die Bremer Genossen 
ichtig geschrieben, „daß wir 
das Zirkelwesen nicht auf dem pol 
tischen Niveau des Zirkelwese 
überwinden können” („Wahrheit”, 
Jani/Juli 72): sie richten diese Kri“ 
ik gegen die „KPD”, aber kenn- 
zeichnet sie nicht auch ihre eigenen 
Vorstellungen? 

Die Bremer Genossen haben ge- 
schrieben, daß die Zirkel „große 
Schwierigkeiten (haben) eine klare 
Linie herauszubilden.” Sie haben 
auch den Grund dafür genannt: der 
Mangel an revolutionärer Erfahrung 
ünd an Kenntnis. des wissenschaf 
lichen Sozialismus. Wo. sollte da 


nistische Bewegung eine neue Stuff 
revolitföngrer EFTahFUng" RZ 
senschäfflicher Erkenntnis erreich{ 
hat_Der Knotenpunkt” bestehll 
ao in Wahrheit darin, diese Heu 
Stufe_praktischer Erfahrüngünd} 
'wissenschaftlicher Erkenntnis zu’erf 
reichen, die sich dänn im 
nteterschlagen kann, 

Es wird von den Genossen aus 
Bremen und Heidelberg mit dem 


= 1970 ihre „Plattform. 
Ten, war diese Arbeit uni 
md Le beste ihrer Artined 
mäigen kommunistischensBewe 
gung. Zur Entwicklung des Bewut 
seins in der Bewegung hat die Platt 
form des KB/ML Westberlin ei 

großen Beitrag geleistet. Das 
verhinderte nicht, daß dieser 
he Zirkel sch Inzwischen 


nig_ Arbsiterbewegung-K. 
sten. Über„ diese Grenzen Kö 
sch die Kommunisten durch 
noch_so sorgfältig erarbeitetes 


„Programm" ähnlich irrational gear- 
beitet, wie das früher oft mit der 
‚Klassenanalyse” gemacht worden 
t. Damals wurde behauptet, die 
„KPD/ML” könne ja nach gar nicht. 
die Kommunistische Partei der Ar- 
beiterklasse sein, weil sie noch kei 
me „Klassenanalyse” hätte.“ Die 
müßte erst erarbeitet werden, und 
dann... Dabei wußte kaum je- 
mand so recht, was unter „Klassen- 
analyse” zu verstehen wäre, aber 
jedenfalls schien sie etwas sehr 
wichtiges und überhaupt das All- 
heilmittel für alle Probleme zu sein. 
Nach der „Klassenanalyse': kräht 
heute kein Hahn mehr. 

Es ist ein Igejumm, dem vor =] 


dic, Genossen, aus TAr-TATEMEEr 
eilken, die auferhafb-der zes 


mehr zu hinterlässen als einige im 
SICHERE INTIGSE 
Beuppen. 

Es ist falsch, zu sagen: „Wir 
machEn_ lat mal GE Programm, 
(die Klassenanalyse 0. 
it Jann der" BeWeiR- UHR" Unger. 
Öganisation dis NWEiT der Ze. 
Sescns Aberanunden hat-” 

Es schl darum, die 
Yoanselzungen dafer Free 
Gbree kommuristsche Beweplig 
ein höheres PORISCHESNNENT er 
teicht, daß, eine_vereinheitlichend 
Platoknt_ erarbeitet wird. Diese 
praktischen, VoraussefzuMBeRCRZBER 
Gi Bremer Conossenschhst_gE. 
nangk..des-Mangal an umfassender 
Terolufionäser —Ertahrung und 
geindlicherKenatnis„des eisen 


Schließlich ist das Zirkelwesen 
auch eng verknüpft mit dem immer 
moch überwiegend studentischen 
(Charakter der kommunistischen Be- 
wegung. So ein Zirkel hat einige 


Kontakte zu einem halben Dutzend 

terer Arbeiter, mit denen man mal 
in Bier trinkt. Die Arbeiter stellen 
in den meisten Zirkeln nicht nur die 
Minderheit, sondern sind auch fast 
ohne Einfluß auf die Politik der 
Gruppe, die „naturwüchsig” von 
den beleseneren Studenten und In- 
tellektuellen gemacht wird. Die 
meisten kommunistischen Zirkel 
and noch Werreären entlat, Ar- 
beiterorganisation zu sein oder gar 
schon da3 Verträten der sich her- 


(Bagamın", 


Stalin hat im 8. Kup von 
‚Über die Grundlagen des Leninis- 
Se 
ent 
Sr 

nn 
ne 
Im 
Ze ae ba Bene 
a ne 
ae Paz 
A: 
sein, der durch sehr genrerSehfmit 
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Polit-Schwindel des NRF 


‚Am 8.10. demonstrierten in Dort- 
mund über 10.000 Menschen gegen 
die politische Unterdrückung von 
Ausländern in der Bundesrepublik. 
Träger dieser Demonstration waren. 
wa. die Organisationen um KB 
Bremen/NRF Heidelberg, zwei 
„KPD/ML”s, die „KPD” und eine 
große Anzahl ausländischer Organi- 
sationen. 

Der Kommunistische Bund hatte 
zu dieser Demonstration nicht auf- 
gerufen. Hier sieht das Heidelberg 
„Neue Rote Forum” ‚wieder mal 
eine feine Gelegenheit, dem Kom- 
munistischen Bund eins auszuwi- 
schen. Das NRF schreibt in der 
Oktober-Nummer: 

„Der KB Nord hat seine Ableh- 
mung nur mündlich gegenüber 
SSG-Genossen begründet, Er mein- 
te, die ‚Bevölkerung’ sei zu verhetzt 
durch die Olympia-Ereignisse, um 
überhaupt demonstrieren zu kön- 
‚nen. Kommunisten müßten auch 
mal schweigen können. Außerdem 
sei die ‚Bevölkerung’ nicht beteiligt, 
weil die DKP nicht an der AE 
(Aktionseinheit) teilnehme. Zu die- 
sen Argumenten erübrigt sich jeder 
‚Kommentar. 

Man merkt gleich, daß da irgend- 
was nicht stimmen kann. Hat denn 
‚der Kommunistische Bund nicht 
wenige Tage vor der Dortmunder 
Demonstration, am 27. September, 
in Hamburg zusammen mit u.a. der 
'SSG gegen die reaktionären Auslän- 
dergesetze etc, demonstriert? Und 
wann hätte der Kommunistische 
Bund je so dämlich argumentiert, 
Demonstrationen von der Beteili- 
gung (!) der Bevölkerung (!) abhän- 
Gig zu machen? 


Wo hat also das NRF seine story 
her? Teils erfunden, teils anderen 
politischen Schwindlern abgekauft. 

Der Hintergrund für die story 
des NRF ist ein Artikel der „Roten 
Preise” der Hamburger SSG (= So- 
zialistische Studentengruppe). Dort 
hieß es (3.10.72): 

„Der KB Nord lehnte eine Teil- 
nahme an der Dortmunder Demon- 
stration ab, allerdings ohne eine 
Öffentliche. politische Stellungnah- 
me. Lediglich der mit dem KB 
sYmpathisierende SSB (= Sozialisti- 
scher Studentenbund) gab in der 
Verhandlung eine kurze Erklärung 
ab...” 

Es folgt dann die angebliche 
Erklärung des SSB. Das NRF hat. 
daraus nun flugs eine „Erklärung 
des KB Nord” gemacht; um die 
Sache -im Sinne seiner" üblichen 
Demagogie gegen den Kommunisti- 
schen Bund noch ein wenig „zuzu- 
spitzen.” 

Was hat es nun mit der angeb- 
lichen Stellungnahme des SSB auf 
sich? Ein Genosse des SSB hatte 
nach dem Wirklichkeits-Wert der 
Resolution zur Dortmunder De- 
monstration gefragt, wo es heißt: 
„Diesen Angriffen (der Bourgeoisie) 
muß eine breite Kampfeinheit aller 
fortschrittlichen Menschen und Or- 
ganisationen entgegenstellt wer- 
den” In diesem Zusammen- 
hang brachte der Genosse dann die 
Stimmung der Bevölkerung und die 
DKP in die Diskussion. 

‚Wenn der Kommunistische Bund 
wirklich die schwachsinnigen Maß- 
stäbe anlegen würde, die ihm das 
NRF andichtet, so hätten wir in 
Hamburg kaum eine einzige De- 


monstration durchführen können. 
Man muß schon fragen, auf was für 
Leser das NRF spekuliert, wenn es 
ihnen so ausgemacht dummes und 
nicht einmal geschickt ausgedachtes. 
Zeug vorsetzt. 

Warum aber hat,der Kommuni- 


stische Bund nicht zur Dortmunder‘ 


Demonstration aufgerufen? Hierfür 
waren u.a. folgende Erwägungen 
ausschlaggebend. 

1. Obwohl die SSG nachträglich 
verbreitete, der Kommunistische 
Bund wäre sowohl vom NRF wie 
von der „KPD/ML" („Rote Fah- 
ne”) zur Vorbereitung der Dort- 
munder Demonstration eingeladen 
worden, ist uns keine Einladung 
Zugegangen. Wir halten das nicht für 
zufällig. 

In dieser Lage hätten wir uns an 
die Dortmunder Demonstration nur 
noch anhängen können, ohne ihre 
Politische Ausrichtung im minde- 
sten zu beeinflußen. Wie das aus- 
sieht, hat die SSG anläßlich der 
Hamburger Demonstration vom 27. 
September gezeigt, als sie dem 
Kommunistischen Bund zwar er- 
laubte; mehr als die Hälfte der 
Demonstrationsteilnehmer zu mobi- 
lisieren, aber ihm eine eigene Rede 
verbieten wollte. (Die SSG stützte 
sich dabei auf ihre formale Stim- 
menmehrheit mit Hilfe der in der 
„Aktionseinheit”” zahlreich vertrete- 
nen super-„linken” Kleinst-Grup- 
pen). 

2. Wir waren micht bereit, uns 
politisch den Hasardeuren der 
»KEDIML” auguliefern, die mit 
ihrem _sektierenischen  Aufsreten 
und ihrem —unkonirallierbaren 
Drang zu Provokationen den Zielen. 


der Aktion entgegengesetzt waren. 
Die Dortmunder Demonstration hat 
dann auch gezeigt, daß die von den 
Organisationen eingesetzten Ordner 
night, einmal in der Lage waren de 
Prügel-Trupps der KFD/RT" 
(Roler Moser”) vom Übsrfallauf 
ein Häullen Trofzkisfen „abauhake 


Der 
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isü.das auf dem Boden der Akti- 
OnSSInBEIL AH ERDEIRSERFEEBn 
tlüchmen_ wollte. DaR die 
„KPD/ML”UEH=gär diese ver- 
Bleichsweise harmlose Provokation 
beschränkte, ist jedenfalls nicht das. 
Verdienst der anderen Organisatio- 
nen der Aktionseinheit. = 
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Waffenlager der Faschisten ausgehoben 


Dres 
Müfichen ein Waffenlager der. 
rechtsradikalen Terrororganisa- 
tion „Kampfgruppe Großdeutsch- 
land“ aus. Obwohl die zuständigen 
Behörden erklärten, daß es sich um 
eine „vermutlich rechtsradikale Or- 
ganisation““ handele, meldeten die 
Springer-Blätter in großen Über- 
schriften: „Kommunisten kamen 
mit drei Koffern voll Maschinen- 
pistolen“ und „Rote Terrorbande 
gefaßt”. In den Artikeln mutmaßte 
man, daß diese „rote Bande“ mit 
der „kommunistischen Terrororga- 
isation ‚Nationale Front‘ Kontakt 
hielte‘“, Der Chef der Bande sollte 
der „lnksradikale Armin 'K. 1." 
sein. 
Washierin Wahrheit aber gespielt 
wurde, darüber schwieg sich die 
bürgerliche Presse, bis auf einige 
Ausnahmen aus: „Armin K. 3.” 
steht für Karl Jochheim-Armin. Die- 
ser Mann ist ein Faschist reinsten 
Wassers: 1909 geboren wurde er 
bereits 1924 — mit 15 Jahren 
also! — Mitglied des „Jung-Stahl- 
helms“ (eine militante Faschisten- 
organisation für Jugendliche). 1927 
trat Jochheim-Amin der NSDAP 
bei. Von 194445 war er Unter- 
sturg-Führer bei der Waffen-SS. 
Nach 45 setzte er seine anti- 
demokratische Wühlarbeit fort. Er 
gründete zahlreiche rechtsradikale 
Jugendorganisationen, u.a. die 
„Nationale Jugend Deutschlands“, 
——den „Ring nationaler Jugend“, den. 


= „Kumeradschaftsring nationaler Ju- 


gendverbändk (KNJ)“ usw. 

1968 — während der Hochphase, 
der sozialistischen Studentenbewe- 
‚gung, in der die Verbreitung linker 
und sozialistischer Gedanken einen 
neuen Aufschwung nahm, gründete 
Jochheim-Armin die „Sozial (I) 
Revolutionäre (1) Nationale Kampf- 
gemeinschaft Deutschlands“, Hier- 
an wird besonders deutlich, daß 
sich die Faschisten yor keiner Lüge 
der Lüge, revolutio- 
um für ihre verbre- 
cherischen Ziele Anhänger zu ge- 
winnen! 

1969 gründete Jochheim-Armin 
ie „Nationale Front“ — die nach 
Springer eine _ „kommunistische 


'Tarnorganisation sein soll! Die „Na- 
tionale Front“ hat sich die Aufgabe 
gestellt, die verschiedenen faschisti- 
schen Gruppen und Vereine zu- 
sammenzufassen und auszurichten. 

Und hinter einer weiteren Orgs- 
nisation brauner Färbung steckt 
'Faschist Jochheim-Armin: In diesem 
Jahr gründete er die „Bürgeriniti 
ative Neue Ordnung überall". Diese 
Gruppe scheint sich vor allem — 
die Namensgebung spricht dafür — 
die Zusammenarbeit mit Faschisten 


Springers Zeitungen decken faschistischen Terror 


aus anderen europäischen Ländern 
zum Ziel gesetzt zu haben: In Itali- 
en gibt es eine faschistische Gruppe 
namens „Ordine nuovo“ und in 
Frankreich nennen sie sich „Ordre 
‚nouveau‘‘. Beides heißt „Neue Ord- 
nung“, 

Bezeichnend ist die Berichter- 
stattung über das Münchner Waffen- 
lager in.der Springer-Presse, nach- 
dem es nicht mehr möglich war, 
an der Räuberpistole von der 
„Kommunistenbande“ festzuhalten: 


In der „Welt“ ist ein 18-Zeilen-Ar- 
ikel zu finden, der überschrieben 
ist: „Polizei hebt kleine (1) Gruppe 
(statt „Bande”)  Rechtsradikaler 
au. 


Die Kürze des Artikels macht 
schon deutlich, daß man schr be- 
müht ist, die Sache runterzuspielen. 

Im Artikel selbst wird von 
„mehreren Waffen“ gesprochen- 
gegenüber den „drei Koffern voller 
Maschinenpistolen“!. Betont wird 


Braunschweig. 


Faschisten überfallen zs.n 


linke Buchhandlung 


‚Erneut starteten Faschisten eine 


hier: einige Passagen zitieren (für 
einen Gesamt-Abdruck reicht der 
Platz nicht): 


|rneut war die politische Buch- 
handlung KLEINER ROTER 
[BUCHLADEN in Braun- 
schweig in der Nacht ‘vom 
21./22.10.72 das Ziel eines hinter- 
hältigen Anschlags. Aus einem Ver- 
steck heraus wurde gegen 23.00 
Uhr: mit einem Trommelrevolver 
(Omm) auf die Scheibe des Ladens 
geschossen. Dabei wurden neben 
der Sachbeschädigung vor allem 
auch die im Laden. mit Aufräu- 
mungsarbeiten beschäftigten Mit- 
glieder des Ladenkollektivs aufs 
höchste gefährdet. 
Durch das mutige und schnelle 
Handeln der Ladengenossen gelang 
5, kurz nach dem Anschlag die 


BUCHLADEN 


Täter aufzuspüren und aufzuhalten. 
Bei der anschließenden Festnahme 
durch die Polizei wurden Trommel- 
revolver, Munition und weitere Ge- 
\Wwaltwerkzeuge sichergestellt. 

Einer der Täter ist als Wortführer 
der faschistischen „Aktion Wider- 
stand” und als Miglied der NPD 
bekannt. 

Die Anschläge auf den KLEI- 
NEN ROTEN. BUCHLADEN und 
auf andere demokratische Einrich- 
tungen in Braunschweig (vor allem 
auf den AStA der Technischen Uni- 
wersität) beschränkten sich bisher 
auf das blindwütige Anrichten von 
Sachschäden (allein durch einge 
'worfene Scheiben wurde bisher ein 
Schaden von weit über 10.000 DM 


noch einen Grund geben, diese An- 


ie. ei. — die Red) sind die 
Gewaltakte faschistischer Banden 
nicht als wahnwitzige Tat einiger 


für den Fall offenhält, daß sie infol- 
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Weg zum Wohlstand 


’or dem Bamberger Schöffen- 
gericht ist ein Ehepaar ange- 
klagt, weil es am Abend des 

12. Januar 1972 seine beiden Klein- 

kinder in einem eiskalten und men- 

schenleeren Vorraum der Bamber- 
ger St.Ganglof-Kirche ausgesetzt 
hat, Darauf stehen Strafen bis zu 
fünf Jahre Freiheitsentzug. 

Über die Gründe dieser Straftat 
schrieb die „Hamburger Morgen- 
post” am 29. November: 


der Bahnhofsmission in Ludwig. 
stadt und faßten den folgenschwe- 
ren Entschluß: Sie wollten ihre 
Kinder Gudrun und Michael aus 
setzen und sich dann unter Jal- 
schem Namen Arbeit suchen, um 
den Schuldenberg abzutragen. 

Jeder Mensch wird die Ausset- 
zung der beiden Kinder als eine 
grausame Tat ansehen. Und das ist 
sie auch. Eine Tat, für die eigentlich 
keine Strafe hart genug sein sollte 


sie zu dieser Straftat bewogen? Der 
Sachverständige, der die Eltern a 
ihren Geisteszustand hin unter- 
suchte, schrieb in seinem Gutac 
en: 

„Die Weidmanns empfanden ihre 
Kinder als Hindernis auf dem Weg 
zum Wohlstand.” 

Hinter dieser Straftat steht also 
obendrein noch das abscheulichste 
Motiv, das es in unsergr Gesellschaft 
gibt: Geldgier! Zwar hat die Vertei- 


(Ghettos de Industrienation BRD 


Start zum Wohlstand — aus solchen Löchern? 


„Die Familie Weidmann hatte 
sich in einen Schuldenberg von 
16.000 Mark hineinmanövriert und 
glaubte sich verloren. Auch eine 
„Flucht” in die DDR, bei der sie 
ülles aufgab, rettete sie nicht. Denn 
die DDR-Behörden schoben die 
mittellose Familie einfach wieder in 
die Bundesrepublik ab. 

Hier verbrachten die Weidmanns 
die leızte gemeinsame Nacht auf 


Wären die Kinder nicht noch recht- 
zeitig von anderen Leuten gefunden 
worden, so wären sie verhungert 
oder erfroren. Das mußten die Ver- 
antwortlichen wissen. 

Wer sind die Verantwortlichen 
für diese schreckliche Tat? Die 
Sachlage scheint klar: Die Eltern. 
Sie haben die Kinder ausgesetzt, und 
dafür stehen sie jetzt ja auch vor 
Gericht. Und ihre Motive? Was hat 


digung der Angeklagten .eine er- 
neute psychiatrische Untersuchung 
in einer Nervenklinik. beantragt, 
weil es doch immerhin sein könne, 
d48 die Eltern „zumindest während 
der Tatzeit Vermindert zurech- 
mungsfähig” waren. Der Prozeß 
mußte deswegen auch unterbrochen 
werden und wird wohl erst 1973 
weitergehen. Aber die Eltern haben 
ja schon selbst das Motiv für ihre 


Tat genannt, nämlich, daß sie ihren 
Schuldenberg abtragen” wollten, 
Weil ihre Situation aussichtsios war. 

Als Hintergrund dieser Straftat 
bleibt damit die Geldgier. Aber, 
Moment! Streben nach Wohlstand, 
Scnldenber abtnann das dd 

zwei ganz verschiedene Din- 
SE? Die Simation der Weidmanns 
war aussichtsios, sie hatten 16 000. 
Mark Schulden. Wer ist dafür ver- 
antwortlich? 

Nach einer Ermittlung des Stati- 
stischen Bundesamtes gibt es in 
unserem Land 600.000 Bewohner 
von Armenanstalten. 1,1 Millionen 
Menschen in ländlichen Gebieten 
müssen ihre sozialen Bedürfnisse so- 
weit reduzieren, daß sie mit 100 bis 
400 DM pro Monat auskommen. 5 
Millionen Erwerbstätige und Fami- 
lien haben ein monatliches Einkom- 
men unter 600 DM. Und fast 5,4 
Millionen Rentner müssen mit einer 
monatlichen Rente bis zu 350 DM 
auskommen. Wer ist dafür verant- 
wortlich? 

In den vergangenen zehn Jahren 
stiegen die Mieten um 73 Prozent 
„Sozial”-Neubauten mit 75 qm 
Wohnfläche kosten heute durchweg 
309 DM. Nach einer offiziellen 
Schätzung fehlen heute rund 1 Mil- 
lion Wohnungen. Allein in Hamburg 
sind bei den Bezirksimtern rund 
10.000 Dringlichkeitsfälle  regi- 
striert. Mehr als eine halbe Million 
Menschen „leben” in unserem Land 
in Baracken und Nissenhötten. 

In Bremen bekommen 11 000 
Menschen Feuerungshilfe, weil sie 
zu wenig Geld haben, um sich die 
Kohlen selber zu kaufen. In Frank- 
furt wird monatlich ungefähr 800 
Familien der Strom abgestellt, weil 
sie die Rechnung nicht bezahlen 
können. Und dabei wird keine 
Rücksicht genommen, ob Kleinkin- 
der in der dazugehörigen Wohnung 
sind oder ob Winter ist. Wer ist 
dafür verantwortlich? 

Weidmanns hätten sich natürlich 
auch das Leben nehmen können, 
wie viele andere es täglich tun, 
denen die Not und das Elend bis 
zum Hals reichen. Dann stünden sie 
heute wenigstens nicht vor Gericht. 

Sie haben sich in einen Schul- 
denberg von 16 000 Mark „hinein- 
manöyriert” — schreibt die „Mor- 
genpost”. Wer hat sie in den Schul- 
denberg hineinmanöwriert? Wer ist 
dafür verantwortlich, daß Millionen 
von Arbeiterfamilien so wenig Geld. 
zum Leben haben, daß sie Schulden 
machen missen? 

Die „Morgenpost” klagt, daß die 
DDR-Behörden die mittellose Fami- 
ie „einfach wieder” in die Bundes- 
republik abschoben. Das ist un- 
menschlich. Aber welcher Zynismus. 
der bürgerlichen Presse in unserem 
Land, die die DDR anklagt, weil sie 
nicht für die Folgen der kapitalisti- 
schen Verhältnisse in der Bunder- 
republik eisteben will ( und auch 
nicht kann). Das ist der Zynismus. 
desjenigen, der ein Verbrechen be- 
geht und dann andere beschuldigt, 
daß sie sein Verbrechen nicht „wie- 
dergutmachen. 

Den Gipfel aber hat dieser Zynis- 
mus um Gutachten des Nervenarztes 
gefunden: „Die Weiimanns emp 
fanden ihre Kinder als Hindernis 
auf dem Weg zum Wohlstand.” Die- 
ser Herr wird freilich keine Sorgen 
mit geinem „Weg zum Wohlstand” 
haben, denn dieses Gutachten 
bringt ihm sicher nicht nur einige 
Hundert-Mark-Scheine zusätzlich zu 
seinen sonstigen Pfrinden ein. Er 
hat sich damit wohl auch ein Lob 
der Kapitalisten und der Justiz ver- 
dient, die ihn sicher bald mit neuen 
„Gutachten” beauftragen werden. 


Für die Werimanns hingegen geht es 
micht um den „Weg zum Wohl 
stand“, sondern darum, überhaupt 
ieben u können Die aus dieser 
Situation geborene Verzweiflung, 
die sie zur Aussetzung ihrer Kinder 
veranlaßte, bringt ihnen jetzt be- 
stenfalls den Ehrentitel „zumindest 
während der Tatzeit verminderte 
Zurechnungsfähigkeit“ ei 

Keine Strafe ıst hart genug für 
diejenigen, die für diese schreck- 
liche Tat verantwortlich sind. Ver- 
aber sind die Kapitali- 
sten. Verantwortlich ist die ganze 
staatlich organisierte kapitalistische 
‚Ausbeuterherrschaft, die unzählige 
Menschen immer mehr ın Not und 
Elend treibt, die sie in ihrer Ver- 
zweiflung zu Taten veranlaßt, deren 
sie ohne die kapitalistischen Ver- 
hältnisse, in denen wir leben, nicht 
fähig wären — und die sie dann 
auch nicht nötig hätten, um leben 
zu können. 

Der Prozeß gegen die Weidmanns. 
ist ein alltäglicher Teil des Klassen- 
kampfes von oben. Bestraft werden 
nicht die Urheber, sondern die 
Opfer des Verbrechens. 


antwort: Ka Ehlers, Verlagsacreume 
Auflage: 17 000, Erscheinungemeine: | 
monatlich, Verkaufspreis: 50 Pig. 
Vertegskonten: Dresdner Barık, Kio. | 
Nr. 451 8378 ı. Raents, Postscheck: 

konto Hamburg Nr. 240 595 4. Rsants. 


Kontaktadressen des KB 


BREMERHAVEN; Arbeiter- 
buch, Pol. Buchhandlung, 285 
Bremerhaven, Bürger 198, 1gl. 


1220- 18% Uhr, 
Tei.41 2454 

EUTIN; H.Lankau, 242 Eu- 
Un-Großmeinsdort 


FLENSBURG: Peter Petersen, 
239 Flensburg, Postiagerkarte, 
A022583 

FRANKFURT: D. Müller, 
232 Bad Soden, Postfach 
1371. Tel. 0811/3061 71, Mo. 
18— 21 Uhr, Do. 18— 21 Uhr 
HAMBURG: Arbeiterbuch, 
Pol. Buchhandlung, 2 Hamburg, 
13, _Grindelhof 45, Tel 
453801, 1. 9.00- 1830 
Uhr 

OLDENBURG: 

D. Seidel 


29 Oldenburg 
Postfach 


Kontaktadressen weiterer V/ 


GOTTINGEN: KAG im Buch-| 
iaden „Rote Straße”, 4 Gör-| 
ngen, Rote Straße 10, Di 17— | 
19 Uhr | 
LÜBECK: W. Blankschein, 24] 
Lübeck, Postiagerkarte 082332 A | 


WESTBERLIN: FlorianGeyer & 
Sozielistsches Zentrum, 1 Ber- 


lin 21, Stephansır. 60 


